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Referat 
Die Frage, inwieweit Franchisenehmern Einkaufsvorteile zustehen, die dem 
Franchisegeber auf der Grundlage der Umsätze zufließen, die Franchisenehmer mit 
Systemlieferanten generiert haben, ist seit jeher streitig. Das Schrifttum zu diesem 
Thema ist kaum noch zu überschauen. Viele Fragen werden nach wie vor auf der 
Grundlage der 1. Grundsatzentscheidung des BGH vom 03.02.1999 gelöst. Immer 
wieder ist dabei die Frage aufgeworfen worden, ob unabhängig von vertraglichen 
Gestaltungen einem Franchisenehmer auf der Grundlage zivilrechtlicher Vorschriften 
ein Anspruch auf anteilige Auskehr der Einkaufsvorteile zusteht, bis hin zu den 
Lösungsansätzen, wonach die Grundsätze der von Teubner aufgestellten 
Netzwerkhaftung auch auf Franchiseverträge anzuwenden sind und demgemäß alle 
in das System fließenden Vorteile anteilig an alle Franchisenehmer auszukehren 
sind. Insofern ist es angezeigt, sich allgemein mit den rechtlichen Fragen zu 
befassen, die mit den Lieferantenvorteilen in Franchise-Verhältnissen 
zusammenhängen. 
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Lieferantenvorteile in Franchiseverhältnissen 
Die Frage, inwieweit Franchisenehmern Einkaufsvorteile zustehen, die dem 
Franchisegeber auf der Grundlage der Umsätze zufließen, die 
Franchisenehmer mit Systemlieferanten generiert haben, ist seit jeher 
streitig. Das Schrifttum1 zu diesem Thema ist kaum noch zu überschauen. 
Viele Fragen werden nach wie vor auf der Grundlage der 1. 
Grundsatzentscheidung des BGH vom 03.02.19992 gelöst. Immer wieder ist 
dabei die Frage aufgeworfen worden, ob unabhängig von vertraglichen 
Gestaltungen einem Franchisenehmer auf der Grundlage zivilrechtlicher 
Vorschriften ein Anspruch auf anteilige Auskehr der Einkaufsvorteile 
zusteht, bis hin zu den Lösungsansätzen, wonach die Grundsätze der von 
Teubner3 aufgestellten Netzwerkhaftung auch auf Franchiseverträge 
anzuwenden sind und demgemäß alle in das System fließenden Vorteile 
anteilig an alle Franchisenehmer auszukehren sind4. Insofern ist es 
angezeigt, sich allgemein mit den rechtlichen Fragen zu befassen, die mit 
den Lieferantenvorteilen in Franchise-Verhältnissen zusammenhängen.  
                                                
1 Vgl. u.a. Hel. Liesegang, Einkaufsvorteile und Transparenz in Franchise-Systemen, S. 
154; Flohr/Petsche, Franchise-Recht, Rdn. 143 ff.; Böhner WRP 2006, 1089 ff.; 
Giesler/Güntzel ZIP 2006, 1788; Flohr BB 2007, 6.  
2  BB 1999, 860 – Sixt. 
3 Siehe dazu vor allem Teubner ZHR 168 (2004), 1 ff.; Teubner, Netzwerk als 
Vertragsverbund, 2004; insgesamt dazu auch Lange, Das Recht der Netzwerke, S. 1 ff. 
4 Böhner BB 2004, 119; KritV 2006, 227. 
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1. Teil: Einleitung 
A. „Franchising“ 
    I. Wirtschaftliche Grundlagen 
Der Begriff „Franchising" stammt aus den USA5 und stellt ein auf 
Partnerschaft basierendes Vertriebskonzept dar. Der Franchisegeber 
erlaubt dem Franchisenehmer, im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses 
sein unternehmerisches Konzept zu nutzen. Dafür stellt er ihm Know-how 
zur Verfügung und ermöglicht ihm den Gebrauch von Marken und sonstigen 
gewerblichen Schutzrechten. 
Der Franchisenehmer setzt dieses unternehmerische Konzept als 
selbstständiger Unternehmer auf eigene Kosten und Rechnung um. Für die 
Leistungen des Franchisegebers zahlt er die Franchisegebühr. Diese 
Gebühr stellt überwiegend einen prozentualen Betrag des vom 
Franchisenehmer monatlich erwirtschafteten Umsatzes dar. Die 
Franchisegebühr liegt in der Regel zwischen drei und fünf Prozent des 
Verkaufs-Umsatzes des Franchisenehmers. Daneben können je nach 
Ausgestaltung des Franchisekonzeptes noch weitere Gebühren treten, bei 
am Markt etablierten Systemen sind das insbesondere die 
Aufnahmegebühr und die Werbegebühr. Obwohl allgemein im Franchise-
Recht von „Gebühr“ gesprochen wird, sucht man im franchiserechtlichen 
Schrifttum vergeblich nach einer Definition des Begriffs „Gebühren“. Dieser 
Begriff wird als gegeben vorausgesetzt, darf aber nicht mit dem öffentlich-
rechtlichen Gebührenbegriff verwechselt werden, der vom 
kommunalrechtlichen Äquivalenzprinzip6 ausgeht. In diesem Sinne wird der 
Gebührenbegriff des Franchiserechts nicht verstanden. Vielmehr wird 
dieser als Gegenleistung für die vom Franchisegeber zu erbringenden 
                                                
5 In den USA wurden bereits im Jahr 2005 ca. 30 Prozent des gesamten 
Einzelhandelsumsatzes über Franchisesysteme abgewickelt (vgl. Schäfer, Die Pflicht 
des Franchisegebers zu vorvertraglicher Aufklärung, S. 25). 
6 Vgl. Klöpfer AöR 1997, 232; Stober, Kommunalrecht, S. 156; aus der Rechtsprechung 
siehe OLG Düsseldorf NJW-RR 2009, 1645, 1646. 
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Leistungen verstanden, sodass Gradmesser für die Gebühr im 
Franchiserecht § 138 BGB ist7.  
Franchising verbindet daher die Vorteile des Direktvertriebs im Sinne eines 
einheitlichen Auftritts unter einer Marke und starke Marktpräsenz mit denen 
des indirekten Vertriebs im Sinne der Einschaltung von Vertriebsmittlern. 
Ein selbstständiger Unternehmer wird in der Regel einsatzfreudiger und 
motivierter arbeiten als ein angestellter Filialleiter. Außerdem ist der 
Kapitaleinsatz des Franchisegebers wesentlich geringer, als er es bei 
vergleichbaren Filialsystemen wäre. Der Franchisenehmer ist nämlich für 
die Investitionen seines Geschäfts selbst verantwortlich und hat diese zu 
finanzieren. Ein Franchisesystem kann daher schneller wachsen und den 
Markt durchdringen, als es ein zentral finanziertes Filialsystem kann. 
Darüber hinaus zeigt sich auch bei der Internationalisierung des 
Geschäftsmodells ein erheblicher Vorteil des Franchising. Der 
Franchisegeber kann von dem kulturellen und rechtlichen Wissen des 
lokalen Master-Franchisenehmers profitieren. Franchising ist daher sowohl 
für den Franchisegeber als auch den Franchisenehmer wirtschaftlich 
sinnvoll8. Neben den genannten Vorteilen ist Franchising auch vorteilhaft für 
die Gesamtwirtschaft, indem es den Mittelstand und die Regionalförderung 
stärkt und so der wirtschaftlichen Konzentration entgegenwirkt und 
Arbeitsplätze schafft.9 Weltweit gibt es derzeit über 12.000 
Franchisesysteme mit über 800.000 Franchisenehmern. Auch in 
Deutschland wird Franchising spätestens seit den neunziger Jahren des 
letzten Jahrhunderts zunehmend beliebt. Im Jahr 1995 gab es in 
Deutschland circa 530 Franchisesysteme; im Jahr 2000 waren es circa 735, 
während es heute mehr als 1075 sind, von denen ungefähr 90 Prozent 
deutschen Ursprungs sind10. Daneben hat sich im Zeitraum von 2004 bis 
2014 der Umsatz der Franchise-Unternehmen beinahe verdreifacht, 
                                                
7 Siehe zum Ganzen: Flohr, Franchisevertrag, S. 210 f. 
8 Zu weiteren wirtschaftlichen Vorteilen für Franchisenehmer und Franchisegeber vgl. 
Skaupy, Franchising, S. 52 ff. 
9 Vgl. Giesler/Nauschütt/Lerchenmüller, Franchiserecht, Kap. 1 Rdn. 17 ff. 
10 http://www.franchiseverband.com/presse-und-information/presse/franchise-statistiken. 
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während die Gesamtwirtschaft lediglich um ein Viertel gewachsen ist. Lag 
der Gesamtumsatz der Franchisebranche im Jahr 2004 noch bei circa 28 
Milliarden Euro, so liegt er nun bei circa 74 Milliarden Euro. Alleine vom 
Jahr 2010 bis zum Jahr 2011 erfuhr die Franchisebranche ein Umsatzplus 
von 15 Prozent11. Insgesamt sind heute rund 540.000 Menschen in der 
Franchisingbranche bei etwa 72.000 Franchisenehmern beschäftigt, was 
bezogen auf das Vorjahr einen Zuwachs von 7,4 Prozent ausmacht. Dabei 
macht der Dienstleistungs- und Handelsbereich mit 80 Prozent den weitaus 
größten Teil des Franchisingbereichs aus, gefolgt vom Hotel- und 
Gastronomiesektor12.Franchising ist in der Gastronomie (McDonalds, 
Burger King, Subway), im Hotelgewerbe (Hilton, Intercontinental, Holiday 
Inn), bei Bäckereien (Kamps), im Baumarktsektor (Obi), bei der 
Autovermietung (Sixt), bei Optikern (Apollo), im Immobilienbereich (Engel & 
Völkers, RE/MAX), im Tiernahrungs- und Zubehörbereich (Fressnapf, Zoo 
u. Co.) und vielen weiteren Marktsegmenten insbesondere des 
Einzelhandels zu finden. Allein dem Deutschen Franchise-Verband (DFV) 
gehören derzeit über 250 Franchisesysteme an, was nach Selbstangabe 
des DFV lediglich ein Drittel aller in Deutschland am Markt aktiven 
Franchisesysteme darstellt.13 
 
    II. Definition 
In der Rechtsprechung und Literatur hat sich bislang keine einheitliche 
Definition des „Franchising“ durchgesetzt. Vielmehr wird dieser Begriff 
durch eine Abgrenzung zu anderen, dem Vertriebsrecht zuzuordnenden, 
teilweise durch Gesetz geregelten Vertragstypen bestimmt. Hierbei erfolgt 
                                                
11 Aus der Pressemitteilung des deutschen Franchiseverbandes 2011, nachzulesen unter 
www.franchiseverband.com. Der Anteil des Franchisings am Bruttoinlandsprodukt wuchs 
bereits im Jahr 2006 auf 1,6 Prozent von circa einem Prozent im Jahr 1996. Daneben hat 
sich im gleichen Zeitraum die Anzahl der Beschäftigten in der Franchisingbranche fast 
verdoppelt, während gesamtwirtschaftlich lediglich eine Steigerung von circa vier Prozent 
erreicht werden konnte. Sparkasse S. 11; Deutsche Bank Research 2007, S. 5. 
12http://www.franchiseverband.com/presse-und-information/presse/franchise-statistiken. 
13 Deutscher Franchise-Verband, Erfolgreiche Selbstständigkeit mit Franchising, Ausgabe 
2004 oder nachzulesen im Internet unter www.dfv.de (Informationen für 
Franchisegeber). 
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die Differenzierung nach der Intensität der Eingliederung des 
Kooperationspartners in die Organisation der Kooperationszentrale14. 
Insoweit wird ausgehend von Martinek15 vielfach von 
„Subordinationsfranchising“ oder „Koordinationsfranchising“ bis hin zu 
„Konföderierungsfranchising“ gesprochen. Dabei darf nicht übersehen 
werden, dass in Deutschland in den letzten Jahren immer wieder darüber 
diskutiert worden ist, den Begriff des Franchising gesetzlich zu definieren, 
zumindest aber im Rahmen eines Franchisegesetzes die Kriterien 
festzulegen, anhand derer eine vorvertragliche Aufklärung des 
Franchisenehmers zu erfolgen hat16.  
Anders sieht es in den Ländern der EU aus, in denen das Franchising 
gesetzlich geregelt ist, wie in Belgien, Frankreich, Italien, Schweden und 
Spanien17. Aber auch diese Gesetze beschränken sich, wie insbesondere 
Belgien zeigt, im Wesentlichen darauf, den Inhalt eines Franchisevertrages 
zu umschreiben, sowie sog. Disclosure Requirements, d.h. Kriterien für die 
vorvertragliche Aufklärung des Franchisenehmers, festzulegen.  
Allgemein wird die Definition des Begriffs „Franchising“ der European 
Franchise Federation (EFF) zugrunde gelegt. Diese lautet: 
 „Franchising ist ein Vertriebssystem, durch das Waren und/oder 
Dienstleistungen und/oder Technologien vermarktet werden. Es gründet 
sich auf eine enge und fortlaufende Zusammenarbeit rechtlich und finanziell 
selbständiger und unabhängiger Unternehmen, den Franchisegeber und 
seine Franchisenehmer. Der Franchisegeber gewährt seinen 
Franchisenehmern das Recht und legt ihnen gleichzeitig die Verpflichtung 
auf, ein Geschäft entsprechend seinem Konzept zu betreiben. Dieses Recht 
berechtigt und verpflichtet den Franchisenehmer, gegen ein direktes oder 
indirektes Entgelt im Rahmen und für die Dauer eines schriftlichen, zu 
                                                
14 Grundlegend Martinek, Franchising, S. 196 ff.; Flohr/Petsche, Franchiserecht, Rdn. 10.  
15 Martinek, a.a.O., S. 196 ff. 
16 Umfassend dazu Flohr, Editorial, ZVertriebsR Heft 1/2016, S.1 ff. 
17 Insgesamt zu dieser Regelung des Franchising innerhalb einzelner europäischer 
Staaten: Flohr, MasterFranchisevertrag, ZHR 2005, S. 64 ff. mit umfassenden 
Länderberichten.  
6 
 
diesem Zweck zwischen den Parteien abgeschlossenen Franchisevertrags 
bei laufender technischer und betriebswirtschaftlicher Unterstützung durch 
den Franchisegeber, den Systemnamen und/oder das Warenzeichen 
und/oder die Dienstleistungsmarke und/oder andere gewerbliche Schutz- 
oder Urheberrechte sowie das Know-how, die wirtschaftlichen und 
technischen Methoden und das Geschäftssystem des Franchisegebers zu 
nutzen.“; aus dem Ethikkodex 2004 der European Franchise Federation 
(EFF)18. Auf dieser Definition basiert auch der „Ehrenkodex des Deutschen 
Franchise-Verbandes“ und entspricht diesem Ethikkodex teilweise 
wortwörtlich19.  
 
    II. Andere Vertriebssysteme 
Neben dem Franchising gibt es eine Reihe weiterer Arten der 
Zusammenarbeit von Systemzentralen mit den jeweiligen 
Kooperationspartnern. Im Vordergrund steht dabei die Abgrenzung des 
Franchising zu Genossenschafts- (z. B. REWE, Edeka) und 
Beteiligungssystemen (z. B. Trinkgut, Media Markt, Saturn) 20. 
Das grundsätzliche Gegenstück zu Franchisesystemen stellen Filialsysteme 
dar. Filialsysteme unterscheiden sich von Franchisesystemen in erster Linie 
durch die mangelnde rechtliche Selbstständigkeit der einzelnen Betriebe. 
Die Filialleiter sind Angestellte und somit Teil der unternehmenseigenen 
Absatzorganisation. Sie unterliegen dem umfassenden Weisungs- und 
Kontrollrecht des Arbeitgebers21.  
                                                
18 Diese Definition, welche auch die offizielle Definition des Deutschen Franchise- 
Verbandes (DFV) darstellt, ist in der Literatur vorherrschend. Die lange und ungriffige 
Definition wird jedoch schon vom DFV selbst durch einen Merkmalskatalog ergänzt 
(vgl. Skaupy, Franchising,  S. 6 f.). In diesem Merkmalskatalog werden einzelne 
Begriffe der Definition genauer erläutert, außerdem werden die zentralen Pflichten des 
Franchisegebers und des Franchisenehmers skizziert. 
19 Abgedruckt in: Jahrbuch Franchising 2016/17. 
20  www.partner.rewe.de; edeka-verbund.de; metrogroup.de (Media-Markt, Saturn). 
21 Das Weisungsrecht des Arbeitgebers geht weit über das des Franchisegebers hinaus 
(vgl. Flohr/Petsche, Franchiserecht, Rdn. 78; Hel. Liesegang, Der Franchisevertrag, S. 
3). 
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Die Handelsketten und Genossenschaften sind aus der Sicht der 
Endkunden kaum von Franchisesystemen zu unterscheiden. Allerdings 
kooperieren bei Handelsketten und Genossenschaften Marktteilnehmer auf 
der horizontalen Stufe, während bei einem Franchisesystem eine vertikale 
Kooperation vorliegt. Dementsprechend sind bei Handelsketten und 
Genossenschaften die Kontroll- und Weisungsrechte eines 
Franchisesystems nicht in gleichem Umfang gegeben. Außerdem sind 
Handelsketten und Genossenschaften anders als Franchisesysteme 
überwiegend auch gesellschaftsrechtlich organisiert22. Beispielsweise zu 
nennen ist das OHG-Modell der REWE. Bei diesem Modell sind die REWE 
Kooperationszentrale (als Großhändler) und der einzelne REWE-
Marktbetreiber jeweils persönlich haftende Gesellschafter einer OHG nach 
den §§ 105 ff. HGB, die Einzelhandelsgeschäfte betreibt. 
Eine Analyse der einzelnen Systemarten im Hinblick auf die damit 
verbundenen Auswirkungen auf Ansprüche bezüglich der 
Lieferantenvorteile findet im 3. und 4. Teil der Arbeit statt. 
 
B. „Lieferantenvorteile“ 
Bei fast allen Franchisesystemen bezieht der Franchisenehmer Waren 
und/oder Dienstleistungen von oder über den Franchisegeber. Selbst im 
Rahmen von Dienstleistungssystemen (z.B. Hotel-, Speditions- und 
Bürodienstleistungen, Steuerberaterdienstleistungen, 
Buchführungssystemen etc.) werden über den Franchisegeber Produkte 
und sonstige Leistungen bezogen. Hierzu gehören Investitions- und 
Verbrauchsgüter sowie insbesondere auch Werbematerialien jeglicher Art23. 
Sämtliche Vertragspartner eines Franchisesystems, die Waren und/oder 
Dienstleistungen an den Franchisegeber und/oder Franchisenehmer liefern, 
                                                
22 Flohr/Petsche, Franchiserecht, Rdn. 79. 
23 Diese Konstellationen machen in der Praxis die weit überwiegende Mehrheit der 
Franchisesysteme aus. Die Frage, um die sich diese Ausarbeitung dreht, ist auch nur 
für diese Konstellationen relevant. 
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werden in dieser Ausarbeitung als Lieferanten bezeichnet. Dies gilt 
unabhängig davon, ob die „Lieferanten“ ihrerseits Großhändler, Hersteller, 
Importeur o. ä. sind. Diese Unterscheidung ist für die Ausarbeitung und 
insbesondere für mögliche Ansprüche des Franchisenehmers auf 
Weiterleitung der Lieferantenvorteile nicht relevant. 
Die Teilnehmer an Franchisesystemen sind grundsätzlich daran interessiert, 
möglichst viele im jeweiligen Franchise-Outlet abzusetzende Produkte 
(Sortiment des Franchisesystems) von einzelnen oder mehreren 
Lieferanten zu günstigen Konditionen zu beziehen. Die Bündelung der 
Nachfrage durch ein Franchisesystem und damit die Erzielung günstiger 
Einkaufspreise ist ein wesentlicher wirtschaftlicher Anreiz für den 
Franchisenehmer, einem Franchisesystem beizutreten. Die 
Leistungskonditionen des jeweiligen Lieferanten können sich auf Waren 
und/oder Dienstleistungen beziehen. Die nachfolgenden Ausführungen 
beziehen sich in erster Linie auf Warenabsatzsysteme; diese sind in der 
Praxis weitaus häufiger anzutreffen. Die Problematik von 
Lieferantenvorteilen (und deren Weiterleitung) stellt sich primär in diesem 
Bereich.  
Die Lieferanten haben neben der Verfolgung der Absatzziele ein Interesse 
daran, ihre Kunden auch für ihre eigenen Marketing- und Werbezwecke 
einzusetzen. Unter anderem aus diesen Gründen sind sie an verlässlichen, 
langjährigen Vertragsbeziehungen interessiert. Außerdem kann der 
Franchisegeber als Plattform der zentralen Warendistribution für die 
Lieferanten dienen. Der Lieferant erspart sich insoweit beispielsweise 
außendienstliche Tätigkeiten. Des Weiteren bietet die Zusammenarbeit mit 
einem Franchisesystem für den Lieferanten eine Absatzsicherheit. Die 
durch das Franchisesystem gebündelten Nachfrager, die Franchisenehmer, 
konzentrieren ein größeres Einkaufsvolumen, als es bei der Bedienung 
einzelner Abnehmer der Fall wäre. Darüber hinaus können Delcredere-
Vereinbarungen mit dem Franchisegeber sowie andere Formen der 
Zusammenarbeit das Risiko des Zahlungsausfalls zugunsten des 
Lieferanten begrenzen. 
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Aus diesen und im folgenden näher erläuterten weiteren Gründen 
gewähren die Lieferanten ihren Kunden - im Gegenzug für die genannten 
Vorteile, die der Lieferant erlangt – Preisnachlässe, Boni, 
Jahresrückvergütungen, Zuschüsse zu einzelnen Leistungen, insbesondere 
Werbekostenzuschüsse etc. – die sogenannten „Lieferantenvorteile“. Der 
Ausdruck Lieferantenvorteile wird als Oberbegriff für alle möglichen Arten 
von geldwerten Zuwendungen der Lieferanten benutzt24.  
Die Lieferantenvorteile können einen erheblichen Anteil des 
Rechnungsbetrages der jeweiligen Warenlieferung ausmachen. Sie werden 
regelmäßig von den jeweiligen Kooperationszentralen (Franchisegebern) 
mit den Lieferanten ausgehandelt. Voraussetzung für die Gewährung der 
meisten Lieferantenvorteile sind Produktabnahmen, Warenpräsentationen 
oder sonstige Marketingmaßnahmen, die von den örtlichen 
Kooperationspartnern der Kooperationszentralen (oder von der 
Kooperationszentrale selbst oder ggf. auch von Dritten) erbracht werden. 
Mit anderen Worten: Die Kooperationszentrale (der Franchisegeber) erhält - 
bei einfacher Betrachtung - von den Lieferanten Zuwendungen (Geld oder 
sonstige Unterstützungen) für Leistungen und Produktabnahmen, die nicht 
nur die Kooperationszentralen, sondern insbesondere auch (oder sogar 
nur) die jeweiligen Kooperationspartner (Franchisenehmer) erbringen. Auf 
der Basis dieser Betrachtung wird aus der Sicht insbesondere der 
Franchisenehmer eine Beteiligung an den Lieferantenvorteilen gefordert.  
Die Gewährung von Lieferantenvorteilen ist nicht auf das Franchising 
beschränkt: Das im Lebensmitteleinzelhandel stark vertretene 
Beteiligungsmodell kennt die gleichen Problemlagen25. Dies betrifft 
insbesondere die traditionell genossenschaftlich geführten Bereiche des 
Lebensmittel-Einzelhandels wie REWE und Edeka. Eine ähnliche 
Problematik ist auch im Bereich der TV- Werbung zu finden, wo die 
Werbefirmen von den Fernsehanstalten Rückvergütungen für die Schaltung 
                                                
24 In der Rechtsprechung und Literatur wird der Begriff „Einkaufsvorteile“ als Oberbegriff 
verwendet (vgl. hierzu unten, 2. Teil B, C). 
25 Geibel, WM 2015, 1649 ff. 
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von Werbespots (beispielsweise in Form von freier Werbezeit), sog. 
Medienrabatte26, erhalten und sich die Frage stellt, ob die jeweiligen 
Kunden, für welche die Werbung geschaltet worden ist, einen Anspruch auf 
Partizipation an diesen Vorteilen haben. Auf eine ähnliche Fragestellung 
trifft man auch bei dem Verkauf von Finanzprodukten. Eine Bank, welche 
Finanzanlageprodukte (Investment- Fonds- Anteile) verkauft, erhält 
Rückvergütungen von den Emittenten der Produkte27. Auch in diesen Fällen 
kann es vorkommen, dass Abnehmer dieser Produkte eine Beteiligung an 
diesen Zuwendungen verlangen. Im Rahmen der vorliegenden 
Ausarbeitung wird berücksichtigt, inwieweit Problemlösungen aus einem 
dieser Gebiete auch für den Bereich des Franchisings nutzbar gemacht 
werden können.  
 
C. Problemstellung 
Die vorstehend skizzierte Vorgehensweise der Lieferanten in Verknüpfung 
mit der Kooperationszentrale mit Auswirkungen für die Franchisenehmer 
soll anhand der nachfolgenden Beispiele näher erläutert werden: 
- Der Lieferant führt regelmäßig sogenannte Jahresgespräche mit den 
Franchisegebern. Gegenstand der Jahresgespräche ist der Abschluss 
von Rahmen-Einkaufsverträgen. Der Lieferant hat das Interesse, eine 
möglichst große Warenmenge an den Franchisegeber zu veräußern. 
Der Franchisegeber will zugunsten der ihm angeschlossenen 
Franchisenehmer günstige Bezugskonditionen erreichen. Der Lieferant 
benötigt Planungssicherheit und will daher mit dem Franchisegeber 
möglichst konkrete (Mindest-) Absatzmengen festlegen. Der 
Franchisegeber verweist im Rahmen der Verhandlungen auf den 
Umfang des Bezugsvolumens und regelmäßig auch auf die weiterhin 
geplante Expansion seines Franchisesystems. Unter derartigen 
Umständen ist der Lieferant bereit, dem Franchisegeber besondere 
                                                
26 Vgl. hierzu umfassend Martinek: Mediaagenturen und Medienrabatte, S. 1 ff. 
27 Vgl. z. B.BGH ZIP 2003, 22; OLG München ZIP 2010, 744 ff. 
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(Mengen-) Rabatte auf seine Wiederverkäufer-Listenpreise zu 
gewähren. Um weitere Anreize für den Franchisegeber zu schaffen, 
dass Wettbewerbsprodukte möglichst nicht eingekauft werden, 
verspricht der Lieferant regelmäßig außerdem Boni im Hinblick auf die 
Erreichung eines besonders hohen Jahres-Einkaufsvolumens bzw. für 
die Erreichung festgelegter Einkaufsmengen. 
 
- Die Franchisezentrale kann die Markenwerbung des Lieferanten 
unterstützen und im Rahmen der Jahresgespräche anbieten, dass z. 
B. die wöchentlich oder monatlich erscheinenden Werbebeilagen, 
insbesondere in Tageszeitungen oder Wochenblättern, besondere 
Hinweise auf die Produkte des Lieferanten enthalten. Der Lieferant 
prämiert diese Unterstützung entweder mit Naturalrabatten, 
Werbekostenzuschüssen oder anderen Anreizen. Der Franchisegeber 
nutzt insoweit die Stärke des von ihm begründeten Franchise-
Netzwerkes mit den z. B. über das Bundesgebiet oder ggf. sogar über 
Europa verteilten franchisierten Verkaufsstellen (Märkten, Restaurants, 
Hotels etc.).  
 
- Rechtlich und auch wirtschaftlich schwierig werden die 
Rahmengespräche zwischen Lieferant und Franchisegeber im Hinblick 
auf die Einbeziehung der Franchisenehmer. Die Franchisenehmer sind 
einerseits nicht Vertragspartner der Rahmenverträge; andererseits 
können sich die Franchisenehmer gegenüber dem Lieferanten auf die 
vom Franchisegeber ausgehandelten Konditionen berufen. Die im 
Rahmen von Franchisesystemen in der Regel vorzufindenden 
Franchisenehmer-Beiräte sind in der Regel der Auffassung, dass ohne 
die von den Franchisenehmern generierten Abnahmemengen und 
ohne die Mitwirkung an den jeweiligen Marketingaktionen im 
regionalen Bereich des jeweiligen Franchisenehmers die 
Lieferantenkonditionen nicht durchzusetzen sind. Aufgrund dessen 
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beanspruchen die Franchisenehmer zumindest Teile dieser 
Lieferantenkonditionen. Der Franchisegeber kann darauf verweisen, 
dass die „günstigen“ Einkaufskonditionen unmittelbar den 
Franchisenehmern zugute kommen. Streitpunkte sind jedoch z. B. 
Werbekostenzuschüsse, welche der Lieferant/Hersteller nur an die 
Franchisezentrale zahlt. Bereits an diesem Beispiel aus der Praxis wird 
deutlich, um welche wirtschaftlich wichtige Themenstellung es im 
Zusammenhang mit der vorliegenden Untersuchung geht.  
 
Die Frage, ob und falls ja unter welchen Umständen die Lieferantenvorteile, 
welche der Franchisegeber von den Lieferanten des Systems oder von den 
Herstellern der Waren erhält, an die Franchisenehmer auszukehren sind, 
beschäftigt die Literatur und Judikatur seit geraumer Zeit. Die ersten 
wegweisenden Urteile sind die sog. Sixt-Entscheidung des BGH vom 
03.02.199928, die Apollo-Entscheidungen des BGH vom 20.05.199929 und 
die Hertz-Entscheidung des BGH vom 22.02.200630. Aus jüngerer Zeit sind 
die Praktiker-Entscheidungen des OLG Düsseldorf31 und der Praktiker-
Beschluss des BGH vom 11.11.200832 zu erwähnen. Insbesondere diese 
Entscheidungen haben eine Reihe von Einzelfragen im Zusammenhang mit 
der Weiterleitung von Einkaufsvorteilen geklärt. Es bleiben jedoch sowohl 
eine systematische Analyse und Ausarbeitung sowie eine Reihe von 
Grundsatzfragen offen. Es ist das Ziel dieser Ausarbeitung, diese Lücken zu 
füllen. 
In der Praxis ist eine Tendenz festzustellen, wonach die Franchisegeber die 
Lieferantenvorteile für sich beanspruchen33. Dem gegenüber hat sich die 
                                                
28 BGHZ 140, 342 = BB 1999, 860 = NJW 1999, 2671 = WM 1999, 694 = GRUR 1999, 
1025. 
29 BGH BB 2003, 2254 = NJW-RR 2003, 1635 = ZIP 2003, 2030, dazu Flohr DStR 2004, 
95; Böhner BB 2004, 119; Giesler ZIP 2004, 799. Im Anschluss an mehrere 
vorhergehende oberlandesgerichtliche Urteile auch BGH ZIP 2004, 773. 
30 BGH BB 2006, 1071 = ZIP 2006, 810; dazu Flohr BB 2006, 1074. 
31 OLG Düsseldorf BB 2007, 738. 
32 BGH WM 2009, 374 = NJW 2009, 374-377; dazu Böhner, Jahrbuch Franchising, 2009, 
260 ff.; vorgehend OLG Düsseldorf BB 2007, 738 mit Anm. Flohr. 
33 Siehe insoweit Liesegang, Jahrbuch Franchising 2008, 154. 
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Rechtsprechung immer wieder mit der Frage befasst, wann einem 
Franchisenehmer diese Einkaufsvorteile zustehen können.34 Im Rahmen 
der vorliegenden Untersuchung stellt sich die Frage, ob die Zuordnung der 
Einkaufsvorteile allgemein und undifferenziert vorgenommen werden kann. 
Diese Frage ist zu verneinen. Erforderlich ist zunächst, die 
unterschiedlichen Arten der Einkaufsvorteile zu analysieren. Sodann 
müssen die unterschiedlichen Arten der Einkaufsvorteile in rechtliche 
Kategorien eingeteilt werden. Dabei wird insbesondere die Zuordnung der 
mit den Einkaufsvorteilen verknüpften Gegenleistungen, Erwartungen und 
Mitwirkungshandlungen in das Verhältnis Franchisegeber/Franchisenehmer 
vorzunehmen sein.  
                                                
34 BGH,  BB 1999, 860 – Sixt; BGH BB 2003, 2254 ff. – Apollo I; BGH BB 2003, 2258 – 
Apollo II; BGH BB 2006, 1071 ff. – Hertz; BGH WM 2009, 374 – Bau und Hobby; BGH 
Urt. vom 07.02.2013 – VII ZR 263/11 n.v. 
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2. Teil: Systematisierung der Lieferantenvorteile 
A. Ausgangslage 
Die einzelnen Arten der Lieferantenvorteile werden in der Literatur und 
Rechtsprechung bislang nicht einheitlich systematisiert bezeichnet. Es wird 
undifferenziert von Einkaufsvorteilen, Lieferantenvorteilen, 
Rückvergütungen, Funktionsrabatten,  Innenprovisionen und Kick-backs 
gesprochen, ohne die Begriffe zu definieren. Diese Bezeichnungen werden 
bisher von vielen Autoren sogar synonym verwendet. Dabei ist es für die 
Frage, ob einem Franchisenehmer ein Anspruch auf die Auskehrung von 
Einkaufsvorteilen zusteht, zumindest in einigen Bereichen von wesentlicher 
Bedeutung, wie sich diese zusammensetzen und aus welchem Grund sie 
vom Lieferanten überhaupt gewährt werden. Um eine Systematisierung zu 
ermöglichen, werden zunächst die bisherigen Stellungnahmen der Literatur 
und Rechtsprechung wiedergegeben. Anschließend wird dargelegt, welche 
Arten von Lieferantenvorteilen in der Praxis vorkommen und wie sich diese 
auch hinsichtlich der unterschiedlichen Franchisesysteme voneinander 
abgrenzen.  
 
B. Systematisierung der Rechtsprechung 
 
Der BGH35 benutzt für alle Lieferantenvorteile den Oberbegriff 
„Einkaufsvorteile“ und nennt beispielhaft Rabatte, Boni, Rückvergütungen. 
Der Oberbegriff umfasst nach dem BGH ausdrücklich auch 
Werbekostenzuschüsse. Der BGH führt im Hertz-Urteil36 aus: „alle 
Einkaufsvorteile wie Boni, Werbekostenzuschüsse und Provisionen“ sowie: 
„Entgegen der Auffassung der Revision ist der Auskunftsanspruch nicht auf 
die Werbekostenzuschüsse zu beschränken; denn in der 
Verpflichtungserklärung ist weitergehend von Einkaufskonditionen sowie 
                                                
35 BGH NJW 2009, 1753, 1756. Ebenso nutzt auch das OLG Düsseldorf den Begriff 
Einkaufsvorteile für alle Arten von Lieferantenvorteilen (OLG Düsseldorf GWR 2011, 
504). 
36 BGH BB 2006, 1071. 
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von Sonderkonditionen, insbesondere (...) Verwender- und/oder 
Großabnehmerrabatten und Werbekostenzuschüssen die Rede“. 
Als Einkaufsvorteile werden somit vom BGH auch Leistungen der 
Lieferanten bezeichnet, welche nicht notwendigerweise direkt an den 
mengenmäßigen Bezug von Waren anknüpfen. Weitere 
Systematisierungen oder Unterscheidungen bezüglich der Art von 
Lieferantenvorteilen, dem (wirtschaftlichen) Grund für die Gewährung und 
(insbesondere) über die Auswirkung auf einzelne Anspruchsgrundlagen trifft 
die höchstrichterliche Rechtsprechung nicht. 
 
C. Systematisierungen der Literatur 
Nebel/ Schulz/ Flohr37 sprechen von Vorteilen aus dem gebündelten 
Einkauf der Systemteilnehmer und teilen diese Vorteile dann ohne nähere 
Begründung oder dogmatischen Ansatz in Jahresboni, Rückvergütungen 
und Marketingzuschüsse auf. Es sind daher nur die Lieferantenvorteile 
gemeint, welche an den Umfang des Warenbezugs anknüpfen. Die 
weiteren Lieferantenvorteile38 sind von den Ausführungen nicht umfasst. 
Metzlaff39 nennt als Oberbegriff „Rückvergütungen“ und teilt diese dann auf 
in Rückvergütungen, welche an den Umfang des Warenbezugs anknüpfen 
(nach Metzlaff sog. Einkaufsvorteile), und in Rückvergütungen, die an 
andere Leistungen anknüpfen (nach Metzlaff sog. Funktionsrabatte). Als 
Beispiel für die Funktionsrabatte führt Metzlaff Werbekostenzuschüsse an, 
für die der Franchisenehmer eine Leistung - die Werbung – erbringt. 
Metzlaff trifft daher als einziger Autor eine Systematisierung, welche über 
einen Oberbegriff und die beispielhafte Nennung einzelner 
Lieferantenvorteile hinausgeht, und unterteilt die Lieferantenvorteile (nach 
Metzlaff: Rückvergütungen) in an den Warenbezug anknüpfende und 
sonstige an andere Leistungen anknüpfende Vorteile. 
                                                
37 Nebel/Schulz/Flohr, Das Franchise System, S. 173. 
38 Vgl. unten: 2. Teil D 2 - 5. 
39 Metzlaff, Praxishandbuch Franchising, Rdn. 68 ff. 
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Flohr40 bezeichnet Einkaufsvorteile als Oberbegriff. Als Synonym für 
Einkaufsvorteile nennt er „Kick-backs“. 
Giesler41 versteht unter Einkaufsvorteilen nur diejenigen Lieferantenvorteile, 
welche an den Bezug von Waren anknüpfen. Diese teilt Giesler in spätere 
und sofortige Konditionen ein. Spätere Konditionen seien beispielsweise 
Rückvergütungen, Provisionen, Bonuszahlungen und Kick-backs und 
werden vom Lieferanten zeitlich nach dem Warenbezug geleistet. Die 
sofortigen Konditionen stellen Rabatte oder Preisnachlässe dar und werden 
unmittelbar mit dem Warenbezug gewährt. Diese Unterscheidung bezieht 
sich darauf, ob die Lieferantenvorteile rechnungswirksam sind. Die späteren 
Konditionen sind nicht rechnungswirksam. Das bedeutet, dass diese 
Lieferantenvorteile nicht auf der Rechnung erscheinen, sondern erst im 
Nachhinein („später“) gewährt werden. Die sofortigen Konditionen sind 
rechnungswirksam, sie werden unmittelbar in der Rechnungssumme 
mindernd berücksichtigt. 
Giesler/Güntzel42 verwenden Einkaufsvorteile als Oberbegriff für 
Rückvergütungen, Provisionen, Bonuszahlungen, Kick-backs und 
Werbekostenzuschüsse. 
Martinek43 benutzt als Oberbegriff „Kick-backs“ und nennt beispielhaft 
Rückvergütungen, Boni, Sofortrabatte und sonstige Vorteile. Weiterhin 
erwähnt Martinek44 den Oberbegriff „Einkaufsvorteile“ und versteht darunter 
alle Vergütungen der Lieferanten, die mit dem Beitrag der Franchisenehmer 
zum Nachfrage- und Umsatzpotential zu tun haben. Andere als 
Einkaufsvorteile seien beispielsweise „zentral- reservierte“ Vergütungen 
bzw. unter „Zentralvorbehalt stehende Vergütungen der Lieferanten“ (wobei 
Martinek nicht erklärt, warum diese Vergütungen gewährt werden). 
                                                
40 Flohr/Petsche, Franchiserecht, Rdn. 143. 
41 Giesler/Nauschütt, Franchiserecht, Kapitel 5 B, S. 434, Rdn. 139. 
42 Giesler/Güntzel NJW 2007, 3099, 3100. 
43 Martinek, Mediaagenturen und Medienrabatte S. 76 ff. 
44 Martinek,  a.a.O., S.78. 
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Prasse45 bezeichnet als Oberbegriff ebenfalls die Einkaufsvorteile und 
unterteilt diese in Rückvergütungen, Differenzrabatte und Kick-backs. 
Jedoch meint Prasse damit lediglich diejenigen (Lieferanten-)Vorteile, die 
wegen des Erreichens gewisser Umsatzgrößen gewährt werden.  
Böhner46 definiert ebenfalls „Einkaufsvorteile“ als Oberbegriff für sämtliche 
Lieferantenvorteile. Als Synonym für Einkaufsvorteile verwendet er die 
Bezeichnung „Kick-backs“. Nach Böhner fallen in Anknüpfung an das Urteil 
des BGH in Sachen Hertz47 auch Werbekostenzuschüsse unter 
Einkaufsvorteile im weiteren Sinne.  
 
D. Eigene Auffassung 
 
    I. Stellungnahme zu Rechtsprechung und Literatur 
Zumeist wird als Oberbegriff die Bezeichnung Einkaufsvorteile verwendet. 
Jedoch legt dieser Begriff nahe, dass es sich hierbei lediglich um Vorteile 
handelt, welche aufgrund des Einkaufs gewährt werden. Das würde nicht 
diejenigen Vorteile mit einbeziehen, welche aufgrund von Leistungen oder 
sonstigen Begebenheiten gewährt werden. Einzig Metzlaff48 trifft 
diesbezüglich eine Unterscheidung. Jedoch differenziert Metzlaff nur nach 
an den Umfang des Warenbezugs anknüpfenden und sonstigen 
Lieferantenvorteilen. Dabei werden Lieferantenvorteile, welche zwar 
aufgrund des Warenbezugs gewährt werden, aber nicht aufgrund des 
Volumens, sondern wegen der Abnahme bestimmter Produkte, 
ausgelassen. Ebenso nimmt Metzlaff bei den sonstigen Lieferantenvorteilen 
(nach Metzlaff sog. Funktionsrabatte) keine Unterscheidung danach vor, 
wer die Leistung erbringt, welche zu der Gewährung dieser Rabatte führt. 
Eine Einteilung der Lieferantenvorteile in spätere und sofortige (nach 
Giesler) bzw. in rechnungswirksame (mit direkten Auswirkungen auf die 
                                                
45 Prasse MDR 2004, 256 ff. 
46 Böhner WRP 2006, 1089 ff.; vgl. auch NJW 1998, 109 ff. 
47 BGH BB 2006, 1071. 
48 Vgl. dazu oben, C II. 
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Nettopreise, z.B. Rabatte) und nicht rechnungswirksame (indirekte 
Auswirkungen auf die Kosten, z.B. Werbekostenzuschüsse) 
Lieferantenvorteile ist nicht sinnvoll, da eine derartige Unterteilung - nach 
betriebswirtschaftlichen Eigenschaften - für die rechtliche Analyse 
unerheblich ist. Aus Sicht des Franchisenehmers fließen die 
Lieferantenvorteile dem Franchisegeber zu, unabhängig davon, wie der 
Franchisegeber diese abrechnet. Außerdem macht es für den 
Franchisegeber auch wirtschaftlich keinen Unterschied, da sich beide Arten 
der Abrechnungen auf seine (Jahres-) Kosten bzw. Erträge gleichermaßen 
auswirken. Die Unterscheidung nach rechnungswirksamen und nicht 
rechnungswirksamen Lieferantenvorteilen ist daher nur aus 
betriebswirtschaftlicher und operativer Sicht (für die Organisation des 
Geschäfts der Systemzentrale) erheblich.  
 
II. Inhalt und Gegenstand der Lieferantenvorteile 
Um eine Systematisierung vorzunehmen, muss zunächst geklärt werden, 
welche Arten von Lieferantenvorteilen in der Praxis vorkommen. Hierbei 
wird besondere Aufmerksamkeit darauf zu legen sein, ob den 
Lieferantenvorteilen eine konkrete Leistung gegenübersteht und wer diese 
Leistung erbringt, oder ob die Lieferantenvorteile pauschal an den 
Warenbezug anknüpfen. Weiterhin werden Besonderheiten von einzelnen 
Lieferantenvorteilen darzustellen sein. 
 
      1. Lieferantenvorteile, die aufgrund der Produktabnahme gewährt 
          werden 
        a) Umsatzbezogene Rückvergütungen/ Mengenboni/ Jahresboni 
Es werden gestaffelt Lieferantenvorteile für das Erreichen bestimmter 
Umsatzgrößen gewährt. Die maßgeblichen Umsatzgrößen beziehen sich in 
der Regel auf die Abnahmemenge des gesamten Franchisesystems. Diese 
Lieferantenvorteile können (branchenabhängig) 1 - 3 Prozent des jeweiligen 
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Lieferanten-Verkaufs-Umsatzes (also des Einkaufsumsatzes des 
Franchisegebers/Franchisenehmers) ausmachen. In der Regel sind sie auf 
die Abnahme während der Dauer eines Kalenderjahres bezogen. 
 
        b) Rabatte für Sortimentsabnahmen  
Viele Hersteller verfügen über Einzelsortimente z. B. im Zahnpflegebereich 
(Zahnpasta, Mundwasser, Zahnbürsten, Zahnseide etc.). Ähnliches gilt z. B. 
im Haushaltsbereich für zahlreiche Produktgruppen (Geschirr, Pfannen, 
Töpfe etc.). Der Hersteller will denjenigen belohnen, der nicht nur einzelne 
besonders günstig kalkulierte Produkte aus seinem Sortiments-Programm 
abnimmt, sondern das gesamte Sortiment führt. Aufgrund dessen werden 
insbesondere nachträgliche Rabatte für Sortimentsabnahmen in der zuvor 
abgelaufenen Periode der vertraglichen Zusammenarbeit gewährt.  
Dabei bezieht sich die Diskussion nur auf die Abnahme von Waren, nicht 
aber auf den Absatz von Dienstleistungen. Insofern stellt sich die Frage der 
Weiterleitung von Einkaufsvorteilen bei Franchisesystemen nicht bei 
Dienstleistungssystemen, wie sie etwa im Maklerbereich (Engel & 
Völkers/Dahler & Company/RE/MAX) anzutreffen sind.  
 
        c) Boni für Abnahme neuer Produkte  
Neue Produkte, seien es gänzlich neue Produkte oder lediglich von den 
Lieferanten in ihr Sortiment neu aufgenommene Produkte, sind in der Regel 
nur mit besonderem Aufwand am Markt zu etablieren, sodass die Abnahme 
solcher Produkte vom Hersteller in der Einführungszeit mit besonderen 
Preisnachlässen versehen wird. 
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      2. Lieferantenvorteile aufgrund von Leistungen  
        a) Werbekostenzuschüsse  
Diese werden für Werbemaßnahmen des Franchisesystems (z. B. in 
wöchentlichen Zeitungsbeilagen) gewährt. Diese Werbemaßnahmen 
können sowohl vom Franchisegeber als auch vom Franchisenehmer 
durchgeführt werden. 
Allerdings wird, soweit solche Werbekostenzuschüsse durch den 
Franchisegeber gewährt werden, dies im Einzelnen im Franchisevertrag 
festgelegt. Entsprechendes gilt auch, wenn durch das Franchisesystem ein 
„nationaler Werbefonds“ eingerichtet worden ist, in den Franchisenehmer 
monatlich fest bemessene Beiträge oder aber auch Beiträge in Relation zu 
dem von ihnen erwirtschafteten Umsatz einzahlen.  
 
        b) Werbekostenzuschüsse für Aktionswerbung  
Diese beziehen sich auf Werbemaßnahmen in den jeweiligen 
Franchisenehmer-Verkaufsstellen (beispielsweise das Aufstellen von 
Werbebannern, -Figuren; die Auslage von Werbeprospekten; das 
Aufhängen von Plakatwerbung etc.). Für die Ausführung derartiger 
Maßnahmen kommen sowohl der Franchisegeber als auch der 
Franchisenehmer in Betracht. Der Hersteller gewährt Vergütungen für 
Werbe- und Marketingaktionen des Franchisegebers und/oder des 
Franchisenehmers. Diese können mit der Werbung für die eigene 
Franchisekette (oder für das Franchisenehmer-Outlet) verknüpft sein. In 
jedem Fall werden zumindest auch die Produkte des Lieferanten/Herstellers 
präsentiert. Zu denken ist etwa an Hausmessen, die Systemlieferanten 
beim Franchisegeber veranstalten oder aber die in einzelnen 
Franchiseoutlets präsentiert werden, um so das Interesse der 
Endverbraucher für die Produkte des Franchisesystems zu wecken.  
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        c) Sonderzahlungen für bestimmte Arten der Präsentation/  
              Platzierungen  
Hier sind insbesondere die Regalmiete für die Platzierung bestimmter 
Waren z. B. im Kassen- oder Eingangsbereich oder an anderen höher 
frequentierten Plätzen im Geschäft des Franchisenehmers zu nennen. 
 
        d) Listungsgelder  
Diese stellen eine Vergütung des Lieferanten für die Aufnahme des 
betreffenden Produkts in das Franchisegeber-Sortiment dar. Insbesondere 
bei besonders nachfrage- bzw. marktstarken Franchisesystemen stellt die 
„Listung“ aufgrund verschiedener Qualitäts- und Zuverlässigkeitskriterien 
etc. eine bisweilen große Hürde da. Bei der Erstlistung des Produktes eines 
bestimmten Herstellers verlangt der Handel daher vielfach die Zahlung von 
Listungsgeldern. Diese ermöglichen es der Industrie, die Waren in ein 
Franchisesystem hineinzuliefern. Listungsgelder können Barmittel sein; 
möglich sind auch Naturalrabatte; schließlich wird vielfach von dem neuen 
Liefer-Partner verlangt, dass er die Produkte des zuvor gelisteten 
Lieferanten vollumfänglich übernimmt, damit die Märkte zu dem Start der 
neuen Listung nur noch die neuen Waren zum Verkauf anbieten.  
Soweit solche Listungsgelder von Systemlieferanten gewährt werden, wird 
in der Regel im Rahmen eines Franchisevertrages aber festgehalten, dass 
diese Listungsgelder dem Franchisegeber als Gegenleistung für die 
geführten Vertragsverhandlungen zustehen. Dies ist auch zutreffend, da mit 
diesen Einkaufsverhandlungen Franchisenehmer die Aufgaben abgeben, 
die üblicherweise jeden Einzelhändler treffen, nämlich die 
Einkaufsverhandlungen mit seinen Lieferanten. Insofern handelt es sich bei 
den Listungsgeldern nicht um Beträge, die dem Franchisegeber aufgrund 
der vom Franchisenehmer in seinem Franchiseoutlet generierten Umsätze 
zufließen.  
 
22 
 
        e) Konzernboni  
Konzernboni sind eine Vergütung dafür, dass der Franchisegeber auch 
andere verbundene Konzernunternehmen als Kunden des Lieferanten 
gewonnen hat. Sie sind den „einfachen“ Mengenboni ähnlich, jedoch 
werden sie auf die Abnahmemenge aller verbundenen Unternehmen 
berechnet. Die Industrie vergütet also dem Handel, dass innerhalb einer 
Unternehmensgruppe nicht nur ein Handelsunternehmen, sondern mehrere 
grundsätzlich selbstständig agierende Handelsunternehmen die Waren des 
jeweiligen Herstellers abnehmen. Beispielhaft könnte man Lieferverträge 
mit der Metro-Gruppe zugunsten von Saturn, Media Markt und den Kaufhof-  
Warenhäusern nennen.  
 
        f) Eröffnungsboni 
Die Industrie gewährt regelmäßig dem Handel Zuschüsse unterschiedlicher 
Art für die Neueröffnung von Geschäften. Diese können sich beziehen auf 
Geldleistungen zur Unterstützung der Eröffnungswerbung, auf 
Warenaktionen anlässlich der Eröffnung oder auf rein geldliche 
Zuwendungen auf der Basis einer bestimmten Abnahmeverpflichtung. Die 
Investitionen, welche mit der Eröffnung eines neuen Ladenlokals verbunden 
sind, übernimmt regelmäßig der Franchisenehmer als selbstständiger 
Unternehmer. Insoweit stellen die Eröffnungsboni einen Lieferantenvorteil 
dar, welcher aufgrund von Leistungen des Franchisenehmers gewährt wird. 
Jedoch ist es aus Sicht des Lieferanten (hier in der Regel die Industrie) 
auch dem Franchisegeber zu verdanken, dass das neue Geschäft eröffnet 
wird, weil ohne die Zustimmung des Franchisegebers eine 
Geschäftseröffnung nicht möglich ist.  
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        g) Jubiläumsboni  
Es handelt sich um Vergütungen seitens des Lieferanten für besondere 
Treue im Rahmen von Werbeaktionen. Diese werden zu besonderen 
Jubiläen auf Seiten des Lieferanten oder des Franchisesystems gewährt. 
 
        h) Treueboni  
Sie stellen eine Vergütung für die kontinuierliche Abnahme von Waren dar; 
diese können auch nach einem Belohnungssystem ausgestaltet sein, 
sodass sich beispielsweise die Preise nach einem bestimmten Schlüssel 
mindern, wenn „treu“ über einen gewissen Zeitraum hinweg eine bestimmte 
Menge von Waren bezogen wird. Bleibt das Handelsunternehmen bzw. der 
Franchisegeber einem Hersteller über Jahre verbunden, so können z. B. ab 
dem dritten oder fünften Jahr besondere Treueboni anfallen. Wenn diese 
dann jährlich wiederkehrend gewährt werden, besteht ein besonderer 
Anreiz, von einem Wechsel des Herstellers abzusehen. 
 
        i) Produktentwicklung-, Produktbeobachtungsboni oder sonstige  
            Vergünstigungen 
            aa) Einführung  
Das Handelsunternehmen kann sich gegenüber den Lieferanten 
verpflichten, Statistiken oder sonstige Datenerhebungen vorzunehmen. 
Diese können insbesondere Mängelansprüche der Kunden betreffen oder 
auch das sonstige Nachfrageverhalten, welches durch Kundenbefragungen 
näher analysiert wird. Hierdurch kann der Handel die Lieferanten im 
Hinblick auf deren Produktbeobachtungspflichten gem. § 1 ProdHaftG 
i.V.m. § 823 Abs. 1 BGB und auf die Produktentwicklungen und 
Verbesserungen in erheblicher Weise unterstützen49. Derartige Leistungen 
                                                
49 Siehe dazu statt vieler: Rolland, Produkthaftungsrecht, § 1 ProdHaftG, Rdn. 190 ff.; 
umfassend: Foerste, in: Produkthaftungshandbuch, § 24 Rdn. 252 ff.; sowie 
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des Handels werden von den Lieferanten gesondert vergütet. Im Rahmen 
von Franchisesystemen entsteht die Frage, ob der Franchisegeber die 
Franchisenehmer zu derartigen Unterstützungshandlungen zugunsten der 
Industrie zwingen kann. Ohne eine vertragliche Kompetenzregelung im 
Franchisevertrag wird man hiervon nur im Ausnahmefall ausgehen können. 
Eine wichtige Frage in diesem Zusammenhang besteht darin, ob der 
Franchisegeber ihm zur Verfügung gestelltes Informationsmaterial des 
Franchisenehmers nicht nur für eigene Zwecke zur Fortentwicklung des 
Systems nutzen darf, sondern ggf. derartige Informationen an Lieferanten 
weiterzugeben berechtigt ist. Die Beantwortung dieser Frage wird auch im 
Hinblick auf die vertraglichen Unterstützungspflichten, welche der 
Franchisenehmer zugunsten des Franchisegebers übernommen hat, zu 
würdigen sein. Im Einzelnen geht es also um die nachfolgenden 
Vergütungen: 
 
          bb) Produktbeobachtungsvergütung 
Es kommen Vergütungen der Industrie an den Franchisegeber für 
Produktbeobachtungen und/oder Produktentwicklungen vor. Der Hersteller 
(Importeur/Lieferant) muss insbesondere bei neuen Produkten aus 
haftungsrechtlichen Gründen  entweder den Vorschriften des 
Produkthaftungsrechts entsprechen oder der deliktischen Produkthaftung 
gem. § 823 Abs. 1 BGB die vertriebenen Produkte beobachten, um auf 
Fehler/ Risiken etc. reagieren zu können50. Für diese Aufgabe der 
Produktbeobachtung und Produktentwicklung ist der Einzelhandel aufgrund 
seiner Nähe zum Verbraucher bzw. Konsumenten in der Regel besser 
geeignet. Deshalb lässt der Hersteller (Importeur/Lieferant) diese Aufgabe 
oftmals durch den Franchisegeber bzw. Franchisenehmer übernehmen und 
vergütet diese.  
                                                                                                                                 
international unter Berücksichtigung der jeweiligen Produkthaftungsgesetze: Brödel & 
Partner, Handbuch Internationale Produkthaftung.  
50 Siehe dazu die Nachweise in der vorangegangenen Fußnote 49. 
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          cc) Vergütung für Datenerhebung 
Ebenso sind das allgemeine Käuferverhalten und dessen statistische 
Auswertung (z. B. wann welche Produkte durch wen zusammen mit 
welchen anderen Produkten gekauft werden, welche Kunden-Fragen 
vermehrt zu einzelnen Produkten auftreten, welche Kritik oder Belobigung 
die einzelnen Kunden für bestimmte Produkte äußern etc.) für den 
Lieferanten für Produktentwicklungs- und Marketingzwecke sowie zur 
Verbesserung der Produkte von hoher Wichtigkeit. Auch hierzu ist der 
Einzelhandel grundsätzlich besser geeignet. Diese Erhebung kann durch 
ausliegende Fragebögen, gezielte Befragungen von Käufern einzelner 
Produkte oder durch allgemeine Auswertungen (z. B. EDV-mäßige 
Erfassung von Kundenverhalten) etc. durchgeführt werden 
 
        j) Pauschalisierte Schadensersatzzahlungen 
Wenn der Lieferant dem Franchisegeber mangelhafte Ware verkauft, haftet 
der Lieferant gegenüber dem Franchisegeber für das, was im Rahmen der 
Lieferkette an Gewährleistungsansprüchen vom Letztverkäufer dem Käufer 
zu gewähren ist (§ 478 Abs. 5 BGB). Dieser Anspruch wird (oftmals) 
vertraglich ausgeschlossen und durch die Vereinbarung von 
Pauschalzahlungen oder Pauschalvergütungen ersetzt (sog. 
Regressverzicht bei gleichwertigem Ausgleich). Diese Beträge werden 
oftmals auch als Preisermäßigung im Rahmen der pauschalen Abrechnung 
oder als Rabatt (natural oder prozentual) gewährt.51 
Wenn diese pauschale Leistung des Lieferanten an den Franchisegeber 
wertmäßig höher ist als die Rückgriffsansprüche, welchen der 
Franchisegeber tatsächlich ausgesetzt ist oder (insbesondere) wenn der 
Franchisegeber mit seinen Franchisenehmern ebenfalls eine pauschale 
                                                
51 Dabei wird im Rahmen dieser Dissertation nicht auf die HGB-rechtliche Überprüfung 
solcher Regressverzichte eingegangen.  
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Vergütung vereinbart und diese niedriger ist, fließen dem Franchisegeber 
Vorteile durch den Lieferanten zu. Diese Lieferantenvorteile werden somit 
zumindest teilweise aufgrund einer Leistung des Franchisenehmers 
gewährt. 
Das gleiche gilt, wenn die Leistungen des Franchisenehmers vom 
Franchisegeber überhaupt nicht vergütet werden, weil sie im Rahmen des 
Franchisevertrags abgegolten werden.  
 
        k) Leistungen der Lieferanten für Rückrufaktionen 
Die Lieferanten können dem Franchisegeber pauschal Lieferantenvorteile 
für Rückrufaktionen des Herstellers gewähren. Die Rückrufkosten 
entstehen jedoch (zumindest zu einem Teil) bei den Franchisenehmern. 
Diese müssen ggf. Personal abstellen, um die Produkte zurückzunehmen 
oder sogar die Reparatur der Produkte selbst durchführen. Diese 
Lieferantenvorteile werden somit ebenfalls (zumindest teilweise) auf 
Leistungen des Franchisenehmers zurückzuführen sein. 
 
        l) Lieferanten „give-aways“ 
Der Franchisegeber erhält von den Lieferanten Präsente (sog. „give-
aways“.). Diese erhält er kostenlos, um sie an die Verbraucher 
weiterzugeben. Wenn der Franchisegeber derartige Produkte jedoch an 
seine Franchisenehmer verkauft, stellt der Erlös einen Lieferantenvorteil 
dar. Beispiele für diese „give-aways“ sind Werbegeschenke - wie 
Aufkleber, Kleidung, Süßigkeiten, Stifte, Feuerzeuge und Spielsachen. 
Diese allgemeinen Werbemittel, beispielsweise mit dem 
Unternehmenslogo des Lieferanten, sollen aus der Sicht des Lieferanten 
zumeist an der Kasse des jeweiligen Geschäftslokals des 
Franchisenehmers an die Verbraucher weitergegeben werden, um einen 
Marketingeffekt zu erzielen. 
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        m) Hochzeitsboni 
Der Franchisegeber erhält vom Hersteller eine Sondervergütung (in Form 
eines gewissen Prozentsatzes des Umsatzes), wenn er durch eine Fusion 
bzw. sonstige Übernahme weitere Geschäftsstellen hinzugewonnen hat und 
somit insgesamt mehr Umsatz generiert. Dieser Bonus wird teilweise auch 
als Synergie oder Partnerschaftsbonus bezeichnet52.  
  
                                                
52 BKartA, Beschluss vom 03. 07.14 – B2-58/09 –, zitiert nach juris. 
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    III. Rechtliche Systematisierung der Lieferantenvorteile 
      1. Grundsätzliches 
Allein die Auflistung der in der Praxis vorkommenden zahlreichen Arten von 
Lieferantenvorteilen gibt für deren rechtliche Einordnung noch keine 
ausreichenden Hinweise. Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung geht 
es um die Frage, wem die Lieferantenvorteile zustehen. Die Frage stellt sich 
dabei im Verhältnis zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer. Vor 
diesem Hintergrund muss die oben dargestellte Differenzierung zwischen 
Lieferantenvorteilen, die aufgrund des Warenbezugs gewährt werden, und 
solchen, die aufgrund von individuellen Leistungen zugesprochen werden, 
weiter untergliedert werden. Ansatzpunkt ist dabei die Zuordnung der 
Warenbezüge einerseits zum Franchisegeber und andererseits zum 
Franchisenehmer sowie die genaue Feststellung, wer welche Leistungen 
erbringt, die für den Lieferanten Anlass sind, Vorteile zu gewähren.  
Die Notwendigkeit, die Lieferantenvorteile dem jeweiligen Handeln des 
Franchisegebers bzw. des Franchisenehmers zuzuordnen, ergibt sich 
bereits aus dem Verständnis des Franchisevertrags. Dieser sieht 
gegenseitige Leistungen der Vertragspartner vor. Soweit keine 
ausdrücklichen wirksamen vertraglichen Regelungen getroffen werden, 
könnte der Anknüpfungspunkt für die Verteilung von Vorteilen durch Dritte 
(der Lieferanten) die jeweilige Leistung der Vertragspartner sein. In das 
Liefer- und Leistungsverhältnis von Lieferant und Franchisegeber ist auch 
der Franchisenehmer einbezogen. In der Praxis geschieht dies 
insbesondere dadurch, dass der Franchisegeber Rahmenverträge mit 
Lieferanten abschließt. Auf der Basis dieser Rahmenverträge werden dann 
konkrete Lieferverträge (Kaufverträge im Sinne des BGB) zwischen dem 
Lieferanten und dem Franchisenehmer abgeschlossen. Versteht man die 
Lieferantenvorteile als Nebenleistung in dem jeweiligen Liefer- und 
Leistungsverkehr des Lieferanten, ist es für die Beurteilung der Ansprüche 
des Franchisenehmers auf Auskehrung einzelner Lieferantenvorteile 
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relevant, wer im Rahmen dieses Dreiecksverhältnisses 
Lieferant/Franchisegeber/Franchisenehmer welche Leistung erbringt. 
Nachfolgend werden die oben aufgeführten zahlreichen Lieferantenvorteile 
nach dieser Leistungszuordnung differenziert und systematisiert. Die 
Leistungszuordnung gibt dabei bereits einen ersten Anhaltspunkt, wem die 
Lieferantenvorteile zustehen könnten.  
 
      2. Lieferantenvorteile aufgrund des Warenbezugs  
Zunächst sind die Lieferantenvorteile zu nennen, welche an den 
Warenbezug anknüpfen. Diese werden hier als Warenbezugs-Vorteile 
bezeichnet. Metzlaff nennt diese Vorteile allgemein „Einkaufsvorteile“53. 
Eine solche Bezeichnung ist jedoch irreführend. Nach dem reinen Wortlaut 
können Einkaufsvorteile auch solche Vorteile sein, die nicht an den 
Warenbezug, sondern an andere Leistungen anknüpfen. Außerdem wird 
der Begriff „Einkaufsvorteile“ von den meisten Autoren als Oberbegriff für 
sämtliche Lieferantenvorteile genutzt54, sodass eine derartige Bezeichnung 
zu Verwechslungen und Unklarheiten führt.  
 
        a)  Bezugnahme auf den Umfang  
             aa) Grundsätzliches 
Bei den Warenbezugs-Vorteilen wird in erster Linie an das Volumen, den 
Umfang des Warenbezugs angeknüpft. Der Franchisegeber erhält einen 
bestimmten Prozentsatz des Warenbezugsvolumens seiner 
Franchisenehmer in Form von Einkaufsvorteilen erstattet. Hierunter fallen 
insbesondere die umsatzbasierten Rückvergütungen, die Mengenboni, die 
Jahresboni sowie die Konzernboni. Innerhalb der Bezugnahme auf 
bestimmte Absatzgrößen ist danach zu unterscheiden, wer den Umsatz 
                                                
53 Metzlaff, Weitergabe von Einkaufsvorteilen, Rechtsforum des Deutschen Franchise 
Verbandes, Berlin 22.04.2009, S. 1 ff. 
54 Vgl. dazu oben, 2. Teil C. 
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generiert. In Betracht kommt der Franchisenehmer durch seine Nachfrage 
an Produkten oder auch der Franchisegeber selbst durch die Nachfrage 
des Gesamtsystems oder in Bezug auf die Nachfrage eigener Filialen (bei 
sog. gemischten Systemen, beispielsweise McDonalds, bei denen der 
Franchisegeber über eigene Filialen und Franchisenehmerbetriebe verfügt). 
Dabei werden die Warenbezugs-Vorteile vom Lieferanten in gleicher Weise 
bezeichnet und gewährt, unabhängig davon, ob der Franchisegeber oder 
Franchisenehmer den Umsatz generiert hat. 
 
          bb) Umfang durch Franchisegeber  
(1) Der Franchisegeber kann zunächst den Umsatz selbst realisieren, 
indem er eine Großhändlerfunktion ausübt. Das bedeutet, dass der 
Franchisegeber als Zwischenhändler der jeweiligen Waren auftritt, er selbst 
ein Lager unterhält und die Waren direkt von den Lieferanten auf eigene 
Rechnung und auf eigenes Risiko erhält. Der Franchisegeber trägt hier das 
Verkaufsrisiko der Waren. Wenn der Franchisegeber diese 
großhändlertypischen Risiken eingeht und selbst die Verträge mit dem 
Lieferanten abschließt, ist es der Franchisegeber, der den Umsatz 
generiert. Der Franchisegeber kann sich diese Leistung vergüten lassen 
bzw. eine Gewinnmarge haben. In diesen Fällen ist der Franchisegeber 
nicht anders zu behandeln als ein sonstiger Dritter (Großhändler), und es 
spielt daher keine Rolle, dass die Waren von den einzelnen 
Franchisenehmern an die Endkunden verkauft werden.  
(2) Weiterhin generiert der Franchisegeber selbst den Umsatz, wenn er 
(unabhängig davon, wie die konkrete Vertragsgestaltung geregelt ist) 
eigene Filial- oder Regiebetriebe unterhält und diese Filialbetriebe den 
Umsatz generieren. Ein solches Nebeneinander von Franchise-, Filial- oder 
Regiebetrieben ist auch kartellrechtlich unbedenklich, selbst dann, wenn der 
Franchisegeber als Zwischenhändler in eigenen Filialen günstigere 
Einkaufspreise berechnet als den Franchisenehmern. Dies ist vom 
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Kartellsenat des BGH ausdrücklich im Praktiker-Beschluss vom 
11.11.200855 festgestellt worden.  
 
          cc) Umfang durch Franchisenehmer  
Eine andere Situation stellt sich dar, wenn unmittelbar Verträge zwischen 
dem Lieferanten und den Franchisenehmern abgeschlossen werden - der 
Franchisegeber also lediglich durch den Abschluss von Rahmenverträgen 
die Konditionen mit dem Lieferanten aushandelt  und der Franchisegeber 
keine Großhändlerfunktion ausübt. Gleichzustellen sind auch die Fälle, bei 
denen sich der Franchisegeber gegenüber dem Franchisenehmer als 
Großhändler geriert - diese Bezeichnung gegebenenfalls auch im 
Franchisevertrag festhält -, aber keine großhändlertypischen Risiken 
(insbesondere nicht das Lagerrisiko) übernimmt. 
 
      b) Bezugnahme auf bestimmte Waren 
Neben den rein mengenbezogenen Vorteilen gibt es Lieferantenvorteile, 
welche zwar an den Warenbezug anknüpfen, sich jedoch auf den Absatz 
bestimmter Produkte beziehen (und nur in zweiter Linie auf die Menge der 
Produkte). Hierunter fallen insbesondere Rabatte für Sortimentsabnahmen 
und Boni für die Abnahme neuer Produkte. 
Bei dieser Bezugnahme auf bestimmte Waren anstelle von Umsatzgrößen 
ist zu differenzieren, wer den Bedarf an dem entsprechenden Produkt hat, 
also von wem die Initiative ausgegangen ist, das Produkt in das 
Verkaufssortiment aufzunehmen. Grundsätzlich wird der Franchisegeber 
als „Herr des Systems“ die Wahl der Produkte bestimmen. Der 
Franchisenehmer unterliegt in aller Regel Bezugsverpflichtungen; das 
bedeutet, der Franchisegeber wird dem Franchisenehmer vorschreiben, 
welche Waren er zu beziehen und weiterzuverkaufen hat. Der 
                                                
55 WM 2009, 374; dazu Flohr BB 2009, 2159; Böhner, Jahrbuch Franchising 2009, 260 ff. 
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Franchisegeber tut dies, um einen einheitlichen Auftritt seines Systems zu 
gewährleisten und das Systemimage nicht zu gefährden. Diese 
Bezugsverpflichtungen können bis zu 100 Prozent des gesamten 
Warensortiments ausmachen. Eine Verpflichtung von 80 Prozent ist 
insbesondere vor dem Hintergrund der Vertikal-GVO56 bei den meisten 
Franchisesystemen gegeben, sodass der Franchisenehmer bei der 
Entscheidung über den Kauf bestimmter Produkte ohnehin eingeschränkt 
ist. 
Die Gewährung von Vergünstigungen bei der Abnahme des gesamten 
Sortiments eines Lieferanten bzw. der Einführung neuer Produkte erfordert 
aus betriebswirtschaftlichen Gründen eine nicht geringe Menge an diesen 
Produkten. Der einzelne Franchisenehmer wird diese Mengen-Anforderung 
wegen seines verhältnismäßig kleinen Entscheidungsfreiraumes bei dem 
Einkauf vom Franchisegeber nicht vorgegebener Produkte (in der Regel 
maximal 20 Prozent) grundsätzlich nicht erfüllen können. Das 
Einkaufsvolumen eines einzelnen Franchisenehmers im Verhältnis zum 
gesamten Franchisesystem ist ohnehin gering. Darüber hinaus kann der 
Franchisenehmer auch nur maximal 20 Prozent seiner Waren frei 
bestimmen. Vor diesem Hintergrund kann es gegenüber dem Lieferanten 
nur der Franchisegeber sein, dessen Entscheidungen die Grundlage für 
Rabatte für die Abnahme ganzer Sortimente oder die Einführung neuer 
Produktreihen sind.  
Ein höherer Anteil an Diversifikationsprodukten als maximal 20 % des 
Umsatzes des Franchisenehmers wird in der Regel schon deswegen nicht 
vertraglich vereinbart, weil diese Umsatzgrenze in Art. 4 der EU-
Gruppenfreistellungsverordnung für vertikale Vertriebsbindungen57 
vorgegeben wird. Beträgt nämlich die Bezugsbindung des 
Franchisenehmers gegenüber dem Franchisegeber nur 80 %, kann 
                                                
56 Gruppenfreistellungsverordnung, VO (EU) 330/2010 Abl. EU Nr. L 102 vom 23.4.2010, 
S. 1. Hiernach ist eine Bezugsverpflichtung von 80 Prozent zulässig. Eine darüber 
hinausgehende Verpflichtung ist nur zulässig, wenn sie für den Erhalt des 
Franchisesystems notwendig ist. 
57 VO (EU) 330/2010 Abl. EU Nr. L 102 vom 23.4.2010, S. 1. 
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vertraglich auch ein Wettbewerbsverbot vereinbart werden. Unabhängig 
davon hat das OLG Düsseldorf mit seinem Urteil vom 11.04.200758 die in 
einem Franchisevertrag vereinbarte Alleinbezugsverpflichtung eines 
Franchisenehmers im Umfang von 20 % herabgesetzt, und zwar unter 
Anknüpfung an die EuGH-Entscheidung vom 28.01.198659. Insofern wird 
jetzt allgemein davon ausgegangen, dass die Bezugsbindung eines 
Franchisenehmers nur 80 % betragen sollte, diesem also das Recht 
eingeräumt wird, bis max. 20 % seines Umsatzes mit dem Verkauf sog. 
Diversifikationsprodukte zu erzielen.  
Wenn also im Hinblick auf die Bezugsbindung und den Warenbezug durch 
den Franchisenehmer entweder vom Franchisegeber oder von dem zum 
Franchisesystem gelisteten Lieferanten von Lieferantenvorteilen 
gesprochen wird, so sind dies sog. „Warenbezugsvorteile“. Innerhalb der 
Warenbezugsvorteile ist danach zu differenzieren, ob der Warenbezug vom 
Franchisegeber oder vom Franchisenehmer generiert wird. Dabei kann der 
rein mengenmäßige Bezug sowohl vom Franchisegeber als auch vom 
Franchisenehmer generiert werden, während es bei der Bezugnahme auf 
bestimmte Waren grundsätzlich der Franchisegeber ist, der für die 
Abnahme dieser Waren verantwortlich ist. 
 
      3. Lieferantenvorteile aufgrund von Leistungen 
(Dienstleistungsvorteile) 
        a) Dienstleistungsbezogene Vorteile  
Die Leistung kann beispielsweise in der Durchführung von Aktionswerbung, 
dem Produktaufbau im Kassenbereich, der Schulung von Mitarbeitern bzgl. 
Produkten, der Gewährung von Sonderrabatten, der Durchführung von 
Gutscheinaktionen sowie in der Personalgestellung für Marketing-Aktionen 
des Lieferanten bestehen. Diese Lieferantenvorteile werden als 
                                                
58 BB 2009, 2159 – Bodyshop. 
59 NJW 1986, 1415 – Pronuptia.  
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dienstleistungsbezogene Vorteile bezeichnet. Der von Metzlaff60 geprägte 
Begriff „Funktionsrabatte“ ist allerdings für die Bezugnahme auf erbrachte 
Leistungen nicht aussagekräftig. Außerdem bezeichnet Metzlaff mit dem 
Begriff „Funktionsrabatte“ sämtliche Lieferantenvorteile außer den 
warenabsatzbezogenen Vorteilen (nach Metzlaff: Einkaufsvorteile). 
Lieferantenvorteile, welche beispielsweise auf bestimmte Ereignisse Bezug 
nehmen, sind jedoch gesondert zu bezeichnen und rechtlich zu würdigen, 
da diese aus der Sicht des Lieferanten aus einem anderen Grund - mit einer 
anderen Zielsetzung - gewährt werden. Bei einzelnen Vorteilen, die nach 
Metzlaff als Funktionsrabatte bezeichnet werden, stehen den gewährten 
Vorteilen keine Leistungen gegenüber, welche vergütet werden. Die hier 
behandelten Dienstleistungsvorteile beziehen sich immer auf eine 
spezifische Leistung, sodass die Bezeichnung Funktionsrabatte über die 
Dienstleistungsvorteile hinausgeht. 
Die gegenüber dem Lieferanten erbrachten Leistungen können sowohl vom 
Franchisegeber als auch vom Franchisenehmer erbracht werden. Es ist 
daher zu unterteilen in: 
 
        b) Leistungen des Franchisegebers  
Ist der Franchisegeber gleichzeitig als Großhändler tätig, erbringt er stets 
eine Leistung, welche die Gewährung von dienstleistungsbezogenen 
Vorteilen rechtfertigt. Gleiches gilt, wenn der Franchisegeber (als 
Streckenmittler) großhändlertypische Risiken übernimmt. Wenn der 
Franchisegeber jedoch lediglich die Rahmenverträge mit den Lieferanten 
aushandelt, besteht seine Leistung in der Verhandlungstätigkeit (in der 
Regel im Rahmen der sog. Jahresgespräche). Für diese Leistung 
gegenüber dem Franchisenehmer gewährt der Lieferant jedoch keine 
Vorteile. Aus der Sicht des Lieferanten besteht aber bei einer Reihe von 
Lieferantenvorteilen die Leistung des Franchisegebers darin, dem 
                                                
60 Metzlaff, Weitergabe von Einkaufsvorteilen, Rechtsforum des Deutschen Franchise 
Verbandes, Berlin 22.04.2009., S. 1 ff. 
35 
 
Lieferanten die Vertragsabschlüsse mit den Franchisenehmern zu 
vermitteln. Aus diesem Grund gewährt der Lieferant dem Franchisegeber 
letztlich Vermittlungsprovisionen, auch wenn diese in der Praxis (etwa) als 
Mengenboni bezeichnet werden. 
Daneben kann der Franchisegeber auch Leistungen selbst erbringen, die 
ihrerseits Grundlage für Dienstleistungsvorteile sind. Er kann Schulungen 
durchführen oder selbst (durch seine Arbeitnehmer) bestimmte (Werbe-) 
Aktionen vornehmen. Dementsprechend sind als Dienstleistungsvorteile für 
eine Leistung des Franchisegebers denkbar: Werbekostenzuschüsse für 
Werbemaßnahmen des Franchisesystems, Werbekostenzuschüsse für 
Aktionswerbung und Sonderzahlungen für bestimmte Arten der 
Präsentation/ Platzierungen. Dabei können diese Leistungen auch vom 
Franchisenehmer durchgeführt werden (vgl. dazu unten c).  
Daneben treten leistungsbezogene Vorteile, wie z. B. das Anknüpfen an 
Produktentwicklungs-oder Produktbeobachtungsleistungen sowie an die 
Datenerhebungen. In Betracht kommen auch pauschalisierte 
Schadensersatzzahlungen und Leistungen der Lieferanten für die 
Unterstützung bei Rückrufaktionen. Diese Leistungen werden (von 
Einzelfällen abgesehen) in der Regel vom Franchisegeber erbracht, weil 
diese die Kenntnisse der Systemzentrale erfordern. Einzelne 
Franchisenehmer, auch wenn diese über mehrere Verkaufsstellen 
verfügen, sind zu solchen Leistungen nicht imstande, da für diese kein 
Zugriff auf eine Vielzahl von Verkaufsstellen besteht61.  
 
        c) Leistungen des Franchisenehmers 
Die Leistungen, welche zur Zahlung von Lieferantenvorteilen an den 
Franchisegeber führen, können im Einzelfall auch vom Franchisenehmer 
                                                
61 Allgemein zu diesen umfassenden Leistungen des Franchise-Gebers: Flohr, 
Franchisevertrag, S. 131 ff. mit Differenzierung zwischen Beratung und Unterstützung, 
laufenden Pflichten und Unterrichtspflichten sowie vom Franchise-Geber gewährten 
Sonderleistungen.  
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übernommen werden. Insbesondere Aktionen, die im Geschäftslokal des 
Franchisenehmers stattfinden, sind Anlass für die Gewährung von 
Lieferantenvorteilen. Hier ist insbesondere an Werbekostenzuschüsse für 
Werbemaßnahmen im Geschäft des Franchisenehmers, an 
Werbekostenzuschüsse für Aktionswerbung und an Sonderzahlungen für 
bestimmte Arten der Präsentation/ Platzierungen zu denken. 
Bei diesen Leistungen, für die der Franchisegeber eine Gegenleistung in 
Form der Lieferantenvorteile erhält, ist jedoch zu unterscheiden, warum der 
Franchisenehmer diese Leistungen überhaupt erbringt. Dabei sind drei 
verschiedene Konstellationen relevant: 
 
aa) Der Franchisevertrag enthält Klauseln, die den Franchisenehmer zu 
der betreffenden Leistungserbringung verpflichten. Hat sich der 
Franchisenehmer im Franchisevertrag zu bestimmten Leistungen 
gegenüber dem Franchisegeber bzw. dem Franchisesystem verpflichtet, 
muss er die betreffende Leistung auch durchführen. Ist der 
Franchisenehmer z. B. nach dem Franchisevertrag verpflichtet, 
wöchentlich in den für seinen Bezirk maßgeblichen Regionalzeitungen 
Werbeanzeigen zu schalten, so hat er dieser Verpflichtung 
nachzukommen. Leistet der jeweilige Lieferant z. B. für die Nennung 
seiner Marke im Rahmen der Werbeanzeigen eine Vergütung, so wird zu 
prüfen sein, ob der Franchisenehmer an dieser Vergütung partizipiert.  
 
bb) Der Franchisevertrag enthält (lediglich) eine allgemeine 
Unterstützungsklausel oder einen Verweis auf das Handbuch des 
Franchisegebers, und aus diesem ergeben sich die einzelnen 
Verpflichtungen des Franchisenehmers. 
 
(1) Franchiseverträge enthalten in der Regel Klauseln, welche den 
Franchisegeber und den Franchisenehmer allgemein verpflichten, sich 
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gegenseitig bzw. das gesamte Franchisesystem zu unterstützen, oder die 
den Franchisenehmer zur Systemtreue verpflichten62. Es ist zu prüfen, 
welche Voraussetzungen an derartige Klauseln zu stellen sind und ob und 
zu welchen (Unterstützungs-) Leistungen sie den Franchisenehmer 
verpflichten63. 
Bei einer derartigen allgemeinen Unterstützungsklausel ist zu beachten, 
dass sie vom Franchisegeber formuliert und dem Franchisenehmer gestellt 
wird. Der Franchisegeber nutzt die Klausel für eine unbestimmte Anzahl von 
Vertragspartnern in sämtlichen Franchiseverträgen64. Es handelt sich mithin 
um Allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne des § 305 Abs. 1 S. 1 
BGB65. Dementsprechend gehen Zweifel bei der Auslegung der Klausel 
gemäß § 305c Abs. 2 BGB zu Lasten des Verwenders66, also des 
Franchisegebers, wenn nicht eindeutig und klar verständlich ist, was durch 
die betreffende Klausel geregelt werden soll. Es ist die kundenfreundlichste 
                                                
62 Eine Klausel wie die folgende: „Vertragliche Hauptpflicht des Franchisenehmers ist es, 
die gemäß § 1 dieses Franchisevertrages eingeräumten Rechte mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns auszuüben und zu nutzen sowie das Geschäft (…) im 
Vertragsgebiet zu fördern und weiterzuentwickeln. Insoweit trifft den Franchisenehmer 
eine Betreiberpflicht für sein Geschäft“ (Flohr, Franchisevertrag, S. 154.) oder „Der 
Franchisenehmer ist verpflichtet, den durch den Ruf und den Namen des (…) 
Franchisesystems verkörperten hohen geschäftlichen Standard aufrecht zu erhalten 
und alles zu unterlassen, was sich auf den Ruf und den Namen negativ auswirken 
könnte“ (aus einem Franchisevertrag der Kosmetikbranche). Eine solche oder ähnliche 
Klausel findet sich in allen Franchiseverträgen. Oftmals werden derartige Klauseln auch 
im Handbuch (als Anhang des Franchisevertrags) niedergelegt.  
63 Unabhängig davon ist die Frage zu beurteilen, ob aus derartigen allgemeinen Klauseln 
eine Verpflichtung des Franchisegebers folgen kann, die gesamten oder Teile der 
Lieferantenvorteile an den Franchisenehmer weiterzuleiten.  
64 Das ergibt sich schon daraus, dass die einheitliche Gestaltung der 
Vertragsbeziehungen zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer einen der 
Kernpunkte für den Erfolg eines Franchisesystems darstellt. Außerdem besteht eine 
aus Treu und Glauben abgeleitete Gleichbehandlungspflicht des Franchisegebers 
(Höpfner, S. 66; Giesler, Franchiseverträge, Rdn. 66; Giesler/Nauschütt/Giesler, 
Franchiserecht, Kap. 5 Rdn. 149), nach welcher der Franchisegeber seine 
Franchisenehmer gar nicht willkürlich ungleich behandeln dürfte, selbst wenn im 
Hinblick auf einzelne Klauseln ein Interesse daran bestehen würde. 
65 BGH BB 2006, 1071, 1072; Flohr, Franchisevertrag, S. 41; Giesler/Nauschütt/Giesler, 
Franchiserecht, Kap. 9 Rdn. 7; Hel. Liesegang BB 1991, 2381; Pfeifer, S. 94. 
66 BGHZ 97, 217; NJW 2009, 2671; NJW-RR 2010, 63; WM 2002, 2081; 
Jauernig/Stadler, § 305c BGB Rdn. 8; MüKo/Basedow, § 305c BGB Rdn. 18. 
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Auslegung maßgeblich67, wenn der Anwendungsbereich des § 305c Abs. 2 
eröffnet ist.  
Somit kann eine Verpflichtung des Franchisenehmers zu bestimmten 
Leistungen, welche zur Gewährung von Lieferantenvorteilen durch den 
Lieferanten an den Franchisegeber führen, nicht aus einer allgemeinen 
Unterstützungsklausel hergeleitet werden. Die einzelnen Verpflichtungen 
des Franchisegebers müssen ausdrücklich aufgeführt sein68. 
 
(2) Es findet sich in Franchiseverträgen in der Regel ein Verweis auf das 
Handbuch des Franchisegebers. In der Praxis wird bezüglich der 
Verpflichtungen des Franchisenehmers, Aktionen etc. durchzuführen, 
vielfach auf die Richtlinien verwiesen, welche im Handbuch des 
Franchisegebers geregelt sind. Dieses dem Franchisenehmer nach Ablauf 
einer etwaigen Widerrufsfrist i.S.v. § 355 BGB auszuhändigende Franchise-
Handbuch besteht neben dem Franchisevertrag, ist aber nicht 
Vertragsbestandteil. Andernfalls würde nämlich die Änderung des 
Franchise-Handbuchs zugleich eine Vertragsänderung darstellen, sodass 
diese der Einwilligung des Franchisenehmers (§ 183 BGB) bedürfte. Damit 
würde aber die in einem Franchise-Handbuch zum Ausdruck kommende 
                                                
67 Die kundenfreundlichste Auslegung kann dazu führen, dass in einem ersten Schritt die 
„kundenfeindlichste“ Auslegung gewählt wird, damit die Klausel nach §§ 307 bis 309 
BGB unwirksam ist und somit fakultatives Gesetzesrecht Anwendung findet und dieses 
für den „Kunden“ günstiger ist. Erst wenn eine derartige Auslegung nicht möglich ist, 
wird die kundenfreundlichste Auslegung der Klausel gewählt, vgl. BGHZ 91, 55, 61; 95, 
362, 365 ff.; 124, 351, 358 (für Verbandsprozesse); BGH NJW 2009, 3716, 3717 (für 
Klauseln bezüglich Renovierungsverpflichtungen in Mietverträgen); 2008, 2172; OLG 
Karlsruhe NJW-RR 200, 1538 f.; MüKo/Basedow, § 305c BGB Rdn. 33 ff.; 
Palandt/Grüneberg, § 305c BGB Rdn. 19 ff. Eine Allgemeine Unterstützungsklausel in 
Franchiseverträgen wird in keiner Auslegungsvariante zu einer Unwirksamkeit nach §§ 
307-309 BGB gelangen, sodass in diesen Fällen unmittelbar die (wirkliche) 
kundenfreundlichste Auslegung zu wählen ist. 
68 Vgl. hierzu insbesondere die McDonalds-Entscheidung des BGH (NJW 1985, 1894). 
Hier hatte sich ein Franchisenehmer im Rahmen einer Kündigungsklage gegen 
einzelne, in Teilbereichen sehr spezielle Verpflichtungen gewehrt, welche nur in dem 
Handbuch des Franchisegebers aufgeführt waren und nicht im Franchisevertrag selbst. 
Der BGH stellte hierzu fest, dass das gesamte „Richtlinien-System“ des 
Franchisegebers ordnungsgemäß in den Franchisevertrag einbezogen wurde, weil die 
einzelnen Verpflichtungen klar und verständlich im Handbuch niedergelegt waren. 
Bestätigend hierzu OLG München. ZVertrR 2015, 110. 
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Dynamik eines Franchise-Systems gehemmt werden, da es bei größeren 
Franchise-Systemen mehr als schwierig sein dürfte, von allen 
Franchisenehmern die Einwilligung zur Änderung des Franchise-
Handbuches einzuholen.  
In den Franchise-Handbüchern wird grundsätzlich dargestellt, in welcher 
Weise der Franchisenehmer sein Franchise-Outlet zu führen hat69.  
In jedem Franchisevertrag wird im Hinblick auf die Franchise-Handbücher 
vereinbart, dass der Franchisenehmer berechtigt ist, den Regelungsinhalt 
der Franchise-Handbücher abzuändern. Dieser Abänderungsvorbehalt 
steht aber unter dem Grundsatz der Beachtung der 
Interessenwahrungspflicht, die dem Franchisegeber auch für Interessen 
des Franchisenehmers trifft. Diese Interessenwahrungspflicht ist eine 
besondere Ausformung der im Franchise-Recht und wegen des Charakter 
des Franchisevertrages als Dauerschuldverhältnis zu beachtenden 
Grundsätze von Treu und Glauben (§ 242 BGB)70. Eine solche Klausel 
(sog. dynamische Verweisung) ist jedoch nur zulässig, soweit diese die 
Regelungen des § 315 Abs. 3 BGB aufgreift.71 
 
cc) Der Franchisevertrag enthält keine Klauseln, welche den 
Franchisenehmer verpflichten könnten. 
Wenn die Auslegung einer allgemeinen Unterstützungsklausel ergibt, dass 
aus ihr keine Verpflichtung des Franchisenehmers zu Leistungen 
herzuleiten ist, welche Grundlage für die Auskehr von Lieferantenvorteilen 
sind, oder wenn in dem Vertrag keine Unterstützungsklausel vereinbart 
wurde bzw. kein wirksamer Verweis auf das Handbuch des 
                                                
69 Siehe zur Mustergliederung eines Franchise-Handbuches: Flohr, Franchisevertrag, S. 
88 ff.  
70 Umfassend zu dieser Interessenwahrungspflicht: Flohr, Franchisevertrag, S. 148 ff. 
m.w.N.; siehe aus der Rechtsprechung: BGH NJW 1984, 1182; MDR 1985, 926, 927. 
71 Siehe zur Wirksamkeit einer solchen dynamischen Verweisung: OLG Düsseldorf, 
Beschluss vom 07.09.2009, Beck-RS 2009, 89466 unter Aufhebung der 
entgegenstehenden erstinstanzlichen Entscheidung des LG Düsseldorf vom 
14.03.2008. 
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Franchisegebers zu finden ist, könnte der Franchisenehmer dennoch einer 
systemimmanenten Verpflichtung unterliegen, Leistungen zu erbringen.  
Allerdings ist auch hier (wie bei einer allgemeinen Unterstützungsklausel) 
nicht davon auszugehen, dass den Franchisenehmer konkrete 
Leistungspflichten treffen. Die systemimmanenten Verpflichtungen 
beschränken sich darauf, alles zu unterlassen, was das Franchisesystem 
schädigen könnte. Leistungspflichten (insbesondere gegenüber 
Lieferanten), für welche dann Dienstleistungsvorteile gewährt werden, 
erwachsen hieraus nicht.  
Allerdings muss gesehen werden, dass die systemimmanenten 
Verpflichtungen Ausdruck von den Franchisevertrag kennzeichnenden 
wechselseitigen Fürsorge- und Treupflichten sind, die sich sowohl für den 
Franchisegeber als auch für den Franchisenehmer aus § 242 BGB ableiten. 
Allerdings handelt es sich hierbei dann um eine Auslegung des jeweiligen 
Vertragstextes, sodass insofern eine Inhaltskontrolle gem. § 307 Abs. 1 S. 1 
BGB nicht greift72.  
 
        d) Zwischenergebnis 
Als zweite große Gruppe der Lieferantenvorteile sind die sog. 
„Dienstleistungsvorteile“ zu nennen.  
Diese knüpfen an Dienstleistungen entweder des Franchisegebers oder des 
Franchisenehmers an. Sofern es um Dienstleistungen des 
Franchisenehmers geht, ist weiter zu differenzieren, ob der 
Franchisenehmer sich gegenüber dem Franchisegeber vertraglich zur 
Erbringung der betreffenden Dienstleistungen verpflichtet hat, oder ob es 
sich um eine freiwillige Leistung handelt, die ohne Rechtspflicht ausgeführt 
wird.  
 
                                                
72 Siehe allgemein zu diesen systemimmanenten Verpflichtungen des Franchise-Gebers: 
Flohr, Franchisevertrag, S. 114 f.  
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      4. Ereignisbezogene Vorteile 
Ereignisbezogene Vorteile sind solche Lieferantenvorteile, die aufgrund 
besonderer Ereignisse gewährt werden. Hierunter fallen insbesondere die 
Eröffnungs- und Jubiläumsboni. Diese Lieferantenvorteile werden als 
ereignisbezogene Vorteile bezeichnet73. Die für die Gewährung der 
Lieferantenvorteile maßgeblichen Ereignisse können sowohl auf der Seite 
des Franchisegebers als auch auf der Seite des Franchisenehmers 
vorliegen.  
 
      5. Sonstige Lieferantenvorteile 
Daneben stehen weiterhin sonstige Lieferantenvorteile, die beispielsweise 
aufgrund „besonderer Beziehungen“ gewährt werden (z.B.: Treueboni). 
Hierunter fallen auch sonstige Präsente (sog. „give-aways“), die dem 
Handel insbesondere von der Industrie überlassen werden. Diese Art der 
Lieferantenvorteile wird als sonstige Lieferantenvorteile bezeichnet. 
 
   IV. Resümee 
Die Untersuchungen zum zweiten Teil haben ergeben: 
1. Für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung und allgemein aus 
rechtlicher Sicht empfiehlt sich eine rechtliche Einteilung der 
Lieferantenvorteile. Diese orientiert sich an dem Inhalt der von dem 
jeweiligen Lieferanten mit den von ihm gewährten Vorteilen verknüpften 
Zwecke: 
a) Es gibt Warenbezugsvorteile, die den Warenbezug der Abnehmer (des 
Franchisesystems insgesamt) sowie desjenigen von Franchisegeber und 
Franchisenehmer bezwecken. 
                                                
73 Hierzu gehören z.B. Jubiläumsboni, Hochzeits-, Geburtstagsrabatte. Auch nach Best 
Practice Sales, S.4, stehen diesen Lieferantenvorteilen keine erkennbaren Leistungen 
des Kunden - hier: Franchisegeber oder Franchisenehmer - gegenüber. 
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b) Eine weitere Gruppe stellen die Dienstleistungsvorteile dar, die eine 
besondere (Dienst-) Leistung von Franchisegeber und/oder 
Franchisenehmer (z. B. im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Werbemaßnahmen) vergüten.  
c) Ereignisbezogene Vorteile gewährt der Lieferant, um z. B. die Eröffnung 
eines Geschäfts oder um Geburtstage oder Jubiläen zu honorieren.  
d) Als sonstige Vorteile verbleiben die den vorstehenden Gruppen nicht 
zuzuordnenden Vorteile wie z. B. Treueboni oder Give-Aways.  
 
2. Es wurde des Weiteren festgestellt, dass zunächst aus grundsätzlicher 
Sicht eine Zuordnung der vom Lieferanten gewährten Vorteile sowohl an 
den Franchisegeber als auch an den Franchisenehmer möglich ist, und 
zwar je nachdem, wer die vom Lieferanten vergütete Gegenleistung 
erbringt. Diese grundsätzliche Zuordnung der Lieferantenvorteile zu 
demjenigen, der entsprechend leistet oder in dessen Sphäre das 
betreffende Ereignis stattfindet, bedeutet, dass dieses Rechtssubjekt 
grundsätzlich auch der Empfänger der Lieferantenvorteile sein müsste. 
Diese wirtschaftlich festgestellte Zuordnung gilt jedoch vorbehaltlich der in 
den weiteren Kapiteln dieser Untersuchung zu analysierenden vertraglichen 
und gesetzlichen Zuordnung. Mit anderen Worten: Die festgestellten 
Zuordnungen machen deutlich, dass die Erbringer der vom Lieferanten 
prämierten Leistungen, Tätigkeiten etc. durchaus unterschiedliche 
Personen sein können, sowohl der Franchisegeber als auch der 
Franchisenehmer kommen in Betracht, je nachdem, wer der Leistende bzw. 
Handelnde ist.  
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Zu untersuchen ist nun, ob im Wege der inhaltlichen Gestaltung des 
Franchisevertrages diese wirtschaftlich betrachteten Zuordnungen 
verändert werden können und ob die Gesetzesordnung insoweit 
Festlegungen trifft. Erst aus der festgestellten wirtschaftlichen Situation, 
dass in einer Vielzahl von Fällen die wirtschaftliche Zuordnung der 
Lieferantenvorteile beim Franchisenehmer festzustellen ist, ergibt sich 
daher die Notwendigkeit dieser weiteren Untersuchung. 
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3. Teil: Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten zur Regelung der 
Weiterleitung bzw. des Einbehaltens von Lieferantenvorteilen 
A. Grundsätzliches 
Art. 2 Abs. 1 GG regelt die sog. Handlungsfreiheit. Der Schutzbereich des 
Art. 2 Abs. 1 GG erfasst jedes menschliche Verhalten74. Vereinfacht gesagt 
ist jeder Mensch frei zu tun und zu lassen was er will, solange die Tätigkeit 
oder das Unterlassen nicht in verfassungskonformer Weise verboten ist. 
Hieraus wird auch, als einer der praktisch wichtigsten Aspekte75, die nicht 
durch ein spezielles Grundrecht geschützte Vertragsfreiheit abgeleitet76. 
Hiernach haben alle Rechtssubjekte die Freiheit, Verträge zu schließen. 
Und zwar grundsätzlich mit demjenigen Vertragspartner - und mit dem 
Inhalt, den sie wollen77. Einschränkungen dieser Grundsätze - 
Kontrahierungszwänge oder (teilweise) zwingender Inhalt des Vertrags oder 
Begrenzungen der Vertragsfreiheit - bestehen nur in den vom Gesetz 
bezeichneten Fällen, z.B. wenn eine Vertragsgestaltung sittenwidrig i.S.v. § 
138 BGB ist oder gegen ein gesetzliches Verbot (§ 134 BGB) verstößt, 
etwa weil sich eine Absprache zu den Einkaufsvorteilen als eine 
kartellrechtswidrige Absprache i.S.v. § 1 GWB darstellt.  
Soweit die Parteien eines Franchisevertrages die Weiterleitung bzw. das 
Einbehalten von Lieferantenvorteilen im Rahmen des Franchisevertrages 
regeln, greift der aus Art. 2 Abs. 1 GG abzuleitende Grundsatz der Inhalts- 
und Gestaltungsfreiheit als eine Ausformung der sog. 
Vertragsfreiheit78.Daher steht es grundsätzlich den Parteien eines 
Franchisevertrags frei, vertragliche Regelungen über die Weiterleitung bzw. 
die Nicht-Weiterleitung von Lieferantenvorteilen zu vereinbaren79. 
 
                                                
74 BVerfGE 6, 32, 36; 114, 371, 383. 
75 Erfurter/Schmidt, Art. 2 Rdn. 2. 
76 BVerfGE 103, 197, 215. 
77 BVerfGE 8, 274, 328; 89, 214, 231; 116, 202, 221. 
78 Siehe umfassend dazu: Weischer, Das Grundrecht auf Vertragsfreiheit und die 
Inhaltskontrolle von Absatzmittlungsverträgen, insb. S. 40 ff. m.w.N.  
79 Siehe auch insoweit: Weischer, a.a.O., S. 97 ff.  
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B. Weiterleitungsvereinbarungen 
Hier sind drei Fallgruppen vertraglicher Regelungsmöglichkeiten von 
besonderem Interesse. 
   I. Ausdrückliche Regelung  
Weiterleitungs-Klauseln zugunsten des Franchisenehmers sind aufgrund 
der Vertragsfreiheit sowohl bezüglich aller von dem Franchisegeber 
erzielten Lieferantenvorteile möglich als auch nur bezüglich eines 
bestimmten(z.B. prozentual festgelegten) Anteils an den 
Lieferantenvorteilen.  
Der Franchisegeber kann in den Fällen Ausnahmen vorsehen, bei denen er 
sich gegenüber seinem Lieferanten dazu verpflichtet hat, die 
Lieferantenvorteile nicht an die Franchisenehmer weiterzugeben80. Der 
Franchisegeber verpflichtet sich gegenüber dem Franchisenehmer also zur 
grundsätzlichen Weiterleitung der Lieferantenvorteile, jedoch mit Ausnahme 
von solchen, die der Lieferant ausdrücklich von einer Weiterleitung (an die 
Franchisenehmer) ausgeschlossen hat. Eine derartige Vertragsklausel 
lautet wie folgt81: 
„Der Franchisegeber verpflichtet sich, die von den jeweiligen Lieferanten 
gewährten Konditionen und Vorteile an den Franchisenehmer 
weiterzugeben, es sei denn, der jeweilige Lieferant schließt die 
Weiterleitung der Vorteile an den Franchisenehmer ausdrücklich aus.“ 
Der Ausschluss der Weiterleitung von Lieferantenvorteilen an die 
jeweiligen Franchisenehmer kann aus verschiedenen wirtschaftlichen 
Gründen gewollt sein: 
- Der Lieferant will ein bestimmtes Verhalten des Franchisegebers 
erreichen, wie z. B. dessen Teilnahme an Werbeaktionen oder an 
Kundenbindungssystemen. Die Lieferantenvorteile dienen dann 
                                                
80 So im Sixt-Fall des BGH, vgl. BGHZ 140, 342 = BB 1999, 860 = NJW 1999, 2671; vgl. 
hierzu auch Giesler/Nauschütt/Giesler, Franchiserecht, Kap. 5 Rdn 139b. 
81 Siehe insoweit – auch zur Vertragsgestaltung – Flohr, Franchisevertrag, S. 196 ff. 
m.w.N. 
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insbesondere als Entgelt für konkrete Leistungen des Franchisegebers (ggf. 
auch Leistungen des Franchisenehmers). Der Lieferant will durch das 
Verbot der Weiterleitung die ordnungsgemäße Durchführung der konkreten 
Leistungen des Franchisegebers sicherstellen. In Betracht kommt auch eine 
Vergütung des Franchisegebers für dessen Einflussnahme auf den 
Franchisenehmer in Bezug auf diejenigen Leistungen, welche der 
Franchisenehmer erbringt. Der Lieferant will in diesen Fällen im 
Einverständnis mit dem Franchisegeber mögliche Begehrlichkeiten des 
Franchisenehmers auf Partizipation aus grundsätzlichen Erwägungen von 
vorneherein ausschließen. 
 
- Der Lieferant will nur seinen unmittelbaren Vertragspartner, 
unabhängig von der Erbringung konkreter Leistungspflichten, belohnen, 
weil er nur Kontakt zu diesem (dem Franchisegeber) hat. Eine Verpflichtung 
zur Nichtweitergabe kommt im Endeffekt dem Franchisegeber zugute. Der 
Lieferant belohnt mit dieser Klausel sozusagen den Franchisegeber für das 
Vertragsverhältnis. Er will daher die Loyalität des Franchisegebers 
erreichen. 
Existiert eine solche Klausel, kann es dem Franchisegeber verwehrt sein, 
eine Weiterleitung an die Franchisenehmer zu vereinbaren82. Nach 
Auffassung des OLG München verstieß ein sog. „Herstellervorbehalt“ - die 
Lieferantenvorteile werden nur weitergeleitet, soweit der Hersteller dies 
zulässt - gegen das Transparenzgebot (§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB) und stellte 
auch eine unangemessene Benachteiligung (§ 307 Abs. 1 S. 2 BGB) der 
Franchisenehmer dar83. Dies begründete das OLG München damit, dass 
für Franchisenehmer durch eine derartige Klausel nicht nachzuvollziehen 
sei, welche Vorteile ihm letztendlich zufließen werden84. Der BGH lehnte 
diese Auffassung jedoch ab und entschied, dass eine derartige Klausel 
                                                
82 In diesen Fällen ist jedoch von einer Aufklärungspflicht auszugehen, s.u. 4. Teil B. Vgl. 
hierzu auch BGH BB 1999, 860; BKartA WuW/E DE-V 1235, 1239 und Böhner WRP 
2006, 1089 ff., insb. 1090; Giesler/Nauschütt/Giesler, Franchiserecht, Kap. 5 Rdn 139b. 
83 Vgl. OLG München BB 1997, 1429, 1433. 
84 OLG München BB 1997, 1429, 1433 
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AGB-rechtlich zulässig ist, da der Ausschluss der Weiterleitung nicht von 
der Willkür des Franchisegebers abhänge, sondern von der Entscheidung 
einer dritten Partei, nämlich des Herstellers. Das sei transparent und von 
dem Franchisenehmer hinzunehmen und auch keine unangemessene 
Benachteiligung im Sinne des § 307 Abs. 1 BGB85. 
Dieser Auffassung des BGH ist zuzustimmen. Ein Verstoß gegen das 
Transparenzgebot gemäß § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB kommt dann in 
Betracht, wenn für den von dem Franchisevertrag als Allgemeine 
Geschäftsbedingung betroffenen Franchisenehmer die betreffende 
Regelung nicht ohne weiteres erkennbar ist86. Erforderlich ist daher jeweils 
eine ausdrückliche entsprechende Vereinbarung zwischen 
Franchisegeber und Franchisenehmer. Diese ist im Franchisevertrag 
niederzulegen. Sofern der Franchisevertrag in einem Abschnitt oder in 
einer Bestimmung die Regelungen betreffend Lieferantenvorteile 
zusammenfassend normiert und der Ausschluss der Weiterleitung in 
diesem Bereich klar fixiert ist, kommt ein Verstoß gegen das 
Transparenzgebot nicht in Betracht. Etwas anderes ergibt sich, wenn im 
Franchisevertrag lediglich die Weiterleitung der Lieferantenvorteile 
vorgesehen ist und der Ausschluss allein aus vertraglichen 
Vereinbarungen zwischen dem Lieferanten und dem Franchisegeber folgt. 
Im Franchisevertrag oder in einer sonstigen ausdrücklichen Vereinbarung 
zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer muss also die Möglichkeit 
des Ausschlusses der Weiterleitung ausdrücklich niedergelegt sein, um 
dem Transparenzgebot Genüge zu tun. Entscheidend ist, dass die 
vertragliche Regelung für den Franchisenehmer unmissverständlich zum 
Ausdruck bringt, dass keine Weiterleitung der Lieferantenvorteile 
stattfindet oder die Weiterleitung von der Entscheidung eines Dritten 
(Lieferant) abhängig gemacht wird. 
Eine Qualifizierung der Ausschlussregelung als unangemessene 
Benachteiligung scheidet aus. Der Lieferant als Leistender kann festlegen, 
                                                
85 BGH BB 1999, 860 = NJW 1999, 2671 = BGHZ 140, 342. 
86 BGH NJW 2007, 3632; 2008, 1438. 
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wer Empfänger seiner Leistung sein soll. Dies gilt insbesondere auch vor 
dem Hintergrund, dass die vom Lieferanten mit seiner Leistung verfolgten 
wirtschaftlichen Ziele allein vom Lieferanten selbst definiert werden 
können. Da der Lieferant bei Abschluss seines Rahmenvertrages mit dem 
Franchisegeber in keiner vertraglichen Beziehung zu dem jeweiligen 
Franchisenehmer steht, muss er auch nicht auf dessen Interessen 
Rücksicht nehmen. Eine andere Frage ist, ob der Franchisegeber sich 
möglicherweise (Schadenersatz-) Ansprüchen des Franchisenehmers 
aussetzt, wenn er mit dem Lieferanten Regelungen trifft, welche den 
Franchisenehmer benachteiligen. Im Verhältnis zwischen Lieferant und 
Franchisegeber kommt somit die Annahme einer unangemessenen 
Benachteiligung nicht in Betracht.  
Damit ist allerdings nicht beantwortet, ob der Franchisenehmer verpflichtet 
ist, an Leistungen (unentgeltlich) mitzuwirken, die der Lieferant vom 
Franchisegeber abfordert. Diese Frage beantwortet sich nach den 
Vereinbarungen zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer. Ebenso 
unbeantwortet bleibt, ob der Lieferant die Weiterleitung sämtlicher 
Lieferantenvorteile an den Franchisenehmer ausschließen darf. Im vom 
BGH entschiedenen Fall87 enthielt der Franchisevertrag zwischen 
Franchisegeber und Franchisenehmer die Regelung, dass die 
Lieferantenvorteile dem Franchisenehmer zugute kommen sollten und nur 
diejenigen Lieferantenvorteile nicht, bei denen der Lieferant das eindeutig 
bestimmt hat, sog. „Herstellervorbehalt“. Weiterhin stellt sich die Frage, in 
welchem Umfang sich der Franchisegeber auf ein Verbot der Weiterleitung 
(Herstellervorbehalt) des Lieferanten berufen kann. Der Franchisegeber 
darf gegebenenfalls nicht sämtliche Lieferantenvorteile einbehalten, auch 
wenn der Lieferant das dem Franchisegeber vertraglich vorgeschrieben 
hat88. Jedoch ist eine Vereinbarung der vollständigen Weiterleitung unter 
Vorbehalt des Verbots des Lieferanten einzelner Lieferantenvorteile 
grundsätzlich möglich. 
                                                
87 BGH BB 1999, 860 = NJW 1999, 2671 = BGHZ 140, 342. 
88 Vgl. hierzu unten, 5. Teil: Gesetzliche Ansprüche. 
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II. Qualifizierte Unterstützungsklausel 
Auch ohne eine ausdrückliche, auf die Weiterleitung der Lieferantenvorteile 
bezogene vertragliche Regelung kommt ein vertraglicher Anspruch des 
Franchisenehmers auf Weiterleitung der Lieferantenvorteile in Betracht. Das 
kann der Fall sein, wenn sich der Franchisegeber in dem Franchisevertrag 
allgemein dazu verpflichtet, den Franchisenehmer optimal zu unterstützen. 
Dies soll an einem Beispiel verdeutlicht werden, nämlich an dem Apollo-Fall 
des BGH89. Im Apollo Franchisevertrag benutzte der Franchisegeber eine 
Klausel, die wie folgt lautete: 
„Der Franchisegeber betreut den Franchisenehmer hinsichtlich der 
Geschäftsentwicklung und des systemgerechten Betriebsablaufes 
und gibt Vorteile, Ideen und Verbesserungen zur Erreichung 
optimaler Geschäftserfolge an den Partner weiter.“  
Der BGH90 leitete aus dieser Klausel richtigerweise eine 
Weiterleitungsverpflichtung bezüglich sämtlicher Lieferantenvorteile ab. 
Diese Sichtweise lässt sich auf folgende Überlegungen zurückführen: 
Die Auslegung von Klauseln in Franchiseverträgen, welche nicht klar 
verständlich sind, geht zu Lasten des Franchisegebers91. Die Formulierung 
einer Klausel, aus der sich nach einer Auslegung zugunsten des 
Franchisenehmers eine Weiterleitungsverpflichtung des Franchisegebers 
ergibt, muss also zunächst unklar92 sein. 
Das bedeutet, dass der Inhalt der Klausel nach einer objektiven93 
Auslegung, losgelöst von den individuellen Vorstellungen der 
Vertragsparteien, unter Beachtung des wirtschaftlichen Hintergrundes und 
                                                
89 BGH NJW-RR 2003, 1635. 
90 BGH NJW-RR 2003, 1635. 
91 Vgl. 3. Teil, A, II. 
92 Vgl. auch BGH NJW 2005, 1183, 1184; 2002, 2102, 2103; MüKo/Basedow, BGB, § 
305c Rdn. 29. 
93 AGB-Klauseln sind zwar kein Gesetzesrecht, sondern Vertragsbedingungen, dennoch 
werden AGB nicht nach §§ 133, 157 BGB ausgelegt, sondern nach einem objektiven 
Maßstab, BGH NJW-RR 2007, 1697; WM 2008, 1350; Erman/Roloff § 305c BGB Rdn. 
20; Palandt/Grüneberg § 305c BGB Rdn. 15. A.A.: Staudinger/Schlosser § 305c BGB 
Rdn. 126 ff. 
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unter Berücksichtigung der typischen Verhältnisse der Vertragsparteien, 
nicht eindeutig zu ermitteln sein darf94. Dabei sind Begriffe bzw. Ausdrücke 
grundsätzlich nach dem allgemeinen Sprachgebrauch auszulegen95. In der 
Klausel muss also eine Formulierung gewählt sein, die sich nicht auf die 
sonstigen typischen Leistungen des Franchisegebers beziehen lässt, 
sondern auch unter Berücksichtigung aller vom Franchisegeber 
übernommenen Aufgaben unklar ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn 
der Franchisegeber dem Franchisenehmer eine Weiterleitung von Vorteilen 
zusagt, aber unklar ist, was genau der Franchisegeber weiterleiten will. Dies 
ist bei der Formulierung der vorgenannten Klausel der Fall. Die sonstigen 
typischen Leistungen des Franchisegebers lassen sich nicht unter eine 
„Weiterleitung von Vorteilen“ subsumieren. 
Wenn der Franchisegeber dem Franchisenehmer allgemein zusagt, ihn 
hinsichtlich des Einkaufs zu unterstützen, gibt es verschiedene 
Möglichkeiten, was mit einer solchen Unterstützung vom Franchisegeber 
gemeint ist. In Betracht kommen eine Unterstützung bei der Wahl der 
Lieferanten, der Produkte, bei der Abrechnung und auch eine Unterstützung 
bezüglich der Preise oder sonstiger Einkaufskonditionen.  
Die kundenfreundlichste, also die für den Franchisenehmer günstigste 
Auslegung einer Unterstützungsklausel, nach welcher der Franchisegeber 
dem Franchisenehmer die Unterstützung bei dem Einkauf zusagt, ist die 
Interpretation, dass der Franchisegeber den Franchisenehmer umfassend 
bei dem Einkauf unterstützt. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der 
Wichtigkeit des Einkaufs, bzw. der Einkaufskonditionen für 
Franchisenehmer im Rahmen des Warenvertriebs. Bei Franchisesystemen 
ist der günstige Wareneinkauf ein zentraler Punkt der gesamten 
Vereinbarungen zwischen dem Franchisegeber und dem Franchisenehmer. 
Das bedeutet somit, dass jener dem Franchisenehmer die günstigsten 
Preiskonditionen zur Verfügung stellt, welche ihm möglich sind. Das erreicht 
der Franchisegeber, indem er auch sämtliche Lieferantenvorteile, welche er 
                                                
94 BGHZ 22, 109, 113; MüKo/Basedow, BGB, § 305c Rdn. 22 Fn. 111 f. m.w.N. 
95 MüKo/Basedow, BGB, § 305c Rdn. 25. 
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von den Lieferanten erhält, an den Franchisenehmer weiterleitet. Somit hat 
ein Franchisenehmer einen vertraglichen Anspruch auf die Weiterleitung 
von Lieferantenvorteilen, wenn der Franchisegeber eine derartige unklare 
Klausel verwendet. Sie ist gemäß § 305c Abs. 2 BGB als Zusage zur 
Weiterleitung auszulegen. 
Derartige qualifizierte Unterstützungsklauseln werden in der Literatur 
teilweise undifferenziert als Unterstützungsklauseln bezeichnet96. Jedoch 
reicht eine Klausel (trotz der Formulierung: „Unterstützungsklausel“, s.o.), 
welche nur allgemein die Unterstützung beim Einkauf zusagt, aber keine 
darüber hinausgehenden Unklarheiten aufwirft, grundsätzlich nicht aus um 
einen Anspruch auf Weiterleitung der Lieferantenvorteile zu begründen. 
Eine derartige allgemeine Unterstützungsklausel, welche nicht nach § 305c 
BGB als Weiterleitungsverpflichtung sämtlicher Lieferantenvorteile gesehen 
werden kann, lautet beispielsweise wie folgt:97 
„Der Franchisegeber verpflichtet sich, falls durchführbar den 
Lizenznehmer (Franchisenehmer) zu unterstützen bei der 
Erarbeitung von Verfahrensweisen hinsichtlich des Erwerbs von 
Material und Ausrüstung.“ 
Aus dieser Klausel lässt sich kein Anspruch des Franchisenehmers auf 
Weiterleitung der Lieferantenvorteile herleiten. Die Formulierung ist nicht 
unklar, sodass § 305c BGB nicht zur Anwendung kommt. Eine 
Unterstützung beim Erwerb (von Material und Ausrüstung) stellt aus Sicht 
der Vertragsparteien unter Berücksichtigung der typischen Verhältnisse 
statt einer Verpflichtung zur Weiterleitung (sämtlicher) Lieferantenvorteile 
eher die sonstigen typischen Verpflichtungen bzw. Leistungen des 
Franchisegebers dar. Der Franchisegeber stellt dem Franchisenehmer 
typischerweise eine Auswahl an Lieferanten zu Verfügung, er gibt 
Informationen zum Absatz der Waren bei anderen Franchisenehmern 
                                                
96 Teubner, ZHR 168, 78 ff. 
97 So die Regelung im Hertz-Franchisevertrag, siehe dazu: BGH BB 2006, 1971 ff.; aus 
dem Schrifttum: Giesler/Nauschütt/Giesler, Franchiserecht, Kap. 5 Rdn. 139e. 
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weiter und tätigt weitere Leistungen zur Unterstützung des 
Franchisenehmers98. 
Es bleibt somit festzuhalten, dass ein vertraglicher Anspruch des 
Franchisenehmers auf Weiterleitung der Lieferantenvorteile auch ohne 
ausdrückliche Regelung in Betracht kommt, wenn der Franchisegeber 
Leistungen bezogen auf den Einkauf in Aussicht stellt, welche auch unter 
Berücksichtigung der typischen Verhältnisse der Vertragsparteien nicht auf 
andere, typische Leistungen des Franchisegebers zu beziehen und 
dementsprechend unklar sind. Weitere Voraussetzung ist, dass der 
Franchisegeber dem Franchisenehmer in dem betroffenen Bereich 
(ausdrücklich) eine optimale Unterstützung zusagt. Im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung werden derartige Unterstützungsklauseln, die 
eine besondere Zielrichtung zugunsten des Franchisenehmers aufweisen, 
als qualifizierte Unterstützungsklauseln bezeichnet.  
   III. Allgemeine Unterstützungsklausel 
Bereits die Ausführungen zuvor (II.) zu der qualifizierten 
Unterstützungsklausel machen deutlich, dass eine allgemeine 
Unterstützungsklausel nicht ausreicht, um dem Franchisenehmer die 
betreffenden Lieferantenvorteile zuzuerkennen.  
Die Aussagen in der Literatur, dass eine allgemeine Unterstützungsklausel 
bereits ausreichend sei, um Lieferantenvorteile dem Franchisenehmer 
zuzubilligen, ist daher irreführend. Basis für eine vertragliche 
Weiterleitungsverpflichtung kann allein die qualifizierte 
Unterstützungsklausel sein, wie sie vorstehend ausführlich und in 
Abgrenzung zur allgemeinen Unterstützungsklausel dargestellt wurde. 
 
                                                
98 So auch BGH BB 2006, 1071; die Klausel: “…den Franchisenehmer beim Erwerb von 
Material und Ausrüstung (…) zu unterstützen“ (aus dem Hertz Franchisevertrag) reichte 
nicht aus, um eine Weiterleitungspflicht zu begründen. 
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C. Generelle Ausschlussklausel 
Der Franchisegeber formuliert in seinen Franchiseverträgen vielfach, dass 
allein ihm die Lieferantenvorteile zustehen sollen. Solche generellen 
Ausschlussklauseln lauten beispielsweise wie folgt:  
„Der Franchisegeber stellt dem Franchisenehmer 
Einkaufsmöglichkeiten und Einkaufskonditionen zu Verfügung. 
Lieferantenvorteile, die dem Franchisegeber durch die Lieferanten 
zufließen, verbleiben beim Franchisegeber. Der Franchisenehmer 
hat weder einen Anspruch auf Auskehr, noch auf Informationen 
bezüglich dieser Vergütungen99.“  
„Der Franchisenehmer erkennt an, dass die dem Franchisesystem 
von Systemlieferanten zufließenden Einkaufsvorteile, wie etwa 
Jahresrückvergütungen, Boni, Werbekostenzuschüsse, Rabatte 
oder andere nicht rechnungswirksame Leistungen beim 
Franchisegeber als Gegenleistung für die geführten 
Einkaufsverhandlungen und die Großhandelsfunktion verbleiben. 
Der Franchisenehmer verzichtet insoweit sowohl auf einen 
entsprechenden Auskunftsanspruch als auch auf eine seinem 
Umsatzanteil entsprechende anteilige Auskehrung.”100 
Zu prüfen ist, ob bzw. inwieweit derartige Klauseln zulässig sind. Bedenken 
ergeben sich insbesondere im Hinblick auf das Recht der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen sowie im Hinblick auf kartellrechtliche101 
Fragestellungen.  
 
                                                
99 So beispielsweise die Formulierung in einem Geflügel-Fastfood Franchisevertrag.  
100 So die Formulierung von Flohr, BB 2009, 2159, 2162. 
101 Vgl. hierzu unten 5. Teil, B, IV. Insbesondere wird dort zu beurteilen sein, ob derartige 
Klauseln in Verbindung mit weiteren Verpflichtungen des Franchisenehmers (insb. 
weitgehenden Bezugsverpflichtungen) kartellrechtlich zulässig sind. 
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   I. AGB-rechtliche Inhaltskontrolle 
Bei einem Franchisevertrag handelt es sich, da dieser in einer Vielzahl von 
Fällen Verwendung findet, um einen sog. Formularvertrag102. Insofern 
unterliegen auch Klauseln über den Ausschluss der Weiterleitung von 
Einkaufsvorteilen dieser Inhaltskontrolle, sei es wegen unangemessener 
Benachteiligung des Franchisenehmers gem. § 307 Abs. 1 S. BGB oder 
wegen Intransparenz gem. § 307 Abs. 1 S.2 BGB. Insofern muss eine 
generelle Ausschlussklausel bezüglich der Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen im Einklang mit den Regelungen der §§ 305 ff. BGB 
stehen. 
 
      1. Verbrauchereigenschaft des Franchisenehmers 
Gemäß § 310 Abs. 1 S. 1 BGB finden die §§ 305 Abs. 2, Abs. 3, 308, 309 
BGB keine Anwendung auf Allgemeine Geschäftsbedingungen, die 
gegenüber einem Unternehmer gestellt werden. Im Hinblick auf die 
Wirksamkeit einer AGB-Bestimmung werden gegenüber Unternehmern 
gemäß § 310 Abs. 1 S. 1 BGB lediglich die Bestimmungen des § 307 Abs. 
1, Abs. 2 BGB angewendet103. Innerhalb dieser Prüfung kommt den §§ 308, 
309 BGB jedoch Indizwirkung zu. Das bedeutet, dass alleine aus der 
Unanwendbarkeit dieser Vorschriften keine generelle Erlaubnis der in den 
Paragrafen geregelten (bzw. verbotenen) Tatbestände zu sehen ist und das 
Vorliegen dieser Tatbestände auch zwischen Unternehmern zumindest 
dafür spricht, dass ein Verstoß gegen § 307 BGB vorliegt104. 
Für die Frage, ob es sich bei Personen, welche einen Franchisevertrag 
abschließen, um Unternehmer im Sinne des § 14 BGB oder Verbraucher im 
Sinne des § 13 BGB handelt, ist darauf abzustellen, ob das Verhalten der 
Sache nach der privaten oder der gewerblich-beruflichen Sphäre 
                                                
102 Siehe beispielhaft: Ekenga, Die Inhaltskontrolle von Franchise-Verträgen, S. 1 ff., 
Flohr, Franchisevertrag, S. 63 ff. mit umfassenden Nachweisen.  
103 MüKo/Basedow, § 310 BGB Rdn. 7. 
104 MüKo/Basedow, § 310 BGB Rdn. 7. 
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zuzuordnen ist. Daher gelten Franchisenehmer - unabhängig von der 
Frage, ob vorher bereits ein Gewerbe betrieben worden ist - auch schon bei 
dem Abschluss des (ersten) Franchisevertrages als Unternehmer im Sinne 
des § 310 BGB105, denn eine Existenzgründung ist objektiv eindeutig dem 
beruflichen Handeln zuzurechnen106. Diese Wertung ergibt sich auch aus 
einem Umkehrschluss aus § 512 BGB107. Nach dieser Ausnahmeregelung 
sind Existenzgründer nur dann als Verbraucher zu behandeln, wenn sie ein 
Darlehen, einen Zahlungsaufschub oder eine sonstige Finanzierungshilfe 
im Wert von unter 75.000 Euro abschließen. Dementsprechend sieht auch 
der Gesetzgeber Existenzgründer grundsätzlich als Unternehmer an. Der 
Gesetzgeber stuft Existenzgründer nur bis zu einer Wertgrenze von 75.000 
Euro (§ 512 BGB) als Verbraucher (im Sinne der §§ 491-511 BGB) ein108.  
Allerdings wird hiergegen eingewandt, man könnte § 512 BGB auch so 
auslegen, dass der Gesetzgeber Existenzgründer gerade nicht per se als 
Unternehmer einstuft109. Aus § 512 BGB könnte auch der Rechtsgedanke 
zu entnehmen sein, dass Existenzgründer zumindest dann als Verbraucher 
gelten, wenn sie ebenso schutzbedürftig sind wie Verbraucher110. Diese 
Schutzbedürftigkeit sei im Rahmen der §§ 305 ff. BGB gegeben, da hier (im 
Regelfall) ein Ungleichgewicht bestehe. Der Franchisegeber verfüge über 
einen Informationsvorsprung, und damit bestehe ein Manipulationsrisiko, 
                                                
105 BGH NJW 2005, 1273 ff.; 2008, 435; OLG Rostock NotBZ 2003, 242; OLG Oldenburg 
NJW-RR 2002, 641; Erdmann, Die Gestaltung eines Franchisevertrages, S. 99; 
Palandt/Grüneberg § 310 BGB Rdn. 2. Nach dem OLG Koblenz (NJW 1987, 74) soll 
der Vertrag eines Existenzgründers der vollen Inhaltskontrolle unterliegen (jedoch noch 
zum alten § 24 AGBG). 
106 Staudinger/Weick, Neubearb. 2004, § 13 BGB Rdn. 55 ff., insb. 60; Soergel/Pfeiffer, § 
13 BGB Rdn. 35; Erman/Saenger, § 13 BGB Rdn. 16, § 14 Rdn. 14; 
Ulmer/Brandner/Hensen, AGBG, 9. § 24a Rdn. 25. 
107 BGH JR 2006, 31; GesR 2005, 213; OLG Rostock, NotBZ 2003, 242; Erman/Saenger, 
§ 13 Rdn. 16, § 14 Rdn. 14; Soergel/Pfeiffer, § 13 Rdn. 35. 
108 Hel. Liesegang BB 1991, 2381; Erdmann, Die Gestaltung eines Franchisevertrages, 
S. 99 zu § 507 BGB a.F. 
109 In diesem Sinn Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 
27 Rdn. 29, die sich allerdings auf § 507 BGB beziehen, wohl aber § 512 BGB meinen. 
110 Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 29. 
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sodass eine Anwendung des Verbraucherschutzes vorzunehmen sei111. 
Eine derartige Betrachtung steht allerdings im Widerspruch zum Wortlaut 
des Gesetzes in § 13 BGB, nachdem alleine der Zweck des getätigten 
Rechtsgeschäfts für die Einordnung als Verbraucher maßgeblich ist112. Das 
Gesetz unterscheidet gerade nicht nach dem Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein geschäftlicher Erfahrung113. 
Außerdem gibt es keinen Anlass, demjenigen Verbraucherschutz zu 
gewähren, der sich aus freien Stücken in den unternehmerischen 
Geschäftsverkehr begibt. Er will ja gerade im Rechtsverkehr nicht mehr als 
Verbraucher, sondern als Unternehmer angesehen werden und die damit 
einhergehenden Vor- und Nachteile in Anspruch nehmen114. 
Die Regelung des § 512 BGB, nach welcher auch Existenzgründer noch in 
den Genuss des Verbraucherschutzes gelangen, bezieht sich gerade auf 
eine Handlung, welche noch im Vorfeld der Existenzgründung liegt. Die 
Aufnahme eines Darlehens vor der Existenzgründung ist von der 
eigentlichen Existenzgründung zu unterscheiden. Insofern überzeugt die 
Kritik an der Einordnung eines Franchisenehmers als Unternehmer nicht. 
Der Franchisenehmer ist auch beim Abschluss seines Existenz gründenden 
(ersten) Franchisevertrags nicht als Verbraucher, sondern als Unternehmer 
zu qualifizieren.  
 
                                                
111 Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 29 a.E.; 
ebenso kritisch zu der Einordnung von Existenzgründern als Unternehmer 
MüKo/Micklitz, § 13 BGB Rdn. 54, der jedoch eine Änderung der Einordnung von 
Existenzgründern nur aufgrund einer Gesetzesänderung für möglich hält. 
112 In diesem Sinne auch Bamberger/Roth/Schmidt-Räntsch, § 13 Rdn. 9, § 14 Rdn. 10. 
113 Vgl. BGH NJW 1994, 2759, 2760; OLG Rostock NotBZ 2003, 242. 
114 Vgl. OLG Oldenburg NJW-RR 2002, 641, 642; Staudinger/Weick, Neubearb. 2004, § 
13 Rdn. 60. 
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      2. Wirksame Einbeziehung der Ausschlussklausel 
Da der Franchisenehmer bereits mit dem Abschluss des 
Franchisevertrages als Unternehmer anzusehen ist, sind nach § 310 Abs. 1 
BGB die Abs. 1 und 2 des § 305 BGB nicht anzuwenden. Die Wirksamkeit 
der betreffenden AGB-Klausel hängt dennoch davon ab, ob die Klausel 
durch rechtsgeschäftliche Einigung Vertragsinhalt geworden ist115. 
a) Der Verwender muss auch zwischen Unternehmern die AGB-Klausel 
in den Vertrag mit einbeziehen. Das kann ausdrücklich oder konkludent 
erfolgen. Entscheidend ist insoweit nur, ob die AGB-Klausel nach der 
Auslegung gemäß §§ 133, 157 BGB Teil der vertraglichen Einigung ist116. 
Dieses Erfordernis ist bei einem Abdruck der AGB-Klausel im Vertragswerk 
erfüllt.  
b) Weiterhin muss die verwendende Partei dem anderen Teil die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme in zumutbarer Weise verschaffen117. Dieser 
Anforderung ist bereits dadurch genügt, dass der Verwender dem anderen 
Teil den AGB-Vertrag zur Unterzeichnung zur Verfügung stellt118. Daher ist 
eine AGB-Klausel, welche im Vertragswerk selbst abgedruckt ist, stets 
wirksam einbezogen.  
 
      3. Unangemessene Benachteiligung im Sinne des § 307 Abs. 1  
           BGB 
        a) Einbeziehung kartellrechtlicher Wertungen  
Nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB sind Bestimmungen in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen unwirksam, wenn sie den Franchisenehmer 
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen 
                                                
115 BGHZ 117, 194; BGH NJW 2014, 1296. 
116 Palandt/Grüneberg § 305 BGB Rdn. 50. 
117 BGHZ 102, 294, 304; Palandt/Grüneberg § 305 BGB Rdn. 54. 
118 OLG Düsseldorf VersR 1996, 1394; Palandt/Grüneberg § 305 BGB Rdn. 54. 
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benachteiligen.119 Ob eine derartige unangemessene Benachteiligung 
vorliegt, ist im Rahmen einer umfassenden Abwägung der berechtigten 
Interessen des Franchisegebers mit denen des Franchisenehmers zu 
ermitteln120. In diese Abwägung könnten aufgrund des Rechtsgrundsatzes 
der Einheit der Rechtsordnung121 auch die Wertungen des Kartellrechts 
einzubeziehen sein, sodass diesem eine Leitbildfunktion zukäme. Verstöße 
gegen die dortigen Bestimmungen würden dann zugleich für einen Verstoß 
gegen § 307 Abs. 1 S. 1 BGB sprechen, während umgekehrt ihre 
Beachtung auch die AGB-rechtliche Zulässigkeit indizieren würde122. Dies 
könnte sich insbesondere auch aus der Vorschrift des § 307 Abs. 2 Nr. 1 
BGB ergeben, nach der eine unangemessene Benachteiligung im Zweifel 
anzunehmen ist, wenn eine Bestimmung mit wesentlichen 
Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, 
nicht zu vereinbaren ist123.  
Diese Frage wird insbesondere im Anwendungsbereich von 
Gruppenfreistellungsverordnungen diskutiert124, ließe sich aber 
grundsätzlich auch im Hinblick auf Verstöße gegen die Verbote des § 20 
                                                
119 Im Rahmen der Prüfung einer unangemessenen Benachteiligung gemäß § 307 Abs. 1 
BGB zwischen Unternehmern kommt den §§ 308 f. BGB Indizwirkung zu, auch wenn 
sie nicht direkt angewendet werden (MüKo/Basedow, § 310 BGB Rdn. 7). Ein 
Ausschluss der Weiterleitung von Lieferantenvorteilen unterfällt aber weder § 309 BGB 
(Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit) noch § 308 BGB (Klauselverbote mit 
Wertungsmöglichkeit). Das spezielle Problem der Weiterleitung von Lieferantenvorteilen 
(und dessen Ausschlusses) ist in den Katalogen der §§ 308 f. BGB nicht geregelt. Auch 
ist keine der geregelten Sachverhalte mit dem hier dargestellten Problem vergleichbar. 
Daher ist der Ausschluss trotz der „Indizwirkung“ der §§ 308 f. BGB an der 
Generalklausel des § 307 Abs. 1 BGB zu messen. 
120 MüKo/Kieninger § 307 Rdn. 33. 
121 Hierzu grundlegend Engisch, Die Einheit der Rechtsordnung (Nachdruck mit 
Geleitwort von Arthur Kaufmann 1987); hierzu auch Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 1 EGV 
Rdn. 98; Immenga/Mestmäcker/Schmidt, Art. 85 EGV Rdn. 4; Schmidt (Hrsg.), Vielfalt 
des Rechts – Einheit der Rechtsordnung? Hamburger Ringvorlesung, 1994; hierin 
insbesondere Paschke, Einheit der Wirtschaftsrechtsordnung, S. 147 ff. 
122 In diesem Sinne: MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 63; Niebling, WRP 2010, 81, 82; 
so wohl auch Niebling WRP 2009, 153, 154; Palandt/Grüneberg 68. Aufl. 2009 § 309 
Rdn. 89; (auch Erman/Roloff, 12. Aufl. 2008, vor §§ 307-309 Rdn. 14;); a. A. 
Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Baron, Einf. Vertikal-GVO Rdn. 38; wohl auch 
Staudinger/Coester § 307 Rdn. 48 ff.; Immenga/Mestmäcker/Veelken Verordnung (EG) 
Nr. 2790/1999 Rdn. 55. 
123 Hierauf verweist MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 63. 
124 Etwa MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 63; Niebling, WRP 2010, 81, 82. 
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GWB stellen125.  Bei Gruppenfreistellungsverordnungen handelt es sich um 
gemeinschafts- bzw. unionsrechtliche Verordnungen (i.S.v. Art. 288 Abs. 2 
AEUV), durch welche bestimmte Gattungen (Gruppen) von Vereinbarungen 
vom gemeinschaftsrechtlichen Kartellverbot des Art. 101 Abs. 1 AEUV und 
durch die Verweisung in § 2 Abs. 2 GWB auch vom gleichlautenden 
nationalen Kartellverbot des § 1 GWB freigestellt werden126. Der BGH hat 
die Frage nach einer möglichen Leitbildfunktion dieser 
Gruppenfreistellungsverordnungen mehrfach bewusst offengelassen127, 
zugleich aber betont, dass grundsätzlich - also auch in Bezug auf das 
Kartellrecht - ein nichtigkeitsbegründender Verstoß gegen zwingendes 
Recht stets auch einen Verstoß gegen AGB-Recht bedeute128. Da 
wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen, welche nicht von einer 
Gruppenfreistellungsverordnung erfasst sind und welche auch nicht im 
Einzelfall die Freistellungsvoraussetzungen des Art. 101 Abs. 3 AEUV 
erfüllen, nach Art. 101 Abs. 1 AEUV (bzw. § 1 Abs. 1 GWB) verboten und 
daher nach Art. 101 Abs. 2 AEUV (bzw. § 134 BGB) nichtig sind, führe also 
im Ergebnis ein Verstoß gegen eine Gruppenfreistellungsverordnung auch 
zu einer Unwirksamkeit nach § 307 BGB.  
Für die Anerkennung einer Leitbildfunktion von 
Gruppenfreistellungsverordnungen wird einerseits der Vorrang des 
Gemeinschafts-Unionsrechts129 und andererseits die Behauptung 
angeführt, dass das Kartellrecht neben dem Schutz des Wettbewerbs als 
Institution auch, wie das AGB-Recht, den Schutz der Handlungs- und 
Wettbewerbsfreiheit des einzelnen gegen Eingriffe einer übermächtigen 
Partei bezwecke und daher das AGB-Recht nach den selben Kriterien wie 
                                                
125 Vgl. Staudinger/Coester § 307 Rdn. 48 ff, insb. 51. 
126 Die genaue rechtliche Einordnung der Gruppenfreistellungsverordnungen ist allerdings 
nicht abschließend geklärt: Freistellungsfunktion oder Ermessensbindung der 
Kommission, vgl. Niebling WRP 2010, 81. 
127  BGHZ 124, 351, 353; NJW 2000, 1110; NJW 2001, 2331 f.; WuW/E DE-R 1335, 1339 
f. 
128 WuW/E DE-R 1335, 1339 f. 
129 MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 63 verweist insoweit auf die „richtlinienkonforme 
Auslegung“; allerdings handelt es sich bei den GVOen nicht um Richtlinien, sondern 
um unmittelbar geltende Verordnungen. Richtigerweise wäre daher insoweit allenfalls 
auf den gemeinschaftsrechtlichen Effektivitätsgrundsatz abzustellen. 
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das Kartellrecht zu beurteilen sei130. Im Grunde geht es hierbei um die 
These, dass sich die Auslegung von Bestimmungen des nationalen Rechts 
über die Inhaltskontrolle von AGB aufgrund des Vorranges des 
Gemeinschaftsrechts an der Auslegung des gemeinschaftsrechtlichen 
Kartellrechts orientieren müsse, da beide die gleiche Schutzrichtung 
besäßen. Während der Vorrang des Gemeinschaftsrechts  nicht in Frage 
steht, ist der zweite Teil der These – die Einheitlichkeit der Schutzrichtung 
von Kartell- und AGB-Recht – zweifelhaft. 
Das Ziel des AGB-Rechts liegt darin, die Vertragsgerechtigkeit durch einen 
Schutz des Schwächeren zu gewährleisten131. Über den Schutzzweck des 
(gemeinschaftlichen/unionalen) Kartellrechts herrscht weniger Einigkeit. 
Insbesondere seit der stärkeren Hinwendung zu den Erkenntnissen der 
Wirtschaftswissenschaften und der damit verbundenen zunehmenden 
Betonung der Maximierung von Effizienz als Funktion des Kartellrechts 
(sog. more economic approach) ist die Diskussion um den oder die 
Schutzzwecke des Kartellrechts und deren Hierarchie in stärkere 
Bewegung geraten132.  
Nach der klassischen Auffassung dienen die Vorschriften des Kartellrechts 
zumindest auch dem Schutz der individuellen wirtschaftlichen 
Handlungsfreiheit der Marktteilnehmer133. Dies gilt für das Kartellverbot des 
Art. 101 AEUV (bzw. des inhaltsgleichen § 1 GWB) ebenso wie für die 
Gruppenfreistellungsverordnungen, die sich auf das Kartellverbot beziehen, 
und in besonderen Maße für die Bestimmungen des § 20 GWB134. 
Allerdings ist dieses Ziel – und insoweit unterscheiden sich die Vorschriften 
des Kartellrechts von denen des AGB-Rechts – vor dem Hintergrund zu 
                                                
130 Vgl. etwa Niebling, WRP 2010, 81, 82, der von einem „vergleichbaren 
Gerechtigkeitsgehalt“ spricht. 
131 MüKo/Basedow, Vor § 305 BGB Rdn. 4 ff.; Böhner, Rechtsforum des DFI 2009, S. 5; 
Staudinger/Coester § 307 Rn. 2 ff.; Palandt/Grüneberg, Vor § 305 BGB Rdn. 7 
132 Siehe etwa Basedow, WuW 2007, 712 ff.; Mestmäcker, WuW 2008, 6 ff.; Weizsäcker, 
WuW 2007, 1078; vgl. auch Böge, WuW 2004, 726 ff. 
133 Siehe etwa Immenga/Mestmäcker/Emmerich Art. 81 EGV Rdn. 133 ff.; Wiedemann, 
Kartellrecht, § 7 Rdn. 21 m. w. N.; eingehend und kritisch hierzu 
Mestmäcker/Schweitzer, Europäisches Wettbewerbsrecht, § 10 Rdn. 17 ff.  
134 Immenga/Mestmäcker/Markert § 20 GWB Rdn. 17. 
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sehen, dass die grundsätzliche Funktion des Kartellrechts in dem Schutz 
des Wettbewerbs liegt135.  Insoweit mag der Schutzzweck des Kartellrechts 
zwar bei einer oberflächlichen Betrachtung dem des AGB-Rechts ähnlich 
sein, da beide zumindest auch an den Schutz von wirtschaftlicher Freiheit 
gegen Beeinträchtigungen durch andere Wirtschafts- bzw. Marktteilnehmer 
anknüpfen. Bei näherer Betrachtung offenbart sich allerdings, dass das 
Kartellrecht diesen Zweck aus einer anderen Perspektive und vor dem 
Hintergrund einer anderen Funktionsbestimmung zu verwirklichen sucht. 
Hinzu kommt, dass das Kartellrecht heute, ausgehend von dem sog. more 
economic approach der Kommission, in zunehmendem Maße in den Dienst 
der Maximierung volkswirtschaftlicher Effizienz gestellt wird. Zwar sind die 
Einzelheiten hinsichtlich  des Verhältnisses von Wettbewerbsfreiheit und 
Effizienz im Zielkatalog des Kartellrechts stark umstritten136. Fest steht 
jedoch, dass das Kartellrecht im Ergebnis nicht dieselbe 
Funktionsbestimmung und Zielsetzung hat wie das AGB-Recht. Es kann 
also mitnichten von einer Identität der Zwecke und Ziele von Kartell- und 
AGB-Recht gesprochen werden. Es ist daher möglich, dass eine Klausel 
nicht gegen den Zweck des Kartellrechts verstößt, jedoch gegen den Zweck 
des AGB-Rechts.  Insoweit kann auch nicht davon ausgegangen werden, 
dass die Vorschriften nach den gleichen Kriterien ausgelegt werden 
müssen. Dass der Vorrang des Gemeinschafts-/Unionsrechts nicht so weit 
geht, dass sich die Auslegung des nationalen Rechts auch dann nach den 
Kriterien des gemeinschaftlichen/EU-Wettbewerbsrechts zu richten hat, 
wenn das nationale Recht andere Ziele verfolgt als das 
gemeinschaftliche/unionale Wettbewerbsrecht, ergibt sich auch aus der 
Vorschrift des Art. 3 Abs. 3 VO (EG) 1/2003, wonach das EG-/EU-
Wettbewerbsrecht nicht der Anwendung von Bestimmungen des 
einzelstaatlichen Rechts entgegensteht, die überwiegend ein von Art. 101, 
102 AEUV abweichendes Ziel verfolgen. 
                                                
135 Für Art. 101 AEUV: Immenga/Mestmäcker/Emmerich Art. 81 EGV Rdn. 3 ff.; 
Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Meessen Einführung Rdn. 5; für § 20 GWB: 
Immenga/Mestmäcker/Markert § 20 GWB Rdn. 17 ff. 
136 Hierzu Basedow, WuW 2007, 712 ff.; Böge, WuW 2004, 726 ff.; Mestmäcker, WuW 
2008, 6 ff; Weizsäcker, WuW 2007, 1078.  
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Auch kann für die Ansicht, die Auslegung des AGB-Rechts habe sich an 
den Bestimmungen des Kartellrechts zu orientieren, nicht überzeugend auf 
die Vorschrift des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB verwiesen werden137. Zwar ist 
hiernach eine unangemessene Benachteiligung im Zweifel anzunehmen, 
wenn eine Bestimmung mit wesentlichen Grundgedanken der 
gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist. 
Allerdings setzt die Vorschrift voraus, dass in den AGB eine vom 
dispositiven Recht abweichende Regelung getroffen wird138. Die 
kartellrechtlichen Bestimmungen sind jedoch gerade nicht dispositiv139. 
Wenn kein dispositives Gesetzesrecht vorhanden ist, kann aber § 307 Abs. 
2 Nr. 1 BGB keine Anwendung finden. In diesen Fällen ist nur eine 
Anwendung von § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB möglich140. Eine Unzulässigkeit 
gemäß § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB setzt jedoch voraus, dass der 
Vertragszweck gefährdet ist. Allein aus einer kartellrechtlichen 
Unzulässigkeit einer Klausel kann jedoch nicht ohne weiteres eine 
Gefährdung des Vertragszwecks hergeleitet werden. 
Im Ergebnis ist die These, dass dem gemeinschaftlichen EU-
Wettbewerbsrecht eine Leitbildfunktion für die Auslegung des § 307 BGB 
zukommt, also zweifelhaft. Hinzu kommt, dass das Kartellrecht gar kein im 
Einzelnen bestimmtes gesetzliches Leitbild zu der Frage nach der 
Weitergabe von Lieferantenvorteilen enthält. In den in Rechtsprechung141 
und Literatur142 hinsichtlich der Frage nach dem Leitbildcharakter des 
Kartellrechts vorwiegend behandelten Konstellationen ging es um die 
                                                
137 A.A. MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 63; ohne nähere Begründung auch: Böhner, 
Rechtsforum des DFI 2009, S. 5 f.; Ekkenga, Die Inhaltskontrolle von 
Franchiseverträgen, S. 167; noch zum alten AGB-Recht, der davon ausgeht, dass die 
freigestellten Verhaltensweisen nach der GVO (hier noch die alte Franchise-GVO) auch 
für die AGB-Auslegung verbindlich seien. 
138 Staudinger/Coester, § 307 BGB Rdn. 232; ebenso MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 
7, anscheinend allerdings in Widerspruch zu Rdn. 63. 
139 Ebenso auch Böhner, Rechtsforum des DFI 2009, S. 5 f.; Ekkenga, Die 
Inhaltskontrolle von Franchiseverträgen, S. 167. 
140 MüKo/Kieninger, § 307 BGB Rdn. 7, wonach der Vertragszweck in diesen Fällen 
durch eine Betrachtung der Haupt- und Gegenleistung und der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze erarbeitet werden muss. 
141 Siehe etwa BGH WuW/E DE-R 1335 ff. 
142 Niebling, WRP 2009, 153. 
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Ausgestaltung von Vertriebsbeziehungen insbesondere in der 
Automobilindustrie. Hier bestanden und bestehen in der 2010 
ausgelaufenen KFZ-GVO143 und der heute gültigen Vertikal-GVO teilweise 
detaillierte Regelungen etwa zu Laufzeiten oder Bezugsbindungen, denen 
insoweit auch eine Leitbildfunktion zugesprochen wurde. Regelungen über 
die Weitergabe von Lieferantenvorteilen sind dort aber nicht enthalten. Auch 
die Rechtsprechung hat hierzu keine gesicherten Grundsätze aufgestellt, 
welche bei der AGB-rechtlichen Bewertung ohne weiteres zugrunde gelegt 
werden könnten144. Die insoweit unklare Behandlung dieser Frage durch 
das Kartellrecht der AGB-rechtlichen Bewertung zugrunde zu legen und so 
die AGB-rechtliche Prüfung in das Kartellrecht zu verlagern, erscheint auch 
vor diesem Hintergrund als wenig zweckmäßig. Dementsprechend ist trotz 
des Grundsatzes der Einheit der Rechtsordnung eine AGB-rechtliche 
Prüfung von Franchisevertragsklauseln unabhängig von der Frage zu 
beurteilen, ob die betreffende Klausel kartellrechtlich zulässig ist. Die AGB-
rechtliche Inhaltskontrolle erfolgt unabhängig von der daneben 
durchzuführenden Prüfung der kartellrechtlichen Zulässigkeit145.  
Die Beurteilung der kartellrechtlichen Zulässigkeit von 
Nichtweiterleitungsklauseln (insbesondere in Kombination mit weiteren 
Regelungen) und die damit verbundenen Auswirkungen auf Ansprüche der 
Franchisenehmer auf Weiterleitung von Lieferantenvorteilen werden in 
einem gesonderten Abschnitt146 erfolgen. 
 
                                                
143 VO (EG) 1400/2002 v. 31.07.2002. 
144 Eine gemeinschaftsrechtliche Rechtsprechung zu der Frage existiert nicht. In BGH 
GRUR 2009, 424 ff. wurde lediglich für einen speziell gelagerten Fall (Franchisenehmer 
machten nur 1,5 % des Absatzvolumens aus) festgestellt, dass eine nicht vollständige 
Weitergabe der Lieferantenvorteile nicht gegen § 20 Abs. 1 GWB verstößt. 
145 So im Ergebnis auch BGH WuW DE-R 1335 ff.; Böhner, Rechtsforum des DFI 2009, 
S. 7 f.; Loewenheim/Baron Einf. Vert.-GVO Rdn. 38; der Vorrang des europäischen 
Rechts entfällt insoweit, vgl. Art. 3 Abs. 3 VO 1/2003. 
146 Siehe unten: 5. Teil, B, IV. 
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        b) Unangemessene Benachteiligung  
Eine unangemessene Benachteiligung ist insbesondere dann anzunehmen, 
wenn die AGB-Regelung mit dem gesetzlichen Leitbild nicht zu vereinbaren 
ist (§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB). Daher ist für die Frage, ob durch den 
vollkommenen Ausschluss der Weiterleitung eine unangemessene 
Benachteiligung vorliegt, zunächst die Gesetzeslage bezüglich der 
Lieferantenvorteile festzustellen. Allerdings gibt es speziell in Bezug auf 
Franchiseverhältnisse und die Frage der Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen kein speziell geregeltes gesetzliches Leitbild. 
Franchiseverträge sind typengemischte Verträge mit Elementen unter 
anderem aus dem Miet-, Pacht-, und Lizenzüberlassungsvertrag147.  
Die Regelungen des Mietrechts (§§ 535 – 597 BGB) enthalten keine 
Regelungen zur Weiterleitung eventueller Vorteile, die der Vermieter 
aufgrund eines Verhaltens des Mieters erlangt.  
Die Einflussnahme Dritter auf das Mietverhältnis wird im Bürgerlichen 
Gesetzbuch nicht geregelt. Eine Beteiligung Dritter am Mietverhältnis ist in 
den §§ 563 – 567b nur insoweit geregelt, als es um den Wechsel eines 
Vertragspartners geht. Die §§ 563, 564 BGB regeln, dass im Fall des 
Todes des Mieters der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner in das 
Mietverhältnis eintritt, bzw. hilfsweise die Erben des Mieters. Die §§ 565 – 
567b BGB dienen dem Schutz des Mieters im Falle des Veräußerung des 
Mietgegenstandes. 
Diese speziell auf das Mietrecht abstellenden Situationen sind jedoch mit 
der Zahlung von Lieferantenvorteilen im Rahmen eines 
Franchiseverhältnisses nicht vergleichbar, sodass diese Vorschriften 
weder direkt noch analog zur Anwendung kommen können. 
Aber auch im Mietrecht ist es denkbar, dass dem Vermieter gesonderte 
Vorteile vom Mieter zufließen, die sich nicht als Bestandteil des vertraglich 
vereinbarten Mietzinses darstellen. So ist der Fall denkbar, dass ein im 
                                                
147 Flohr, Franchisevertrag, S. 27 ff. 
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Nachbargebäude ansässiger Apotheker an den Vermieter des 
Nachbargrundstücks eine einmalige oder fortlaufende Gebühr (z. B. einen 
Mietzinszuschuss) zahlt, wenn der Nachbar-Hauseigentümer einen Arzt 
als Mieter gewinnt. Der Apotheker verspricht sich durch die Ansiedlung 
des Arztes höhere Umsätze. Er hat also ein eigenes Interesse daran, dass 
im Nachbarobjekt ein Arzt angesiedelt wird. Da die Anmietung des Objekts 
durch den Arzt Bedingung für die Leistung des Apothekers ist, könnte sich 
die Frage stellen, ob der Arzt als Mieter einen Anspruch gegen den 
Hauseigentümer und Vermieter auf Herausgabe der Leistungen des 
Apothekers hat. Die Vorteile zugunsten des Apothekers entstehen aus der 
Ausübung der Arztpraxis. Ohne dessen Tätigkeit würde der Apotheker die 
betreffende Leistung an den Hauseigentümer und Vermieter nicht 
erbringen.  
Die Prüfung der mietvertraglichen Vorschriften offenbart, dass das 
Mietrecht als zweiseitig gegenseitiger Vertrag ausgeprägt ist. Es bestehen 
keine Vorschriften, die insoweit herangezogen werden könnten. Gleiches 
gilt für das Pachtrecht, welches in § 581 Abs. 2 BGB auf das Mietrecht 
verweist. In den §§ 581 – 597 BGB sind lediglich die Besonderheiten im 
Bezug darauf geregelt, dass ein Pachtvertrag sich auf Sachen und Rechte 
beziehen kann, während der Mietvertrag nur auf Sachen anzuwenden ist. 
Außerdem wird geregelt, dass bei einem Pachtvertrag im Gegensatz zu 
einem Mietvertrag auch der Bezug der Früchte einer Sache umfasst ist. 
Eine Vergleichbarkeit zu der Problematik der Herausgabe von 
Lieferantenvorteilen ist auch hier nicht gegeben. 
Auch im Lizenzvertragsrecht bestehen keine gesetzlichen Leitbilder. 
Früher wurde der Lizenzvertrag in Analogie zu einem Rechtskauf148 oder 
einem Miet- bzw. Pachtverhältnisses149 angesehen; heute geht die 
überwiegende Auffassung davon aus, dass der Lizenzvertrag ein Vertrag 
                                                
148 Vgl. RGZ 76, 235. 
149 So noch MüKo/Harke § 581 BGB Rdn. 18, jedoch existiert, wie oben dargelegt, auch 
im Rahmen der pachtrechtlichen Vorschriften kein gesetzliches Leitbild bezüglich der 
Weiterleitung von Lieferantenvorteilen. 
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besonderer Art ist, der im Gesetz nicht geregelt ist150. Für Lizenzverträge 
besteht weder gewohnheitsrechtlich noch von der Rechtsprechung 
entwickelt oder von der Literatur anerkannt irgendein Rechtsgrundsatz, 
wonach der Lizenzgeber Vorteile, die er von Dritten erlangt, an die 
Lizenznehmer herauszugeben hat. 
Als Beispiel für eine derartige Konstellation könnte folgender Fall 
herangezogen werden: Der Lizenzgeber entwickelt ein Produktionspatent, 
welches auf eine besondere Produktionsmaschine bezogen ist. Der 
Lizenzgeber erhält nun Vorteile von einem Drittlieferanten für den Fall, 
dass der Lizenzgeber seinen Lizenznehmern den Einsatz bestimmter 
Wartungsmaterialien für die Produktionsmaschine empfiehlt. Auch in 
diesem Fall knüpft die Leistung des Wartungsmittel-Herstellers an die 
Produktionstätigkeiten des Lizenznehmers an. Allein wenn der 
Lizenznehmer unter Ausnutzung der ihm eingeräumten Lizenzrechte auf 
der betreffenden Produktionsmaschine Sachen herstellt, benötigt er 
Wartungsmaterialien, um die Maschine fortlaufend instand halten zu 
können. Der Wartungsmittel-Lieferant begünstigt also den Lizenzgeber im 
Hinblick auf dessen Empfehlungen an seine Lizenznehmer, die 
Wartungsprodukte des betreffenden Drittlieferanten einzusetzen. Auch 
diese Konstellation ist weder systematisch noch einzelfallbezogen bislang 
erörtert oder entschieden worden. Es gibt insoweit keinen 
Rechtsgrundsatz oder ein Leitbild, dass hier Ansprüche seitens des 
Lizenznehmers geltend gemacht werden könnten.  
Ein gesetzliches Leitbild könnte schließlich noch darin bestehen, dass der 
Franchisevertrag auftrags- bzw. geschäftsbesorgungsvertragliche Elemente 
enthält. Der Franchisegeber könnte in Bezug auf die Gespräche und 
Verhandlungen mit den jeweiligen Lieferanten als Beauftragter (bzw. 
entgeltlicher Geschäftsbesorger) des Franchisenehmers aufzufassen sein. 
Er hätte dann gemäß §§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB gegenüber dem 
                                                
150 Vgl. BGH, GRUR 1979, 768, BGH NJW 1951, 705, 706; 1958, 137; 1989, 456, 457; 
Staudinger/Sonnenschein/Veit (2005) § 581 Rdn. 83; Palandt/Weidenkaff Vor § 581 
Rdn. 7; Pfaff/Osterrieth, Lizenzverträge Rdn. 113 ff.  
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Franchisenehmer als Auftraggeber alles aus dem Auftrag Erlangte 
herauszugeben. Hierzu könnten auch die Lieferantenvorteile gehören. 
Gesetzliche Leitbilder sind grundsätzlich diejenigen Vorschriften, die auf 
den zugrunde liegenden Sachverhalt anzuwenden sind, wenn keine AGB-
rechtliche Regelung getroffen wäre. Es erscheint nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen, dass die Vorschriften über das Auftrags- und 
Geschäftsbesorgungsrecht auch im Verhältnis Franchisegeber – 
Franchisenehmer gelten. Basis für diese Überlegungen ist die Stellung des 
Franchisegebers als Beauftragter des Franchisenehmers.  
Der Franchisegeber schuldet im Rahmen des Franchisevertrages die 
Organisation und Gestaltung des Einkaufs und – je nach Ausgestaltung 
des Franchisesystems – die Lieferung der für das dem Franchisesystem 
angehörende Geschäft benötigten Waren entweder unmittelbar durch den 
Franchisegeber oder durch Lieferanten, welche der Franchisegeber 
benennt. Die Gestaltung des Einkaufs und die Belieferung des 
Franchisenehmers sind damit unmittelbare Hauptleistungspflichten des 
Franchisegebers. Der Franchisegeber übt diese Pflichten aus, um dem 
Franchisenehmer die Anwendung und Nutzung des Franchisekonzepts zu 
ermöglichen. Der Franchisegeber erfüllt also im Zusammenhang mit der 
Belieferung des Franchisenehmers die ihm obliegende 
Hauptleistungspflicht gegenüber dem Franchisenehmer. Mit diesen 
Lieferpflichten korrespondieren die Warenbezugsvorteile, welche der 
jeweilige Lieferant gewährt. Diese auf die Hauptpflicht des 
Franchisegebers bezogenen Lieferantenvorteile erfolgen somit nicht im 
Rahmen eines gesonderten Auftrags oder 
Geschäftsbesorgungsverhältnisses, sondern sind Kernbestand der dem 
Franchisegeber auf der Grundlage des Franchisevertrages obliegenden 
Verpflichtungen. Insofern können die Vorschriften der §§ 675 Abs. 1, 667 
Variante 2 BGB nicht als gesetzliches Leitbild zur Auskehr von 
Einkaufsvorteilen an den Franchisenehmer herangezogen werden. Diese 
Regelungen können allenfalls – je nach Vertragsgestaltung – im Einzelfall 
Ansprüche gewähren.  
68 
 
Diese in den typengemischten Franchisevertrag einfließenden 
Vertragstypen enthalten somit keine grundsätzliche Herausgabe- oder 
Weiterleitungspflicht in Bezug auf die Lieferantenvorteile. Demgemäß hat 
der Bundesgerichtshof zu Recht im Sixt-Urteil151 festgestellt, dass ein 
Ausschluss der Weiterleitung nicht gegen ein gesetzliches Leitbild verstößt 
und keine unangemessene Benachteiligung im Sinne des § 307 BGB 
vorliegt. Der Franchisegeber ist nach dem Gesetz nicht zur Herausgabe 
aller Lieferantenvorteile verpflichtet.  
In dem vom BGH entschiedenen Fall hatte sich SIXT als Franchisegeber 
jedoch freiwillig vertraglich zur Weiterleitung bestimmter Lieferantenvorteile 
verpflichtet; streitig war nur der Umfang der Weiterleitungsverpflichtung, 
sodass für den BGH keine Veranlassung bestand, allgemein festzustellen, 
ob gem. §§ 667, 675 allgemein ein gesetzlicher Anspruch eines 
Franchisenehmers auf Auskehr der dem Franchisenehmer zufließenden 
Einkaufsvorteile folgt.  
 
        c) Gefährdung des Vertragszwecks 
Die Erreichung des Vertragszwecks (i. S. d. § 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB) ist 
durch den Ausschluss der Weiterleitung nicht gefährdet. Das Verhältnis 
zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer ist von einer Vielzahl von 
Faktoren abhängig. Ein Ausschluss der Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen für sich genommen ist nur als untergeordneter Punkt im 
gesamten Vertragsgefüge zu bezeichnen und stellt daher keine Gefährdung 
des Vertragszwecks dar. 
 
                                                
151 BGHZ 140, 342. 
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   II. Ansprüche bei individualvertraglicher Regelung 
Haben Franchisegeber und Franchisenehmer individualrechtlich eine 
Regelung zu der Nichtweitergabe von Lieferantenvorteilen getroffen, so ist 
diese vorbehaltlich der kartellrechtlichen Prüfung und der allgemeinen 
Begrenzungen der Vertragsfreiheit z. B. durch die Sittenwidrigkeitskontrolle 
(§ 138 Abs. 1 BGB) grundsätzlich nicht angreifbar.  
 
D. Konkludente Ausschlussklausel 
In Betracht kommt, dass der Franchisegeber in dem Franchisevertrag 
lediglich andeutet, dass er die Lieferantenvorteile nicht an den 
Franchisenehmer weiterleiten wird. Eine Formulierung in einem 
Franchisevertrag  könnte beispielsweise wie folgt lauten:  
„Dem Franchisenehmer stehen weitere Vorteile, welche sich 
an den Warenbezug oder an andere Umstände anknüpfen, 
auch wenn diese Umstände teilweise oder vollständig aus der 
Sphäre des Franchisenehmers stammen, nicht zu152.“ 
Eine derartige konkludente Klausel wird für einen wirksamen Ausschluss 
jedoch nicht ausreichen. 
 
   I. Wirksame Einbeziehung 
In diesem Fall ist zunächst möglich, dass die konkludente 
Ausschlussklausel gemäß § 305 Abs. 2 Nr. 2 BGB bereits nicht wirksam in 
den Franchisevertrag miteinbezogen wurde. Wenn der Franchisenehmer 
den Inhalt einer Klausel aufgrund der unklaren Formulierung nicht 
verstehen kann, ihm mithin die Möglichkeit der Kenntnisnahme fehlt, wird 
die Klausel gar nicht erst Vertragsbestandteil153. Das wäre dann gegeben, 
wenn die Klausel für den Franchisenehmer aufgrund ihrer sprachlichen 
                                                
152 Formulierungsbeispiel aus einem Franchisevertrag der Pflegebranche.  
153 HK-BGB/Schulte-Nölke § 305 Rdn. 16; Palandt/Grüneberg § 305c BGB Rdn. 18. 
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Formulierung nicht zu verstehen ist154. In diesen Fällen wäre der 
Ausschluss somit unwirksam. 
 
II. Inhalt der Klausel 
Wenn die Klausel zwar der Formulierung nach verständlich ist, aber 
dennoch nicht klar den Ausschluss der Weiterleitung zum Ausdruck bringt, 
kommt es zur Anwendung des § 305c Abs. 2 BGB. Diese Vorschrift gilt 
nach § 310 Abs. 1 BGB auch zwischen Unternehmern. Ein AGB-rechtlicher 
Ausschluss der Weiterleitung von Lieferantenvorteilen muss somit eindeutig 
sein. Regelungen, die nicht ausdrücklich die Weiterleitung ausschließen, 
sondern dies lediglich andeuten, sind so auszulegen, wie es für den 
Franchisenehmer am günstigsten wäre. Insofern gilt, wie der BGH 
festgestellt hat, auch bei Franchise-Verträgen der Grundsatz der 
„kundenfreundlichsten Auslegung“155. Insofern sind dann die Regelungen 
zum Ausschluss der Weiterleitung von Einkaufsvorteilen so auszulegen, wie 
sie ein Franchisenehmer verstehen musste.  
Vielleicht stellt für einen Franchisenehmer der Ausschluss der Weiterleitung 
von Einkaufsvorteilen wirtschaftlich einen erheblichen Nachteil dar. 
Demzufolge muss sich aus der vertraglichen Regelung ergeben, wie weit 
sich der Ausschluss der Einkaufsvorteile erstreckt, insbesondere worin 
diese Einkaufsvorteile bestehen. In dem zuvor genannten Beispiel greift 
nicht nur § 305 c Abs. 2 BGB, sondern die Klausel ist auch gleichzeitig 
intransparent i.S.v. § 307 Abs. 1 S. 2 BGB. Dabei ist vom BGH bislang nicht 
entschieden, ob der Ausschluss von Einkaufsvorteilen grundsätzlich in allen 
Fällen einer AGB-rechtlichen Prüfung standhält, wie der Kartellsenat des 
BGH zuletzt noch in seinem Beschluss vom 11.11. 2008156 festgestellt hat.  
                                                
154 MüKo/Basedow § 305 BGB Rdn. 69 unter Hinweis auf die zum Teil „unreflektierte“ 
Rechtsprechung, die nicht sauber zwischen der formalen Formulierung im Sinne des § 
305 Abs. 2 Nr. 2 BGB und der Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 S. 2 BGB 
unterscheidet.  
155 BGH BB 2003, 2254 – Apollo Optik I. 
156 WM 2008, 374 – Praktiker. 
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   III. Unwirksamkeit der Klausel 
Ist die Klausel auch bezüglich des Kernbereichs ihrer Regelung unklar, 
kann das auch bereits eine Unwirksamkeit der Klausel gemäß § 307 Abs. 1 
S. 2 BGB zur Folge haben157. Das kann in Betracht kommen, wenn nicht 
nur der Ausschluss der Weiterleitung lediglich angedeutet wird, sondern 
darüber hinaus für den Franchisenehmer auch nicht zu erkennen ist, dass 
sich die betreffende Klausel überhaupt auf Lieferantenvorteile beziehen soll. 
Das wäre bei dem vorgenannten Formulierungsbeispiel der Fall, wenn die 
Klausel in einem Teil des Vertrags niedergeschrieben wäre, der sich nicht 
mit der Lieferung von Waren und/oder Leistungen der Vertragspartner 
befasst. Welche Fallgruppe bei einer konkludenten Ausschlussklausel 
jeweils vorliegt, ist im Einzelfall schwer zu differenzieren. Ein konkludenter 
Ausschluss der Weiterleitung der Lieferantenvorteile durch den  
                                                
157 Palandt/Grüneberg § 305c BGB Rdn. 18. 
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4. Teil: Vorvertragliche Aufklärungspflichtverletzung 
Nach Giesler/Güntzel stellt die vorvertragliche Aufklärungspflicht des 
Franchisegebers das wichtigste Schutzinstrument des Franchisenehmers 
gegenüber dem Franchisegeber dar158. In anderen Ländern159 bestehen 
verbindliche (gesetzliche) Kataloge, welchen Aufklärungspflichten ein 
Franchisegeber gegenüber dem Franchisenehmer unterliegt. In 
Deutschland gab und gibt es zwar Versuche, ebenfalls einen Katalog zu 
erstellen160, jedoch hat sich aus diesen Versuchen kein allgemeingültiger, 
verbindlicher Katalog entwickelt. Vielmehr ist der genaue Inhalt der 
Aufklärungsverpflichtung in der Literatur noch nicht endgültig bestimmt. Die 
Rechtsprechung hat sich dieses Themas im Rahmen einer Reihe von 
Urteilen angenommen161. 
Es ist zu prüfen, ob im Falle einer unzureichenden Aufklärung des 
Franchisenehmers im Hinblick auf Lieferantenvorteile Ansprüche des 
Franchisenehmers erwachsen können. Dies könnte in Form von auf das 
negative Interesse bezogenen Schadenersatzansprüchen der Fall sein. Es 
wird daher zu klären sein, ob und wann unter welchen Voraussetzungen 
dem Franchisenehmer aufgrund einer verletzten Aufklärungspflicht des 
Franchisegebers Schadensersatzansprüche zustehen können und 
insbesondere ob ggf. vorliegende Schadensersatzansprüche auch die 
Weiterleitung von Lieferantenvorteilen erfassen. Zunächst ist hierfür die 
Frage zu beantworten, welchen Aufklärungspflichten der Franchisegeber 
bezüglich der Lieferantenvorteile unterliegt. 
 
                                                
158 Giesler/Güntzel NJW 2007, 3099, vgl. dazu auch Erman/Kindl, § 311 BGB Rdn. 39; 
Giesler/Nauschütt BB 2003, 435. 
159 Z.B. in den USA, in Frankreich, in Italien, in Spanien und Belgien. Vgl. hierzu 
Giesler/Güntzel NJW 2007, 3099, 3100. 
160 Vgl. z.B. Dombrowski, S. 61; Erdmann, Die Gestaltung eines Franchisevertrages, S. 
116; Flohr, Franchisevertrag, S. 28; Giesler, Franchiseverträge, Rdn. 208; Schäfer, Die 
Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher Aufklärung, S. 134 ff., insb. 256 ff. Vgl. 
auch den Ethikkodex des DFV, Anhang 4, nachzulesen unter www.DFV.de. 
161 Vgl. hierzu insb. OLG Hamburg DB 2003, 1054; OLG München BB 1988, 865; 2001, 
1759; 2003, 443; NJW 1994, 667; OLG Hamm ZVertriebsR 2012, 177; OLG Düsseldorf 
ZVertriebsR 2014, 46; LG Hamburg ZVertriebsR 2014, 112; OLG Hamburg 
ZVertriebsR 2015, 107 mit Anm. Flohr. 
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A. Allgemeines 
Mit Abschluss des Franchisevertrags entsteht für den Franchisegeber und 
den Franchisenehmer eine Reihe gegenseitiger Rechte und Pflichten. 
Gemäß § 241 Abs. 2 BGB haben die Vertragspartner die Pflicht zur 
Rücksichtnahme auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen 
Teils. Der Inhalt dieser Verpflichtungen ist im Einzelnen umstritten162. Die 
Verpflichtung umfasst jedoch auch Informations- und 
Aufklärungspflichten163. Der Hintergrund dieser Verpflichtung ist die 
Sonderverbindung zwischen den Vertragspartnern, welche eine erhöhte 
Möglichkeit bietet, auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen 
Vertragspartners einzuwirken164. Darüber hinaus werden 
Aufklärungspflichten auch aus § 242 BGB (Treu und Glauben) 
hergeleitet165. Der Grund hierfür ist, dass § 241 Abs. 2 BGB erst im Jahr 
2001 im Rahmen der Schuldrechtsreform in das BGB eingefügt wurde166 
und vorher der gesetzliche Anknüpfungspunkt für Aufklärungspflichten allein 
§ 242 BGB war. Dabei ändert die Herleitung (§ 241 Abs. 2 bzw. § 242 BGB) 
nichts an dem Inhalt und der Ausprägung der Informationspflichten. Eine 
Aufklärungspflicht wird im Rechtsverkehr grundsätzlich dann angenommen, 
wenn der andere Teil nach Treu und Glauben und der Verkehrsanschauung 
redlicherweise eine Aufklärung erwarten darf167. Das ist (insbesondere bei 
Vertragsverhandlungen) der Fall, wenn es sich um Umstände handelt, 
welche für den Vertragsschluss von wesentlicher Bedeutung sind168. Das 
gilt beispielsweise, wenn und soweit die Umstände für den geschäftlichen 
                                                
162 Vgl. dazu MüKo/Roth § 241 BGB Rdn. 31 ff. m. w. N.; Staudinger/Olzen § 241 BGB 
Rdn. 426 ff. m. w. N. 
163 MüKo/Roth § 241 BGB Rdn. 114 ff.; Staudinger/Olzen § 241 BGB Rdn. 429 ff.; 
Palandt/Heinrichs § 241 BGB Rdn. 7. 
164 Palandt/Heinrichs § 241 BGB Rdn. 6. 
165 Haeffs, Der Auskunftsanspruch im Zivilrecht S. 1 ff., vgl. auch Hk-BGB/Schulze, § 242 
BGB Rdn. 19; Stiefel/Maier, Kraftfahrtversicherung, Rdn. 48.  
166 Vgl. hierzu MüKo/Roth, § 242 Rdn. 20. 
167 BGH NJW 1989, 763; BAG NZA 2995, 1298; Palandt/Heinrichs, § 242 BGB Rdn. 37. 
168 BGH DB 2008, 861. 
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Erfolg relevant sind und der andere Teil aufgrund seiner Marktkenntnis mit 
diesen besser vertraut ist169. 
Eine Sonderverbindung entsteht bereits im vorvertraglichen Bereich und 
löst die Rücksichtnahmeverpflichtungen des § 241 Abs. 2 BGB aus. Das 
kann nach § 311 Abs. 2 Nr. 1 BGB durch die Aufnahme von 
Vertragsverhandlungen geschehen, nach § 311 Abs. 2 Nr. 2 BGB durch die 
Anbahnung eines Vertrages und nach § 311 Abs. 2 Nr. 3 BGB durch 
ähnliche geschäftliche Kontakte.  
Der Franchisegeber und der Franchisenehmer sind in aller Regel bereits 
vor dem endgültigen Abschluss des Franchisevertrages in engem Kontakt. 
Der Abschluss eines Franchisevertrages stellt für den Franchisenehmer 
eine sehr weitreichende Entscheidung dar. In der Regel geht es um 
Entscheidungen von existenzieller Bedeutung. Der Franchisenehmer 
begründet durch den Abschluss eines Franchisevertrages eine neue 
berufliche Existenz. Für diese Geschäftsaufnahme muss er in der Regel 
erhebliche finanzielle Aufwendungen vornehmen. Diese bestehen entweder 
in der Aufnahme von erheblichen Darlehen oder aber im Abschluss von 
Leasing- und sonstigen Finanzierungsverträgen. Der Franchisenehmer 
muss sich daher vor Abschluss des Vertrages ausführlich über das jeweilige 
Franchisesystem und die Aussichten einer Geschäftstätigkeit im Rahmen 
des betreffenden Franchisesystems informieren. Der Franchisegeber muss 
den Franchisenehmer umfassend über das Franchisesystem und die 
geplante Geschäftstätigkeit des Franchisenehmers informieren, da dies der 
zentrale Inhalt des Franchisevertrages ist. Darüber hinaus hat der 
Franchisegeber den Franchisenehmer über die wesentlichen Inhalte der 
franchisevertraglichen Zusammenarbeit aufzuklären170. Franchisegeber und 
Franchisenehmer haben grundsätzlich zu diesem vorvertraglichen Zeitpunkt 
bereits Vertragsverhandlungen im Sinne des § 311 Abs. 2 Nr. 1 BGB 
                                                
169 Für Franchisesysteme: OLG Schleswig NJW-RR 2009, 64; Anknüpfung an OLG 
Hamburg DB 2003, 1054 = GuT 2003, 48. 
170 Siehe Fn. 130; vgl. auch die Richtlinien des Deutschen Franchise-Verbandes e.V., in 
welchen (unverbindlich) die wesentlichen Aufklärungsgegenstände festgeschrieben 
sind, Jahrbuch Franchising 2015/2016, S. 95 ff. 
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durchgeführt, sodass ein vorvertragliches Verhältnis zwischen dem 
Franchisegeber und dem Franchisenehmer gegeben ist, aus dem 
besondere Rücksichtnahmepflichten entstehen. Fraglich ist, ob und 
inwieweit diese Pflicht auch die Aufklärung über Lieferantenvorteile 
beinhaltet und eine Falschaufklärung oder unterbliebene Aufklärung über 
die Lieferantenvorteile einen Anspruch auf Schadensersatzzahlung 
auslösen kann, und inwieweit eine Schadensersatzpflicht des 
Franchisegebers eine Partizipation des Franchisenehmers an den 
Lieferantenvorteilen umfasst. 
 
B. Aufklärungspflicht des Franchisegebers 
   I. Grundsätzliches 
In Betracht kommt eine Verpflichtung des Franchisegebers, den 
Franchisenehmer vor Abschluss des Franchisevertrages über die Vorteile 
aufzuklären, die er von seinen Lieferanten erhält. Fraglich ist, ob eine 
derartige Aufklärungspflicht des Franchisegebers über seine 
Lieferantenvorteile anzunehmen ist und welche Informationen eine solche 
Pflicht ggf. umfasst171. Bereits vor Inkrafttreten des BGB zum 01.01.1900 
wurden vorvertragliche Pflichten unter dem Stichwort „Culpa in 
contrahendo“ diskutiert172. Heute ist durch die Vorschriften des § 311 Abs. 
2 und Abs. 3 BGB anerkannt, dass in Verknüpfung mit § 241 Abs. 2 BGB 
vorvertragliche Rücksichtnahme- und Sorgfaltspflichten bestehen.  
Die Rechtsprechung hat insbesondere aus den Anforderungen von Treu 
und Glauben (§ 242 BGB) Aufklärungspflichten hergeleitet, wenn ein 
Vertragsteil über wesentliche Informationen verfügt, die für den anderen 
                                                
171 Vgl. hierzu Flohr BB 2009, 2159, 2163. Gegen eine vorvertragliche Aufklärungspflicht 
im Hinblick auf von Lieferantenvorteile: Hel. Liesegang, Jahrbuch Franchising 2008, 
159 ff. 
172 Grundlegend Jhering, Culpa in contrahendo, S. 1 ff. 
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Vertragsteil von erheblicher Bedeutung sind und außerdem der andere 
Vertragsteil erkennbar nicht die entsprechenden Informationen besitzt173. 
Es ist anerkannt, dass bei Vertragsverhandlungen jeden Beteiligten die 
Pflicht trifft, den anderen Teil über sämtliche Umstände aufzuklären, die für 
dessen Vertragsschluss erkennbar von Bedeutung sind. Die Reichweite der 
Aufklärungspflicht bestimmt sich nach dem Informationsbedarf und den 
Informationsmöglichkeiten sowie der Funktion des zur Aufklärung 
Verpflichteten174. Des Weiteren geht die Aufklärungspflicht grundsätzlich 
umso weiter, je weniger berufliche Erfahrung und Vorbildung der potentielle 
Franchisenehmer hat. In Rechtsprechung und Literatur herrscht daher 
Einigkeit darüber, dass den Franchisegeber eine Vielzahl vorvertraglicher 
Aufklärungspflichten trifft, und dass er den Franchisenehmer insbesondere 
über die nachfolgenden Umstände vorvertraglich aufzuklären hat175: 
Der Franchisegeber unterliegt der Verpflichtung, dem Franchisenehmer 
Datenmaterial für eine eigene Wirtschaftlichkeitsprognose zu überlassen. 
Es steht dabei jedoch allein im Interesse des Franchisenehmers und ist 
daher dessen Aufgabe, anhand des ihm überlassenen Datenmaterials die 
Erfolgsaussichten des geplanten Geschäfts zu prüfen und eine 
Wirtschaftlichkeitsprüfung durchzuführen bzw. durchführen zu lassen176. 
Der Franchisegeber muss weiterhin im Rahmen der Vertragsverhandlungen 
den zukünftigen Vertragspartner über die Erfolgsaussichten des 
beabsichtigten Vertragsschlusses informieren und hat wahrheitsgemäße 
Angaben über vergleichbare Betriebe seines Systems sowie über den 
erforderlichen Arbeits- und Kapitaleinsatz des Franchisenehmers zu 
machen177. Handelt es sich um einen unerfahrenen Interessenten, steigen 
die Anforderungen an die Informationspflicht derart, dass der 
                                                
173 Grundlegend RGZ 97, 325, 327; speziell für Franchiseverträge vgl. OLG München, 
NJW 1994, 667 sowie OLG München, BB 2003, 343. 
174 OLG Brandenburg, NJW-RR 2006, 51 ff. 
175 OLG Hamburg DB 2003, 1054 ff.; OLG München BB 1988, 865; NJW 1994, 635 mit 
Anm. Böhner; Böhner BB 2001, 1749, 1752; Flohr, Franchisevertrag, S. 14 f.; Martinek, 
Franchising, S. 314 f.; Metzlaff/Becker, Praxishandbuch Franchising § 11 Rdn. 228 ff. 
176 OLG Düsseldorf, Urteil vom 30.06.2004 – VI-U (Kart) 40/02, zitiert nach juris. 
177 Schäfer, Die Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher Aufklärung, S. 196. 
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Franchisegeber dem Franchisenehmer eine auf den bisherigen 
Erfahrungen der Betriebe des Franchisesystems beruhende 
Kalkulationsgrundlage unterbreiten muss, die dem Franchisenehmer eine 
Wirtschaftlichkeitsprüfung ermöglicht und die voraussichtlichen Belastungen 
aufzeigt178. In diesen Fällen muss der Franchisegeber regelmäßig über die 
Lage, die Entwicklung und Verbreitung des Franchisesystems aufklären179. 
Ferner sind Angaben über vergleichbare Franchisebetriebe, die 
Konkurrenz- und Marktsituation, den voraussichtlichen Kapitalbedarf, die 
Umsatz- und Ertragserwartung in bestimmten Zeiträumen, die 
durchschnittliche oder realistische oder typische Auftrags- bzw. Kundenzahl 
und die Kostenangaben zu machen180. 
Ausgangspunkt für die Frage, ob die Aufklärungspflicht auch die Aufklärung 
über die Lieferantenvorteile erfasst, ist, dass es sich bei der Belieferung mit 
Waren um eine Hauptpflicht des Franchisegebers gegenüber dem 
Franchisenehmer handelt. Die Belieferung mit Waren und insbesondere die 
Preise und sonstigen Konditionen dieser Waren sind für den 
Franchisenehmer grundsätzlich (neben dem Know-how-Transfer) ein 
entscheidender Punkt, um sich einem Franchisesystem anzuschließen (und 
es nicht „auf eigene Faust“ zu versuchen). Dementsprechend hat der 
Franchisenehmer ein großes vertragliches Interesse, über das 
Zustandekommen und die Gestaltung seiner Einkaufspreise Informationen 
zu erhalten. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Höhe der Preise, 
welche der Franchisegeber vom Franchisenehmer für die systemrelevanten 
Vertragsprodukte verlangt. Hier sind die Lieferantenvorteile, die der 
Franchisegeber erhält, von besonderer Bedeutung. 
 
                                                
178 OLG Stuttgart, Urteil vom 13.07.2001 – 2 U 233/00 –; Martinek/Habermeier, 
Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 1 f. 
179 Schäfer,  Die Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher Aufklärung, S. 173 ff. 
180 Vgl. Giesler/Nauschütt, Franchiserecht, S. 205 ff. 
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   II. Lieferantenvorteile und Aufklärungspflicht? 
Es ist nicht zu übersehen, dass eine Reihe von Argumenten dafür spricht, 
den Franchisenehmer-Interessenten im Rahmen der 
Vertragsverhandlungen über die Lieferantenvorteile zu unterrichten, die 
dem Franchisegeber aufgrund der vom Franchisenehmer in seinem 
Franchise-Outlet generierten Umsätzen von Systemlieferanten zufließen. 
Teilweise handelt es sich um Aspekte, wie etwa das Informationsgefälle, 
das in Belgien zur Verabschiedung des „Disclosure-Requirement-
Gesetzes“181 geführt hat. Zu nennen sind:  
- Das Informationsgefälle: Der Franchisegeber verfügt über 
Informationen, bei denen er davon ausgehen muss, dass diese wesentlich 
für die Entscheidung des Franchisenehmers zum Vertragsabschluss sind.  
- Der günstige Einkauf: Dieser ist zumindest für einen 
Franchisenehmer-Interessenten einer der Hauptgründe, dem 
Franchisesystem durch Abschluss des Franchisevertrages beizutreten. Der 
Kaufpreis, den der Franchisenehmer an den Franchisegeber für die 
Vertragsprodukte zu leisten verpflichtet ist, muss dem Franchisenehmer 
bekannt gemacht werden. Die Lieferantenvorteile stehen in einem engen 
Zusammenhang mit dem vom Franchisenehmer zu zahlenden Kaufpreis.  
- Die Liquiditätsplanung: Ein Argument für eine Aufklärungspflicht soll 
die Pflicht des Franchisenehmers darstellen, jedes Jahr eine 
Liquiditätsplanung182 aufzustellen183. Im Rahmen dieser Planung sei es für 
den Franchisenehmer von wesentlicher Bedeutung, ob dem 
Franchisenehmer die Lieferantenvorteile zufließen (zumindest die durch 
seinen Umsatz generierten Lieferantenvorteile)184. Jedoch übersieht diese 
Ansicht, dass eine Liquiditätsvorschau auch möglich ist, wenn der 
Franchisenehmer nur die Preise kennt, welche er an den Lieferanten bzw. 
                                                
181 Fleischer, Informationsasymmetrie im Vertragsrecht, insb. S. 416 ff. mit umfassenden 
Nachweisen. 
182 In einer solchen Liquiditätsplanung werden die erwarteten aus- und eingehenden 
Zahlungsströme prognostiziert. 
183 Flohr BB 2009, 2159, 2163.  
184 In diesem Sinn: Flohr BB 2009, 2159, 2163. 
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den Franchisegeber zu zahlen hat. Ob der Franchisegeber 
Lieferantenvorteile erhält, ist für die Liquiditätsplanung nur erheblich, wenn 
dem Franchisenehmer zumindest ein Teil der Lieferantenvorteile zufließt. 
Lässt der Franchisegeber dem Franchisenehmer (am Jahresende) einen 
Teil der Lieferantenvorteile zufließen, ohne dass der Franchisenehmer 
hierauf einen Anspruch hat, ist es für die Liquiditätsplanung nicht 
notwendig, die Höhe dieser freiwilligen Zuwendung vorab zu kennen. Der 
Franchisegeber kann dem Franchisenehmer ebenso andere Zuwendungen 
(Gratifikationen usw.) zukommen lassen, ohne dass diese Zuwendungen 
die Erstellung einer Liquiditätsvorschau unmöglich machen oder (unnötig) 
erschweren185. Des Weiteren kann der Franchisenehmer bei seiner 
Liquiditätsplanung auch andere Posten der Planung nur schwer im 
Vorhinein abschätzen. Hierzu gehören z. B. die Rohstoffpreise 
(insbesondere die Gas-, Wasser- und Strompreise), die Entwicklungen im 
Lohnbereich (Tarifabschlüsse etc.) und insbesondere der eigene Umsatz, 
welcher auch von den vorgenannten Faktoren abhängt und ebenso von der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung (Stichwort: Wirtschaftskrisen, 
Finanzkrisen), welche der Franchisenehmer nur in einem begrenzten 
Rahmen im Vorhinein prognostizieren kann. Daher ist die Pflicht des 
Franchisenehmers, eine Liquiditätsplanung zu erstellen, kein zwingender 
Grund für eine Informationsverpflichtung des Franchisegebers. 
- Verdeckte Franchise-Gebühr: Teilweise wird unter dem Stichwort 
„versteckte (verdeckte) Franchisegebühr“ ein Argument für das Bestehen 
einer Aufklärungspflicht hergeleitet. Die diesbezügliche Überlegung geht 
zunächst davon aus, dass der Franchisegeber über die Franchisegebühren 
(insbesondere Eintrittsgebühr, laufende Franchisegebühr, sonstige 
                                                
185 So auch Flohr, BB 2009, 2159, 2164; einmalige bzw. eine besondere, nicht 
regelmäßige Auskehr von Lieferantenvorteilen sei möglich, der Franchisegeber müsse 
nur deutlich machen, dass daraus keine (vertraglichen) Ansprüche hergeleitet werden 
können. 
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Gebühren für Schulungen/Werbung etc.) informieren muss186. Daraus wird 
im Umkehrschluss hergeleitet, dass es versteckte Franchisegebühren nicht 
geben dürfe. Die entscheidende Frage ist jedoch, ob Lieferantenvorteile als 
versteckte Franchisegebühr aufgefasst werden können. Diese Frage ist aus 
wirtschaftlicher, aber auch aus rechtlicher Sicht zu verneinen. 
Lieferantenvorteile werden nicht von den Franchisenehmern geleistet, 
sondern von den jeweiligen Lieferanten. Dies bedeutet, dass bereits die 
Annahme einer versteckten Gebühr zu Lasten des Franchisenehmers 
grundsätzlich nicht zutreffend ist. Hinzu kommt, dass der Franchisegeber 
für den Lieferanten – je nach der Fallgestaltung – in der Regel 
unterschiedliche Leistungen erbringt und Vorteile bietet, die vom 
Lieferanten vergütet werden können. Diese Vorteile bestehen unter 
anderem darin, dass der Lieferant über den Franchisegeber eine Vielzahl 
von Abnehmern zugeführt bekommt, dass er mit dem Franchisegeber ein 
zentrales Marketing vereinbaren kann und dass er über den 
Franchisegeber zahlreiche Informationen zum Absatz seiner Produkte, ggf. 
auch zur Entwicklung neuer Produkte, erhält. Auch wenn Lieferantenvorteile 
ggf. an die Umsätze der Franchisenehmer anknüpfen und die dem 
Franchisegeber zufließenden Rückvergütungen auf die Umsätze der 
Franchisenehmer mit dem Lieferanten bezogen sind, so können gleichwohl 
die Leistungen des Franchisegebers nicht außer Betracht bleiben. Diese 
Leistungen kann der Lieferant vergüten, ohne dass damit eine versteckte 
Gebühr der Franchisenehmer zugunsten des Franchisegebers 
angenommen werden muss. Der einzelne Franchisenehmer hätte nämlich 
allein die betreffenden Lieferantenvorteile nicht erlangt. Diese erschließen 
sich zumindest grundsätzlich durch die vom Franchisegeber geleistete 
Multiplizierung der Lieferanten-Abnehmer. 
 
                                                
186 Der Franchisegeber muss über die ihm zufließenden Franchisenehmergebühren 
informieren. Allg. Meinung: Erdmann,  a.a.O. (Fn.154), S. 116 f.; Giesler/Nauschütt, 
Kap. 5 Rdn. 27; Schäfer,  a.a.O. (Fn. 171), S. 225; Braun, NJW 1995, 504; Emmerich, 
JuS 1995, 761, 763; Erdmann, in: Gedächtnisschr. f. Skaupy, 2003, S. 47 ff.; Giesler, 
Franchiseverträge, Rdn. 200 ff.; Giesler/Nauschütt, BB 2003, 435; Hel. Liesegang, Der 
Franchisevertrag, S. 17; Martinek, Franchising, S. 314 f. 
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   III. Lieferantenvorteile – Ausschluss einer Aufklärungspflicht? 
Grundsätzlich besteht nur dann eine Pflicht zur Auskunftserteilung, wenn 
auch ein Anspruch auf Herausgabe/Weitergabe besteht187. Die Pflicht zur 
Auskunftserteilung ist lediglich ein Annex bzw. ein Hilfsanspruch, der den 
Herausgabeanspruch vorbereiten und absichern soll. Besteht kein 
Herausgabeanspruch, so kann der Franchisenehmer kein berechtigtes 
Interesse an der betreffenden Information geltend machen.  
Ein derartiger Anspruch ist mangels anderweitiger vertraglicher Absprachen 
lediglich bezüglich Dienstleistungsvorteilen gegeben, die an eine Leistung 
des Franchisenehmers anknüpfen, und wenn der Franchisenehmer zu 
dieser Leistung nicht gegenüber dem Franchisegeber verpflichtet war. Eine 
Aufklärung über sämtliche Lieferantenvorteile erwächst aus dieser 
Verpflichtung nicht. 
Die Literaturmeinungen188, welche von einer Verpflichtung des 
Franchisegebers zur Aufklärung über die Lieferantenvorteile ausgehen, 
übersehen, dass es in den maßgeblichen (obergerichtlichen) Urteilen189, auf 
welche sie (größtenteils/unisono) Bezug nehmen, nicht um eine 
vorvertragliche Pflichtverletzung aufgrund einer nicht erfüllten 
Auskunftsverpflichtung ging, sondern um eine Falschinformation des 
Vertragspartners, welche unabhängig von einer Aufklärungsverpflichtung 
eine Pflichtverletzung im Sinne des § 241 Abs. 2 BGB darstellt und einen 
Schadensersatzanspruch gemäß §§ 311 Abs. 2, 280 Abs. 1 BGB 
begründet190. 
Außerdem spricht gegen eine Aufklärungspflicht über die 
Lieferantenvorteile, dass es sich bei dem Franchisegeber und dem 
Franchisenehmer um zwei eigenständige, unabhängige Wirtschaftssubjekte 
                                                
187 So auch BGH im Apollo-Urteil II: „Aufgrund dieser Vertragspflicht (Weiterleitung der 
Lieferantenvorteile)…gehalten, über Rabatte zu informieren…“, und BGH-SIXT BB 
2006, 1071, 1072: Auskunftsanspruch setzt voraus, dass die Klägerin…die Auszahlung 
von Einkaufsvorteilen verlangen kann. Dazu auch Flohr BB 2007, 741. Vgl. auch BGH 
NJW 1999, 2671, 2675; 2002, 3771. 
188 Vgl. insbesondere Flohr BB 2007, 6, 10. 
189 Grundlegend: OLG München BB 2007, 14. 
190 So auch Giesler/Güntzel NJW 2007, 3099, 3100. 
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handelt. Zwar besteht ein gewisser Interessengleichklang - der Erfolg des 
Franchisesystems -, jedoch stehen sich Franchisegeber und 
Franchisenehmer dennoch als auf verschiedenen Vertrags- und 
Wirtschaftsseiten stehende eigenständige Unternehmer gegenüber. Interna 
des einen Vertragspartners - wie der Verkaufspreis an den 
Franchisenehmer zustande kommt - sind daher anders zu beurteilen als 
Informationen, welche den Franchisenehmer unmittelbar betreffen (z.B. der 
Preis, den der Franchisenehmer für bestimmte Waren zahlen muss oder 
sonstige Gebührenverpflichtungen). 
Weiterhin spricht gegen eine Aufklärungspflicht, dass die Preisgestaltung 
zwischen dem Lieferanten und dem Franchisegeber individuell erfolgt und 
von einer Reihe von Faktoren abhängt, so dass es dem Franchisegeber 
schon aus rein tatsächlichen Gründen nicht möglich sein kann, den 
Franchisenehmer umfassend aufzuklären. 
Es entspricht der tradierten Praxis zwischen der Industrie und dem Handel 
(also Lieferant und Franchisegeber), dass die Preiskonditionen in sog. 
Jahresgesprächen festgelegt werden. Bei diesen Jahresgesprächen 
werden beispielsweise die Währungsveränderungen, die Veränderungen 
der Rohstoffpreise, allgemein die konjunkturelle Entwicklung und auch der 
Einfluss des Gesetzgebers (als jüngeres Beispiel die sog. Abwrackprämie 
2009191) auf den jeweiligen Markt berücksichtigt. In diesen 
Jahresgesprächen wird dann auch die Art der Abrechnung festgesetzt.  
Ein Franchisevertrag zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer läuft 
in aller Regel über einen mehrjährigen Zeitraum. Daher ist eine detaillierte 
vorvertragliche Aufklärung bezüglich der Höhe von Lieferantenvorteilen für 
die gesamte Vertragsdauer nicht möglich. 
Überdies spricht der Vergleich mit der vorvertraglichen Aufklärungspflicht 
von Banken bei der Ausgabe von Anlageprodukten gegen eine 
Aufklärungspflicht des Franchisegebers bezüglich der Lieferantenvorteile. 
                                                
191 Art. 6 des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 
vom 02.03.2009, BGBl I, 416. 
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Banken erhalten bei der Vermittlung von Anlageprodukten ggf. 
Rückvergütungen (ähnlich den Lieferantenvorteilen) von den Emittenten der 
Anlageprodukte. Eine Aufklärungspflicht gegenüber den eigenen Kunden 
der Bank, denen die Bank diese Produkte vermittelt, trifft die Bank erst, 
wenn die Rückvergütung eine Grenze von 15 Prozent übersteigt. Unter 
diesem Wert habe die Bank keine Pflicht zur „vollständigen Objektivität“ 
gegenüber dem eigenen Kunden192. Etwas anderes kann auch für 
Franchisegeber nicht gelten, die gegenüber den Franchisenehmern ein 
anderes, eigenständiges Wirtschaftssubjekt darstellen. 
Des Weiteren wird im Bankenbereich eine Aufklärungspflicht über die 
Gewinnmargen (Rückvergütungen) der Banken gegenüber dem Kunden 
daraus hergeleitet, dass zwischen der Bank und dem Kunden ein 
selbstständiger Beratungsvertrag zustande kommt193. Das Verhältnis 
zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer ist indes ein anderes. Hier 
schließen zwei Unternehmer einen Vertrag miteinander (vgl. dazu oben). 
Der Franchisenehmer will zwar (wie auch der Franchisegeber) unter 
Zuhilfenahme des Vertragspartners Geld verdienen, doch ist der Beitritt in 
ein Franchisesystem keine reine Geldanlage. Insoweit unterscheidet sich 
der Franchisenehmer von dem Kunden einer Bank, denn bei einem 
Bankanlagegeschäft geht es allein um eine möglichst profitable Geldanlage. 
Außerdem ist einem Franchisenehmer klar, dass der Franchisegeber selbst 
Gewinn erzielen möchte. Die Kunden einer Bank wissen diese Tatsache 
über die Bank gegebenenfalls nicht, wenn die Bank in den 
Verkaufsgesprächen suggeriert, alleine eine beratende Tätigkeit 
auszuüben, bzw. den Kunden nicht über das eigene Gewinnstreben 
aufklärt. Auch insoweit unterscheidet sich die Situation erheblich von dem 
Abschluss eines Franchisevertrags. Insoweit kommt zwischen dem 
Franchisegeber und dem Franchisenehmer kein selbstständiger 
                                                
192 Vgl. BGH ZIP 2003, 22; ausführlich zu Rückvergütungen bei Vermittlungen von 
Anlageprodukten durch Banken: Casper ZIP 2009, 2409 ff.; ebenso aus neuerer Zeit 
OLG München ZIP 2010, 744 ff., in dem Urteil wird eine Aufklärungspflicht von Banken 
nur unter sehr engen Voraussetzungen angenommen. 
193 BGH WM 2009, 2306. Vgl. hierzu Schnauder, Aufklärungspflicht der Bank über eigene 
Gewinnmargen, juris-BKR 7/2010, A. 
84 
 
Beratervertrag zustande194, aus welchem eine Aufklärungspflicht hergeleitet 
werden könnte.  
Übt der Franchisegeber eine Großhändlerfunktion aus, muss er nicht über 
die Lieferantenvorteile informieren. Die eigenen Absatzinteressen und 
Handelsspannen müssen nicht offenbart werden, und der Franchisegeber 
darf sich seine großhändlertypischen Aufgaben vergüten lassen195. Der 
Vertragspartner hat keinen Anspruch darauf, über Eigeninteressen des 
Vertragspartners aufgeklärt zu werden, und kann nicht davon ausgehen, 
dass der Vertragspartner fremde Interessen wahrnimmt196. Derjenige, der 
einen Vertrag abschließt, unterliegt selbst der Verantwortung, sich zu 
vergewissern, ob der  Vertrag für ihn von Vorteil ist oder nicht197. 
Auch die weitere Argumentation für eine Aufklärungspflicht von Banken, 
welche die Anlageprodukte lediglich vermitteln, lässt sich nicht auf 
Franchisesysteme übertragen. Es wird damit argumentiert, dass die Bank 
heimlich „als Diener zweier Herren“198 oder als „Doppelagent“ auftrete199; 
nämlich als Geschäftsbesorger für den Kunden und für das die 
Anlageprodukte ausgebende Unternehmen. Hierdurch soll in diesen Fällen 
ein Vertrauens- und Treuebruch zustande kommen200. Diese Situation 
unterscheidet sich jedoch von der des Franchisegebers. Der 
Franchisegeber wird bei Abschluss des Franchisevertrags für den 
Franchisenehmer offenkundig auch im eigenen Interesse tätig und hat 
eigenes Gewinnstreben.  
                                                
194 Kritisch bereits zur Annahme eines Beratervertrags im Bankenbereich (dennoch unter 
Anerkennung umfangreicher Aufklärungspflichten der Bank): BGH WM 2009, 2306; 
Koch, BKR 2010, 177. 
195 In diesem Sinn auch OLG Bamberg WM 2009, 1082; OLG Düsseldorf WM 2009, 
1410; OLG Frankfurt WM 2009, 1563; OLG Celle WM 2009, 2171; allesamt für die 
Aufklärungspflichten von Banken bezüglich Innenprovisionen (welche wirtschaftlich den 
Lieferantenvorteilen entsprechen). Ist die Bank selbst Verkäufer der Anlageprodukte, 
für die sie die Vorteile erhält, ist es für den Kunden offenkundig, dass die Bank auch 
Gewinn erzielen will. Eine Aufklärungspflicht ist somit nicht gegeben. 
196 BGH NJW 1989, 763; Schnauder, Aufklärungspflicht der Bank über eigene 
Gewinnmargen, C I. 
197 BGH NJW 1982, 376, 1989, 763. 
198 Spindler WM 2009, 1821, 1827; Buck-Heeb BKR 2010, 1, 7. 
199 Schnauder,  Aufklärungspflicht der Bank über eigene Gewinnmargen, C II. 
200 Vgl. hierzu auch Taubert, Informationspflichten als Geschäftsbesorgungspflichten, 
Rdn. 410. 
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Allerdings muss gesehen werden, dass die Vorschriften des Bankrechts, 
die sich mit der vorvertraglichen Aufklärung befassen, wie etwa § 31 d 
WpHG auf die besondere Situation im Bankenbereich zugeschnitten sind. 
Hier wird die Aufklärung des Anlegers über die mit der Anlage verbundenen 
Risiken mehr und mehr dem Verbraucherschutz zugeordnet. Ein 
Franchisenehmer-Interessent ist zwar auch Verbraucher i.S.v. § 13 BGB, 
doch hat der BGH bereits in seinem Beschluss vom 24.02.2005201 
festgestellt, dass mit Abschluss des Franchisevertrages die 
Unternehmereigenschaft des Franchisenehmers begründet wird und dieser 
mit Abschluss des Franchisevertrages gegenüber dem Rechtsverkehr zu 
erkennen gibt, dass er sich nunmehr dem Recht für Unternehmen unterwirft 
und dieses auch für sich in Anspruch nehmen will202. Insofern besteht beim 
Abschluss eines Franchisevertrages im Verhältnis 
Franchisegeber/Franchisenehmer-Interessent eine ganz andere Situation 
als beim Abschluss einer Vereinbarung im Bankenbereich zwischen der die 
Anlage empfehlenden Bank und dem Verbraucher.  
 
   IV. Zwischenergebnisse 
1. Eine grundsätzliche Aufklärungspflicht des Franchisegebers 
gegenüber dem Franchisenehmer-Interessenten über die Höhe und genaue 
Ausgestaltung der Lieferantenvorteile ist im Rahmen der vorvertraglichen 
Aufklärung nicht gegeben. Es besteht weder eine vertragliche noch eine 
gesetzliche Verpflichtung zu einer solchen Aufklärung, noch kann eine 
solche Aufklärung aus dem bei Vertragsverhandlungen zwischen 
Franchisegeber und Franchisenehmer bestehenden Informationsgefälle 
hergeleitet werden.  
 
                                                
201 NJW 2005, 1273 mit Anm. Flohr, ZAP 2005, 653. 
202 So schon OLG Oldenburg NJW-RR 2002, 641, 642; siehe aus dem Schrifttum: Flohr, 
Franchisevertrag, S. 301 f.  
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2. Der Franchisegeber muss jedoch über die Lieferantenvorteile aufklären, 
auf die der Franchisenehmer einen Anspruch hat. Somit muss der 
Franchisegeber nur über Dienstleistungsvorteile aufklären, welche er 
erzielen wird und die nur aufgrund einer Leistung des Franchisenehmers 
gewährt werden, zu welcher der Franchisenehmer nicht verpflichtet ist.  
 
3. Der Franchisegeber unterliegt einer Aufklärungsverpflichtung, wenn er 
dem Franchisenehmer vertraglich die Weiterleitung einzelner oder 
sämtlicher Lieferantenvorteile zusagt. 
 
4. Soweit vom Franchisenehmer-Interessenten Fragen nach 
Einkaufsvorteilen und deren Auskehr an die Franchisenehmer im Rahmen 
der Vertragsverhandlungen gestellt werden, ist der Franchisegeber zur 
wahrheitsgemäßen Auskunft verpflichtet. Insofern besteht eine 
Aufklärungspflicht. Andernfalls würde ein „geheimes Abrechnungsmodell“ 
vorliegen, sodass möglicherweise in dem Abschluss des 
Franchisevertrages gegenüber dem Franchisenehmer-Interessenten ein 
Eingehungsbetrug i.S.v. § 263 StGB liegen könnte203.  
 
   V. Falschaufklärung durch den Franchisegeber 
      1. Art der Pflichtverletzung 
Im Rahmen der Pflichtverletzungen bezüglich Aufklärungspflichten sind 
verschiedene Konstellationen zu unterscheiden204: 
- Der Franchisegeber kann es schlicht unterlassen, den Franchisenehmer  
bezüglich der Lieferantenvorteile aufzuklären, auf die der Franchisenehmer 
vertraglich einen Anspruch hat. 
                                                
203 Vgl. OLG München BB 2007, 14. 
204 Vgl. dazu Kroll, Informationspflichten im Franchising, S. 134. Vgl. zu unrichtigen 
Angaben bei den Vertragsverhandlungen bereits: BGH NJW 1978, 41 ff. 
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- Der Franchisegeber kann den Franchisenehmer auch über die 
Lieferantenvorteile aktiv täuschen. .Der Franchisegeber kann 
beispielsweise behaupten, dass er keine Lieferantenvorteile erhält, obwohl 
das nicht den Tatsachen entspricht. Das kann er entweder von sich aus 
angeben oder erst auf Nachfrage des Franchisenehmers. Ein derartiges 
Verhalten kann ebenfalls eine vorvertragliche Pflichtverletzung darstellen, 
denn ein Vertragspartner darf den anderen Teil nicht durch Täuschung zu 
einem Vertragsabschluss veranlassen205.  
Fraglich ist, wann eine derartige Täuschung vorliegt. In Betracht kommt 
eine solche Täuschung bereits dann, wenn der Franchisegeber im 
Franchisevertrag „bestmögliche Einkaufskonditionen“ in Aussicht stellt und 
gleichwohl die Lieferantenvorteile vollumfänglich für sich behält206. So lag 
der Sachverhalt auch im sogenannten Apollo-Urteil des BGH207. Hier hatte 
der Franchisegeber dem Franchisenehmer nach der Auslegung der 
betreffenden Klauseln (im Rahmen der Auslegung nach den AGB- 
rechtlichen Vorschriften, insbesondere § 305c BGB208) in Aussicht gestellt, 
an sämtlichen Lieferantenvorteilen zu partizipieren, ihm dann aber die 
Partizipation nicht ermöglicht209. In diesen Fällen liegt eine Pflichtverletzung 
durch den Franchisegeber vor. 
Eine Täuschung kann auch in Konstellationen gegeben sein, bei denen der 
Franchisegeber dem Franchisenehmer im Franchisevertrag die 
Weiterleitung von Lieferantenvorteilen (allgemein) zusagt, ihn dann aber 
nicht darüber aufklärt, welche Lieferantenvorteile ihm (dem Franchisegeber) 
konkret zufließen und die Lieferantenvorteile im Ergebnis entgegen der 
vertraglichen Regelung einbehält210. 
 
                                                
205 Erman/Kindl, § 311 BGB Rdn. 29; Giesler, Franchiseverträge, Rdn. 201; 
MüKo/Emmerich, § 311 BGB Rdn. 103; siehe aus der Rechtsprechung: OLG München 
BB 2007, 14 – BayWa mit Anm. Flohr. 
206 So die Regelung im Sixt-Franchisevertrag, siehe dazu: BGH BB 1999, 860 – Sixt.  
207 BGH ZIP 2003, 2030. 
208 Vgl. oben, 3. Teil, A, II. 
209 Vgl. hierzu Apollo-Urteil des BGH, ZIP 2003, 2030. 
210 So OLG Düsseldorf BB 2007, 14, 16. 
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      2. Rechtsfolge einer Pflichtverletzung 
        a) Grundsätzliches 
Verletzt der Franchisegeber die Verpflichtung zur vorvertraglichen 
Aufklärung, indem er den Franchisenehmer über die Lieferantenvorteile 
aktiv täuscht oder indem er den Franchisenehmer über die dem 
Franchisenehmer zustehenden Vorteile passiv „nicht-aufklärt“, kann dem 
Franchisenehmer ein Schadensersatzanspruch gemäß § 280 Abs. 1 BGB 
zustehen211. Der Franchisegeber hat dann gemäß § 249 Abs. 1 BGB: 
„…den Zustand herzustellen, der bestehen würde, wenn der zum Ersatz 
verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre...“. Der Franchisenehmer ist 
so zu stellen, wie er ohne die fehlende oder Falschaufklärung stehen 
würde; es ist ein Vergleich zwischen der tatsächlichen und einer 
hypothetischen Vermögenslage zu bilden212. Fraglich ist, wie die 
hypothetische Vermögenslage zu bestimmen ist, also von welchen 
konkreten Rechtsfolgen in diesen Fällen auszugehen ist. Der 
Franchisenehmer hat einen Anspruch auf Ersatz des Schadens, den der 
Franchisenehmer wegen der Nichtaufklärung erlitten hat. Hätte der 
Franchisegeber den Franchisenehmer über ihm (dem Franchisegeber) 
zufließende Lieferantenvorteile informiert, bestehen mehrere vorstellbare 
Konstellationen: 
 
        b) Kein Abschluss eines Franchisevertrages ohne Weiterleitung 
von Lieferantenvorteile  
Der Franchisenehmer hätte unter diesen Bedingungen den 
Franchisevertrag nicht abgeschlossen. Der Umstand, dass der 
Franchisegeber die Waren wirtschaftlich günstiger erhält, als er seinem 
Franchisenehmer mitteilt, ist vom Franchisenehmer nicht hinzunehmen. In 
                                                
211 OLG München BB 1988, 865; NJW 1994, 667 f.; BB 2001, 1759, 1761; 
Giesler/Nauschütt, § 5 Rdn. 39; Flohr, Franchisevertrag, S. 20. A.A.: Kroll, 
Informationspflichten, S. 136 ff.; vgl. aber Nebel/Schulz/Flohr/, S. 274 ff. 
212 BGH NJW 1981, 1673; Schäfer, Die Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher 
Aufklärung, S. 86. 
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diesen Fällen steht dem Franchisenehmer ein Anspruch auf 
Rückgängigmachung des gesamten Franchisevertrages gegen den 
Franchisegeber zu. Der Franchisenehmer muss so gestellt werden, wie er 
ohne den zum Ersatz verpflichtenden Umstand stehen würde. Ohne diesen 
Umstand (die Nichtaufklärung) hätte er jedoch auch nicht an den 
Lieferantenvorteilen partizipiert. Der Franchisenehmer kann im Rahmen 
seines Schadensersatzanspruchs auch diejenigen Kosten beanspruchen, 
welche er für Waren des Franchisegebers gezahlt hat, inklusive der nicht 
weitergegebenen Lieferantenvorteile. Der Schaden, der durch den Einkauf 
der Waren durch den Franchisenehmer bei dem Franchisegeber 
entstanden ist, kann daher die Lieferantenvorteile umfassen. Die 
Lieferantenvorteile sind an den Franchisenehmer nicht als laufende 
Zahlung weiterzuleiten, sondern lediglich im Nachhinein als Posten des 
Schadensersatzes. Bei der genauen Berechnung der Höhe des 
Schadensersatzes ist dann auch zu berücksichtigen, ob das Geschäft des 
Franchisenehmers rentabel war. Denn der erzielte Gewinn des 
Franchisenehmers ist im Rahmen der Vorteilsausgleichung auf den 
Anspruch gegen den Franchisegeber anzurechnen213. 
Von daher umfasst ein Schadensersatzanspruch aus c.i.c. neben der 
Naturalrestitution im Sinne der Rückgängigmachung des 
Franchisevertrages nur dann den Ersatz für die einbehaltenen 
Lieferantenvorteile, wenn der Franchisenehmer mit seinem Geschäft 
insgesamt (alle Erlöse abzüglich aller Aufwendungen= Zahlungen, 
Investitionen und sonst. Aufwendungen) Verlust erwirtschaftet hat. 
 
        c) Abschluss des Franchisevertrages auch ohne Kenntnis der 
Nichtweiterleitung der Lieferantenvorteile  
Der Franchisenehmer hätte den Vertrag auch abgeschlossen, wenn er von 
der Nichtweiterleitung der Lieferantenvorteile erfahren hätte. In diesen 
                                                
213 In diesem Sinn insb. Schäfer, Die Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher 
Aufklärung, S. 86 ff., insb. S. 88. 
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Fällen fehlt es am Schaden des Franchisenehmers. Es ergeben sich keine 
Ansprüche auf Auskehrung der Lieferantenvorteile jedweder Art. 
 
        d) Beendigung/Anpassung des abgeschlossenen 
Franchisevertrages  
Es wird auch vertreten, dass neben der Möglichkeit des Loslösens vom 
Vertrag auch ein Anspruch des Franchisenehmers gegen den 
Franchisegeber auf Vertragsanpassung gegeben ist214. Das würde im Falle 
der Aufklärungspflichtverletzung bezüglich Lieferantenvorteilen bedeuten, 
dass der Franchisenehmer stets einen Anspruch auf eine Auskehr der 
Lieferantenvorteile hätte, wenn der Franchisegeber nicht oder unrichtig über 
die Lieferantenvorteile aufgeklärt hätte. Diese Rechtsfolge ist jedoch rein 
theoretischer Natur. 
Bei der Verletzung von Aufklärungspflichten steht dem geschädigten 
Franchisenehmer kein Anspruch auf Anpassung des Vertrags zu. Er kann 
an dem Franchisevertrag festhalten und den Vertrauensschaden ersetzt 
verlangen. Nur wenn der Franchisenehmer darlegen und beweisen könnte, 
dass bei erfolgter Aufklärung ein für ihn besserer Vertrag abgeschlossen 
worden wäre, könnte eine Anpassung des abgeschlossenen 
Franchisevertrages wegen geänderter Geschäftsgrundlage gem. § 313 
BGB in Betracht kommen. Der Franchisenehmer wäre dann so zu stellen, 
wie dieser beim Abschluss eines für ihn günstigeren Franchisevertrages 
gestellt worden wäre215. Ein derartiger Nachweis, dass der Franchisegeber 
einen Vertrag abgeschlossen hätte, der ihn zur Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen verpflichten würde, ist in der Praxis jedoch nicht 
möglich. Der Franchisegeber muss nur behaupten, dass er einen Vertrag, 
der die Weiterleitung von Lieferantenvorteilen vorsieht, nicht abgeschlossen 
                                                
214 Schäfer,  Die Pflicht des Franchisegebers zu vorvertraglicher Aufklärung, S. 86. 
215 Vgl. auch BGH BB 2006, 1650; jedoch nur unter der Prämisse, dass der 
Vertragspartner beweist, dass ein günstigerer Vertrag bei erfolgter Aufklärung 
abgeschlossen worden wäre. Grundsätzlich zum Anpassungsbedarf bei langfristigen 
Verträgen: Kamanbrou, Vertragliche Anpassungsklauseln, S. 5 ff., 12 ff. mit 
umfassenden Nachweisen.  
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hätte. Dementsprechend ist als Rechtsfolge bei einer Falschaufklärung des 
Franchisegebers nur das Lösen vom gesamten Franchisevertrag möglich 
oder aber ein Festhalten an dem ungünstigen Vertrag und der Ersatz des 
erlittenen Vertrauensschadens216. Das Erfüllungsinteresse ist somit nicht zu 
ersetzen217. 
Grundsätzlich kommt ein Anspruch auf Anpassung nur in theoretischen 
Ausnahmefällen in Betracht -etwa, wenn sich eine Vertragspartei eine 
unrichtige Kalkulation der anderen Vertragspartei zu Eigen gemacht hat und 
eine Ablehnung der Anpassung gegen das Verbot des widersprüchlichen 
Verhaltens (venire contra factum proprium) verstoßen würde218. Das kann 
auch gelten, wenn beide Vertragsparteien ihrer Vereinbarung einen 
bestimmten Berechnungsmaßstab zugrunde gelegt haben219. 
Das ist im Allgemeinen bei der Vereinnahmung von Lieferantenvorteilen 
nicht der Fall. Der Franchisenehmer kalkuliert die Preise nicht selbst, 
sondern erhält seine Einkaufskonditionen vom Franchisegeber mitgeteilt. 
Die Tatsache, ob die Berechnungsgrundlage des Franchisegebers 
Lieferantenvorteile beinhaltet, stellt weder eine Kalkulation des 
Franchisenehmers dar, welche sich der Franchisegeber zu Eigen macht, 
noch einen gemeinsamen Berechnungsmaßstab. 
Ein Anspruch auf die Anpassung des Vertrags kann sich auch nicht gemäß 
§ 313 Abs. 1 BGB ergeben. Ein derartiger Anspruch scheitert bereits daran, 
dass sich im Hinblick auf die Nicht-Weiterleitung von Lieferantenvorteilen 
keine Umstände nach dem Vertragsschluss ändern, so wie es § 313 Abs. 1 
BGB verlangt. Daneben ist zu berücksichtigen, dass eine Anpassung nach 
§ 313 Abs. 1 BGB voraussetzt, dass die Vertragsparteien bei Kenntnis der 
(geänderten) Umstände einen Vertrag mit einem anderen Inhalt 
geschlossen hätten. Auch hier ist für den Franchisenehmer nicht zu 
                                                
216 BGHZ 114, 87, 94; 142, 51, 62; BGH NJW 2001, 2875, 2876: Bei einer 
vorvertraglichen Pflichtverletzung ist grds. nur der Vertrauensschaden zu ersetzen. 
217 BGH BB 2006, 1650, 1652, Rdn. 21 m. w. N. In diesem Sinn auch Hel. Liesegang, Der 
Franchisevertrag, S. 17: Rechtsfolge ist das Lösen vom Vertrag und Ersatz und die 
Erstattung der nutzlos aufgewendeten Kosten. 
218 BGH NJW-RR 1995, 1360; Palandt/Heinrichs § 119 BGB Rdn. 21a. 
219 BGH BB 2006, 1650, 1653; NJW-RR 1995, 1360; BGHZ 46, 268, 273. 
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beweisen, dass der Franchisegeber einen Vertrag abgeschlossen hätte, der 
die Weiterleitung vorsieht. Einer Anpassung nach § 313 Abs. 2 BGB steht 
entgegen, dass die wesentlichen Vorstellungen, welche zur Grundlage des 
Vertrags geworden sind und sich als falsch herausstellten, für beide 
Vertragsparteien gelten müssen. Der Franchisegeber unterliegt jedoch 
keiner Fehlvorstellung. Er ist sich über die erheblichen Tatsachen, welche 
Grundlage des Vertrags geworden sind, bewusst. 
Daher scheidet ein Anspruch auf Anpassung des Vertrags bei einer 
Falschinformation durch den Franchisegeber zu den Lieferantenvorteilen 
aus. 
 
C. Ergebnis zum 4. Teil: 
Franchisegeber und Franchisenehmer unterliegen hinsichtlich der 
vertraglichen Gestaltungsfreiheit bezüglich der Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen nur geringen Einschränkungen. Eine Weiterleitung ist 
sowohl bezüglich aller als auch bezüglich nur eines Teils der 
Lieferantenvorteile möglich. Ebenso kann der Franchisegeber einen 
kompletten Ausschluss der Weiterleitung mit dem Franchisenehmer 
vereinbaren. Eine derartige Regelung verstößt insbesondere nicht gegen § 
307 Abs. 1 BGB. Eine Aufklärungspflicht des Franchisegebers über von ihm 
zu erzielende Lieferantenvorteile ist grundsätzlich nicht gegeben. Etwas 
anderes gilt nur für Dienstleistungsvorteile, welche an eine Leistung des 
Franchisenehmers anknüpfen, zu welcher er nicht verpflichtet ist. 
Unabhängig davon darf der Franchisegeber den Franchisenehmer nicht 
falsch informieren. 
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5. Teil: Gesetzliche Ansprüche 
A. Allgemeines 
Dem Franchisenehmer könnten - neben den oben220 dargelegten 
vertraglichen Ansprüchen - auch gesetzliche Ansprüche auf die Auskehrung 
von Lieferantenvorteilen zustehen. Die gesetzlichen Ansprüche werden 
relevant, wenn im Franchisevertrag keine Regelung über die Teilhabe der 
Franchisenehmer an sämtlichen Lieferantenvorteilen oder an bestimmten 
Arten von Lieferantenvorteilen getroffen worden ist. In Betracht kommen 
aber auch deliktische Ansprüche, insbesondere gem. § 823 Abs. 2 BGB 
i.V.m. § 263 StGB, wenn im Rahmen der Vertragsverhandlungen verneint 
wurde, dass dem System Einkaufsvorteile von Vorlieferanten zufließen, 
obwohl diese tatsächlich geleistet werden, also ein sog. „geheimes 
Abrechnungsmodell“ vorliegt. Gegebenenfalls kann dann auch ein 
gesetzlicher Anspruch, dann aber als Schadensersatzanspruch gem. § 826 
BGB, gegeben sein.  
Gesetzliche Ansprüche können sich aber auch ggf. aus §§ 666. 667 BGB 
ergeben, wenn im Rahmen der Vertragsverhandlungen um den Abschluss 
des Franchisevertrages über die Einkaufsvorteile überhaupt nicht 
gesprochen worden ist und insofern die etwaige Auskehr von 
Einkaufsvorteilen oder der Verbleib der Einkaufsvorteile beim 
Franchisegeber nicht Gegenstand der durch den Franchisevertrag 
umfassten vertraglichen Ansprüche des Franchisenehmers ist.  
Des Weiteren sind kartellrechtliche und in Ausnahmefällen Ansprüche aus 
Delikt Gegenstand der Untersuchung. Abschließend wird zu einer 
grundsätzlich denkbaren analogen Anwendung des § 86a HGB Stellung 
genommen. 
Gesetzliche Ansprüche sind auch nach der Rechtsprechung des BGH trotz 
des Sixt-Urteils221 nicht grundsätzlich ausgeschlossen. In diesem Urteil hat 
                                                
220 Vgl. oben, 4.Teil. 
221 BGH vom 03.02.1999, BGHZ 140, 342 = BB 1999, 860 = NJW 1999, 2671 = WM 
1999, 694 = GRUR 1999, 1025. 
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der BGH lediglich festgestellt, dass keine zwingenden gesetzlichen 
Regelungen existieren, die zu einer vollständigen 
Weiterleitungsverpflichtung führen. § 667 BGB stellt keine zwingende 
Regelung dar. Vielmehr ist diese Vorschrift abdingbar222. Weiterhin bezog 
sich der BGH nur auf eine Verpflichtung zur vollständigen Weiterleitung 
sämtlicher Lieferantenvorteile. Im Rahmen der Ausarbeitung ist jedoch 
insbesondere zu prüfen, ob dem Franchisenehmer ein Anspruch auf 
einzelne, bestimmte Lieferantenvorteile zusteht. Diese Frage hat der BGH 
ausdrücklich nicht geklärt. In dem Sixt-Fall hatte der Franchisegeber die 
Lieferantenvorteile teilweise an den Franchisenehmer weitergeleitet; der 
Franchisenehmer beanspruchte jedoch die Auskehr (und Auskunft über die 
Höhe) sämtlicher Vorteile223.  
 
 
B. Die einzelnen gesetzlichen Anspruchsgrundlagen auf 
Herausgabe der Lieferantenvorteile 
   I. Anspruch aus §§ 662, 667 Variante 2 BGB 
Dem Franchisenehmer könnte ein Anspruch auf Teilhabe an den 
Lieferantenvorteilen gemäß §§ 662, 667 Variante 2 BGB zustehen.  
 
      1. Vorbemerkung 
Die Anwendbarkeit von §§ 662, 667 Variante 2 BGB könnte bereits 
deswegen ausgeschlossen sein, weil es sich bei dem Franchisevertrag um 
einen entgeltlichen Vertrag handelt. Im abgeschlossenen Franchisevertrag 
ist der Franchisegeber zur Erbringung der von ihm übernommenen 
Leistungen verpflichtet und erhält dafür als Gegenleistung die vom 
Franchisenehmer zu leistende Franchise-Gebühr und teilweise auch eine 
                                                
222 BGH NJW-RR 1997, 778; MüKo/Seiler § 667 Rdn. 2; Palandt/Sprau § 667 Rdn. 1; 
Staudinger/Martinek Rdn. 3. 
223 Vgl. BGH BB 1999, 860. 
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vertraglich vereinbarte Werbegebühr oder eine Zahlung in einen vom 
Franchisegeber eingerichteten Medienfonds. Die Leistung des 
Franchisegebers und die Gegenleistung des Franchisenehmers sind dabei 
synallagmatisch miteinander verbunden.  
Man kommt nur dann zur Unentgeltlichkeit, wenn man davon ausgeht, dass 
die Listungsgespräche des Franchisegebers mit Systemlieferanten nicht als 
Bestandteil der dauernden Betreuung des Franchisenehmers anzusehen 
sind, also die Betreuung, für die die laufende Franchise-Gebühr entrichtet 
wird. Insofern würde dann der Franchisegeber für den Franchisenehmer 
unentgeltlich eine weitere Leistung (Listungsgespräche) erbringen, die nicht 
in dem nach dem Franchisevertrag von ihm übernommenen 
Pflichtenkatalog enthalten ist. Nur wenn man die Beauftragung des 
Franchisegebers im Zusammenhang mit Listungsgesprächen so 
dogmatisch einordnet, ist überhaupt die Voraussetzung für eine Anwendung 
von §§ 662, 667 Variante 2 BGB gegeben.  
 
      2. Geschäftsbesorgung für den Franchisenehmer 
Der Anknüpfungspunkt hierfür könnte insbesondere die Tätigkeit des 
Franchisegebers im Zusammenhang mit den Lieferantenverhandlungen 
sein. Der Franchisegeber führt die Verhandlungen mit den Lieferanten auch 
für die Franchisenehmer. Er schließt mit den Lieferanten Rahmenverträge 
ab, welche die Lieferkonditionen für die Franchisenehmer festsetzen. Der 
Franchisegeber führt die Verhandlungen zwar insoweit auch für sich selbst, 
weil er ein eigenes Interesse an möglichst geringen Preisen hat, weil 
niedrigere Preise letztlich dem gesamten Franchisesystem zugute kommen. 
Er handelt aber auch für die Franchisenehmer, weil diese letztlich die 
Waren kaufen und verkaufen und insoweit an möglichst niedrigen Preisen 
interessiert sind. Im Rahmen dieser Jahresgespräche werden jeweils auch 
die sogenannten Lieferantenvorteile verhandelt. Daher erlangt der 
Franchisegeber die Lieferantenvorteile durch eine Geschäftsbesorgung 
(auch) für den Franchisenehmer. 
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3. Unentgeltliche Geschäftsbesorgung  
Diese Geschäftsbesorgung müsste unentgeltlich erfolgen. Zwar zahlt der 
Franchisenehmer kein unmittelbares Entgelt für die Verhandlungsführung 
des Franchisegebers; jedoch ist diese Verhandlungsführung ein 
Aufgabengebiet der zahlreichen Tätigkeitsbereiche des Franchisegebers. 
Der Franchisegeber wird für seine zahlreichen Tätigkeiten im Rahmen des 
gegenüber dem Franchisenehmer versprochenen Leistungsprogramms 
durch die Zahlung der Franchisegebühr entlohnt. Die Franchisegebühr setzt 
sich in der Regel zusammen aus einer Eintrittsgebühr, einer laufenden 
Gebühr sowie vielfach aus zusätzlichen Werbegebühren224. Durch diese 
Gebühren werden die gesamten Leistungen des Franchisegebers 
abgegolten. Hierzu gehören die Know-how-Entwicklung, die 
Aufrechterhaltung, Weiterentwicklung und Überlassung dieses Know-hows, 
die Sortimentszusammenstellung, der Einkauf der Sortimente sowie die 
gesamte Organisation und insbesondere die Werbe- und 
Marketinggestaltung des Franchisesystems. Der Franchisenehmer wirkt als 
Absatzmittler im Rahmen des Franchisesystems für den Franchisegeber 
am Waren- oder Dienstleistungsabsatz mit. Demgemäß stellt der Einkauf 
der Waren und/oder Dienstleistungen (z. B. im Reisebürobereich) eine 
wesentliche Komponente des Handelns des Franchisegebers dar. Die 
Zahlung der Franchisegebühr entlohnt also den Franchisegeber 
insbesondere auch für die Wahrnehmung dieses wichtigen Bereichs. 
Handelt der Franchisegeber nicht nur Warenbezugsvorteile, sondern auch 
Dienstleistungsvorteile oder ereignisbezogene oder sonstige Vorteile mit 
den Lieferanten aus, so gilt nichts anderes. Auch diese Verhandlungen führt 
der Franchisegeber im Rahmen seiner gegenüber dem Franchisenehmer 
versprochenen entgeltlichen Dienstleistung für das Gesamtsystem. Eine 
Trennung einzelner Teilbereiche in unentgeltliche Leistungen und 
entgeltliche Leistungen kann nicht vorgenommen werden. Der 
Franchisegeber ist ein auf Gewinn ausgerichtetes Unternehmen. Er handelt 
                                                
224 Flohr, Franchisevertrag, S. 156 ff. 
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nicht altruistisch, sondern im Rahmen seines Systems und damit auf der 
Basis der vom Franchisenehmer zu leistenden Gebühren. Dies gilt für den 
Gesamtbereich der vom Franchisegeber wahrgenommenen Aufgaben. 
 
   II. Anspruch gemäß §§ 675, 667 Variante 2 BGB 
Dem Franchisenehmer könnte ein Anspruch auf Herausgabe der 
Lieferantenvorteile aus Geschäftsbesorgungsrecht gemäß §§ 675, 667 
Variante 2 BGB zustehen225. Dies wird damit begründet, dass der 
Franchisegeber zwar nicht unentgeltlich, jedoch als Geschäftsbesorger für 
den Franchisenehmer tätig sei.  
Nach der vom BGH226 aufgestellten und von der herrschenden Literatur227 
inhaltlich übernommenen “Geschäftsbesorgungsformel“ setzt eine 
Geschäftsbesorgung im Sinne des § 675 BGB voraus, dass sich der 
Geschäftsbesorger gegenüber dem Geschäftsherrn verpflichtet, eine 
selbstständige Tätigkeit wirtschaftlicher Art zur Wahrnehmung fremder 
Vermögensinteressen auszuführen228. 
 
      1. Selbstständige Tätigkeit wirtschaftlicher Art 
Der Beauftragte (Franchisegeber) muss zunächst eine selbstständige 
Tätigkeit mit der Möglichkeit von eigenverantwortlichen Überlegungen und 
                                                
225 In diesem Sinne: Ahlert, Vertragliche Vertriebssysteme, S. 84 f.; Böhner NJW 1998, 
109 ff.; ders. BB 2004, 119 ff; Ebenroth, S. 68 ff.; Giesler ZIP 2004, 744, 745; 
Giesler/Nauschütt, Franchiserecht,  S. 385; Köhler, ZHR 146 (1982), 580 ff. (für 
Automobilkonzerne beim Vertrieb von Originalteilen). 
226 Vgl. BGHZ 45, 223, 228 f.; BGH DB 1959, 168; NJW 1989, 1216, 1217; NJW-RR 
1992, 560; 2004, 989. 
227 Bamberger/Roth/Czub, § 675 Rdn. 3; Esser/Weyers, Schuldrecht, S. 311; Larenz, 
Schuldrecht, S. 422; MüKo/Heermann, § 675 Rdn. 3; Palandt/Sprau, § 675 Rdn. 2; 
Soergel/Häuser/Welter, § 675 Rdn. 2; Staudinger/Martinek, § 675,  Rdn. A9. 
228 Diese „Geschäftsbesorgungsformel“ ist Ausdruck der herrschenden Trennungstheorie 
zwischen dem Geschäftsbesorgungsrecht und dem Auftragsrecht. Vgl. BGH NJW-RR 
2004, 989; DB 1959, 168; BGHZ 45, 223, 228; MüKo/Heermann § 675 BGB Rdn. 3; 
Palandt/Sprau § 675 BGB Rdn. 2; Staudinger/Wittmann, Vorb. 4 zu §§ 662 ff. 
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Willensbildung für den Auftraggeber wahrnehmen229. Diese Tätigkeit muss 
wirtschaftlicher Art sein, das heißt Bezug zum Vermögen des 
Geschäftsherrn aufweisen230.  
Ein Franchisegeber kann bei den Vertragsverhandlungen mit den 
Lieferanten die Preise und sonstigen Lieferkonditionen frei aushandeln. Im 
Rahmen dieser Vertragsverhandlungen werden auch die Lieferantenvorteile 
festgelegt. Die Ergebnisse des Verhandelns wirken sich durch die 
Bezugspflichten des Franchisenehmers unmittelbar auf das Vermögen des 
Franchisenehmers aus, da er an die vom Franchisegeber verhandelten 
Rahmenkonditionen des jeweiligen Lieferanten gebunden ist. Der 
Franchisenehmer ist nach dem Franchisevertrag verpflichtet, Waren der 
Lieferanten abzunehmen. Zwar müssen die Franchisenehmer nicht alle 
Waren kaufen, für welche der Franchisegeber in den Verhandlungen die 
Preise ausgehandelt hat. Jedoch müssen sie die systemtypischen und 
systemprägenden Waren von den Lieferanten beziehen zu den Preisen, die 
der Franchisegeber ausgehandelt hat.  
Eine selbstständige Tätigkeit wirtschaftlicher Art mit Bezug zum Vermögen 
des Franchisenehmers als Geschäftsherren ist somit bei dem Aushandeln 
der Lieferantenverträge gegeben. 
 
      2. Handeln im fremden Interesse (Interesse des  
           Franchisenehmers) 
Der Franchisegeber muss bei der Tätigkeit, welche zu den 
Lieferantenvorteilen führt, im fremden Interesse gehandelt haben, um 
einem Anspruch nach §§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB ausgesetzt zu 
sein.  
Bereits an dieser Voraussetzung kann es fehlen. In Betracht kommt, dass 
der Franchisegeber immer im eigenen Interesse handelt. 
                                                
229 BGH DB 1959, 168; MüKo/Heermann, § 675 BGB, Rdn. 6; Palandt/Sprau § 675 
Rdn.3. 
230 MüKo/Heermann § 675 BGB Rdn. 8 m. w. N.; Palandt/Sprau § 675 Rdn. 3. 
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a) Literaturmeinungen 
Giesler und Nauschütt231 bejahen die Ansprüche auf Weiterleitung gemäß 
§§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB. Ein wichtiger Bestandteil des 
Franchisevertrages sei dem Geschäftsbesorgungsdienstvertragsrecht 
zuzuordnen. Insoweit käme es nur darauf an, ob das „Einsammeln“ der 
Einkaufsvorteile im Interesse der Franchisenehmer geschehe. Die 
Anwendung des § 667 (Variante 2) BGB sei dann eine „geradezu 
zwingende“232 Rechtsfolge. Weil der günstige Einkauf (durch die 
Marktmacht des Gesamtsystems) ein wesentlicher Kern (wenn nicht sogar 
der einzige Zweck des Franchisesystems) des Franchising sei, ergebe sich 
dieses Interesse und somit eine Weiterleitungsverpflichtung des 
Franchisegebers. Diese Verhandlungsleistung des Franchisegebers werde 
durch die vom Franchisenehmer zu entrichtende Franchisegebühr bezahlt. 
Hierfür sei keine ausdrückliche vertragliche Regelung im Franchisevertrag 
notwendig, vielmehr liege stets zumindest eine stillschweigende 
Vereinbarung vor. Insoweit spreche eine (widerlegliche) Vermutung dafür, 
dass der Franchisegeber bei dem Aushandeln der Einkaufskonditionen im 
Interesse des Franchisenehmers handelt. Dies entspreche im Übrigen auch 
dem § 305 c BGB, der im Zweifel die kundenfreundlichste Auslegung von 
Formularverträgen vorsieht. 
 
Nach Metzlaff233 handelt der Franchisegeber stets im eigenen Interesse. 
Das begründet Metzlaff damit, dass ansonsten (bei einer Anwendung des § 
675 BGB) auch die §§ 667, 665 BGB Anwendung finden würden. Somit 
hätte der Franchisenehmer gegenüber dem Franchisegeber bei den 
Verhandlungen ein Weisungsrecht, und das ist in der Praxis nicht gegeben, 
sodass ein Handeln des Franchisegebers im eigenen Interesse 
anzunehmen sei. 
                                                
231 Giesler/Nauschütt, Franchiserecht, Kapitel 5 B Rdn. 140. 
232 So die Formulierung von Giesler/Nauschütt, Franchiserecht, Kapitel 5 B Rdn. 140. 
233 Metzlaff, Weitergabe von Einkaufsvorteilen, Rechtsforum des Deutschen Franchise 
Verbandes, Berlin 22.04.2009. 
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Böhner234 vertritt die Auffassung, ein Franchisegeber handle im Interesse 
der Franchisenehmer und sei daher zu einer vollständigen Auskehr der 
Lieferantenvorteile verpflichtet. Dies gelte sowohl im Hinblick auf 
Warenbezugsvorteile als auch für alle sonstigen Lieferantenvorteile. 
Ausdrücklich nennt Böhner Werbekostenzuschüsse, da der Franchisegeber 
die Werbung als eigenes Geschäft und zugleich als fremdes Geschäft für 
den Franchisenehmer betreibe. Diese Betrachtung betrifft nach Böhner alle 
Fälle, bei denen der Franchisegeber die Kostenlast (und das 
Insolvenzrisiko) auf die Franchisenehmer „ablade“235.  
 
        b) Eigene Auffassung 
Diese Stellungnahmen greifen insgesamt zu kurz. Vielmehr muss für die 
Beantwortung der Frage, ob der Franchisegeber im Interesse des 
Franchisenehmers handelt, nach verschiedenen Konstellationen 
differenziert werden: 
 
          aa) Auftritt des Franchisegebers als Großhändler  
Ein genereller Ausschluss der Verpflichtung nach §§ 675 Abs. 1, 667 
Variante 2 BGB kann sich bei Franchisesystemen ergeben, bei denen der 
Franchisegeber im Rahmen der Warenbestellung selbst wirtschaftliche 
Risiken eingeht bzw. auf eigene Rechnung handelt. Das ist in den Fällen 
gegeben, bei denen der Franchisegeber selbst als Großhändler tätig wird 
oder zumindest großhändlertypische Risiken übernimmt. Das ist 
beispielsweise dann der Fall, wenn der Franchisegeber das Risiko selbst 
trägt, dass die Ware untergeht oder sich verschlechtert, insbesondere wenn 
Waren im Lager des Franchisegebers beschädigt werden. Ebenso ist dies 
der Fall, wenn der Franchisegeber die Waren zunächst selbst kauft und 
                                                
234 Böhner, NJW 1998, 109, 111; im Anschluss an die Entscheidung des OLG München 
(OLGR München 1997, 253 f.); ausführlich auch in: KritV 2006, 227 unter der 
Überschrift: Asset-Sharing in Franchise-Netzwerken: Pflicht zur Weitergabe von 
Einkaufsvorteilen. 
235 Siehe Fn. 243. 
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bezahlt und somit das Risiko eingeht, die Waren nicht weiterverkauft und 
bezahlt zu bekommen. Letztlich gilt dies auch in den Fällen, in denen neben 
dem Franchisevertrag für den Abverkauf der Ware des Franchisegebers im 
Franchise-Outlet ein Kommissionsagenturvertrag236 abgeschlossen wird 
und die vom Franchisegeber gelieferte Ware dazu in einem gesonderten 
Konsignationslager aufbewahrt werden muss. Das Nebeneinander von 
Franchise- und Kommissionsagenturvertrag erfolgt immer dann, wenn sich 
der Franchisegeber die Preishoheit über die vom Franchisenehmer im 
Franchise-Outlet abzusetzenden Produkte erhalten will. 
Die Leistung des Franchisegebers wird in diesen Fällen im eigenen 
Interesse vorgenommen237. Der Franchisegeber will bessere Konditionen 
für sich selbst verhandeln und dadurch seine Gewinnmarge vergrößern. Bei 
diesen (in der Praxis durchaus üblichen) Konstellationen nimmt der 
Franchisegeber sozusagen eine Doppelfunktion wahr. Er wird als 
Franchisegeber tätig und stellt dem Franchisenehmer insbesondere know-
how und ein Marketingkonzept zur Verfügung; und er tritt als Großhändler 
auf. Diese Großhändlerfunktion ist für ein Franchisesystem nicht zwingend, 
und die vom Franchisenehmer zu zahlende Franchisegebühr deckt diese 
Tätigkeit grundsätzlich nicht ab, sodass der Franchisegeber sich das hiermit 
verbundene Risiko und den Mehraufwand durch seine Handelsmarge 
vergüten lässt. Die Marge wird auch durch die Aushandlung von 
Lieferantenvorteilen bestimmt, sodass er diesbezüglich im eigenen 
Interesse handelt. Bei der Leistung von Lieferantenvorteilen an einen 
Franchisegeber, der Großhändlerfunktionen übernimmt, besteht daher kein 
Anspruch des Franchisenehmers gemäß §§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 
BGB. 
 
                                                
236 Flohr/Dau, Vertriebsrecht, Vorb. § 383 HGB, Rdn. 5 ff. 
237 So im Ergebnis auch OLG Düsseldorf BB 2007, 738, 739. 
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          bb) Eigene Filialen des Franchisegebers  
Unterhält der Franchisegeber neben den Verkaufsstellen der 
Franchisenehmer zugleich eigene Betriebe/Verkaufsstellen, so handelt er 
bei dem Aushandeln der Lieferantenvorteile immer auch im eigenen 
Interesse. Fraglich ist, ob dieses (auch) eigene Interesse des 
Franchisegebers ausreicht, um ein Interesse zugunsten des 
Franchisenehmers zu verneinen. Nach der „Geschäftsbesorgungsformel“238 
ist es für das Merkmal, dass im Interesse des Geschäftsherrn gehandelt 
werden muss, nicht hinderlich, dass der Geschäftsbesorger neben den 
fremden Interessen ebenso eigene Interessen verfolgt239. Vielmehr ist es 
ausreichend, wenn der Schwerpunkt der Geschäftsbesorgung im fremden 
Interesse liegt240.  
Ob der Schwerpunkt der Geschäftsbesorgung im fremden oder im eigenen 
Interesse liegt, lässt sich nicht pauschal beantworten. Vielmehr sind hierbei 
die Vertragsgestaltung und die Ausgestaltung des gesamten 
Franchisesystems zu berücksichtigen. Nur wenn der Franchisegeber 
eigene Filialen betreibt (und, wie es in der Regel der Fall sein wird, die 
Verhandlungen mit dem Lieferanten auch über die Einkaufskonditionen für 
die eigenen Filialen entscheiden) und diese gegenüber den 
Franchisebetrieben in der Überzahl sind, kann von einem überwiegenden 
eigenen Interesse ausgegangen werden241.  
Diese Konstellation ist jedoch in der Praxis ungewöhnlich. Es ist zwar 
regelmäßig so, dass der Franchisegeber auch über eigene Filialen verfügt. 
Das kann der Fall sein, wenn ein Franchisenehmer aus verschiedenen 
                                                
238 Vgl. dazu oben,  5. Teil , II vor 1; Fn. 227. 
239BGHZ 16, 265, 273; 19, 282, 292; BGH DB 1959, 168; Palandt/Sprau § 662 Rdn. 7; 
Staudinger/Martinek § 675 Rdn. A19, MüKo/Hermann, § 675, Rdn. 8. 
240BGHZ 19, 282, 292; BGH DB 1959, 168; Jauernig/Teichmann § 675 BGB Rdn. 7; 
MüKo/Heermann § 675 BGB Rdn. 8; Staudinger/Martinek, § 675 Rdn. A19 m. w. N. 
 
241Vgl. hierzu OLG Düsseldorf BB 2007, 738, 739. In dem Fall verfügte der 
Franchisegeber über mehr als zehn Mal so viele eigene Filialen wie 
Franchisenehmerfilialen (275 eigene Filialen - und nur etwa 20 
Franchisenehmerbetriebe). Hier ging das OLG davon aus, dass kein Handeln im 
fremden Interesse mehr gegeben war 
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Gründen den Betrieb seines Geschäfts aufgegeben hat und der 
Franchisegeber den Standort nicht aufgeben möchte, er aber (noch) keinen 
Nachfolger hat. Außerdem unterhalten Franchisegeber oftmals Werbe-, 
Beispiels- bzw. Ausstellungsbetriebe, um potentiellen neuen 
Franchisenehmern zeigen zu können, wie Betriebe des Franchisesystems 
aussehen. Jedoch entspricht es weder dem Wesen des Franchising noch 
der Praxis, dass die Eigenbetriebe des Franchisegebers im Vergleich zu 
den Franchisebetrieben die Mehrzahl bilden242. Ein Ausschluss des 
fremden Interesses des Franchisegebers bei den Verhandlungen mit dem 
Lieferanten aufgrund einer Mehrzahl eigener Betriebe ist daher nur in 
Ausnahmefällen gegeben. 
 
          cc) Keine Großhändlerfunktionen/Mehrzahl an eigenen Betrieben 
Ob der Franchisegeber, der nicht selbst eine Großhändlerfunktion 
wahrnimmt und auch keine Mehrzahl an eigenen (Regie-) Betrieben 
unterhält, im fremden Interesse handelt, kann nicht einheitlich beantwortet 
werden. Vielmehr ist hier nach den unterschiedlichen Arten der 
Lieferantenvorteile zu unterscheiden.  
 
(1) Warenbezugsvorteile  
Hauptleistungspflicht ist in der Regel bei warenbezogenen 
Franchisesystemen die Warenversorgung des Franchisenehmers durch 
den Franchisegeber. Allerdings kann es auch in dienstleistungsbezogenen 
Franchisesystemen Bezugspflichten geben. Zu nennen sind z. B. 
Autovermietungssysteme im Hinblick auf den Ankauf der Mietwagen (Sixt). 
Darüber hinaus sehen viele Dienstleistungs-Systeme Bezugspflichten im 
                                                
242Hier zeigen die statistischen Erhebungen des Deutschen-Franchise-Verbandes, dass 
in der Regel die Franchise-Outlets gegenüber den Eigenbetrieben des Franchise-
Gebers überwiesen. Genaueres statistisches Zahlenmaterial dazu war aber beim 
Deutschen Franchise-Verband nicht in Erfahrung zu bringen.  
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Hinblick auf Marketingmaterialien im weitesten Sinne (einschließlich 
Briefpapier etc.) vor.  
Betrifft die Bezugspflicht lediglich den Marketingbereich, so wird es sich 
insoweit bei der entsprechenden Lieferpflicht des Franchisegebers 
allerdings nicht um eine Hauptpflicht handeln. Der Franchisenehmer ist 
stets aufgrund des Franchisevertrages befugt, die Marken und sonstigen 
Kennzeichen des Systems zu nutzen243. Er könnte demgemäß die 
Marketingmaterialien auch über von ihm ausgewählte Druckereien 
entsprechend den Anforderungen des Franchisegebers erstellen lassen. 
Eine Hauptleistungspflicht des Franchisegebers ist allerdings dann 
anzunehmen, wenn sie für das Dienstleistungsgeschäft von zentraler 
wirtschaftlicher Bedeutung ist. Dies muss z. B. bei Autovermietungen 
bezogen auf die Bezugspflichten der Fahrzeuge angenommen werden244. 
Eine Kfz-Vermietung hat als entscheidenden Wettbewerbsfaktor das 
Vorhalten von Fahrzeugen. Diese dürfen im Neuwagen-
Vermietungsgeschäft nicht älter als ein bis zwei Jahre sein. Sie müssen 
insbesondere auch von den Kunden nachgefragte Marken und Modelle 
betreffen. Wenn der Franchisegeber insoweit Bezugspflichten vorsieht, 
entscheiden aus der Sicht des Franchisenehmers die korrespondierenden 
Lieferpflichten des Franchisegebers über den Erfolg der Franchisenehmer-
Autovermietung. Diese Lieferpflicht stellt sich daher als Hauptpflicht dar.  
Das bedeutet, dass die Warenbezüge unmittelbares Anliegen des 
Franchisegebers sind, und das auch dann, wenn der Franchisegeber keine 
Großhändlerfunktion ausübt. Ohne den Waren- oder Dienstleistungsbezug 
verliert das gesamte Franchisesystem wirtschaftlich und damit auch 
rechtlich seinen Sinn. Zwar sind die Franchisenehmer von der Erfüllung 
dieser Pflicht unmittelbar betroffen. Dies gilt insbesondere dann, wenn der 
Franchisegeber mit den jeweiligen Lieferanten Rahmenverträge abschließt, 
welche die für die Franchisenehmer maßgeblichen Bezugskonditionen 
                                                
243 Flohr, Franchisevertrag, S. 106 f. 
244Vgl. auch insoweit: BGH BB 1999, 860 - Sixt - und BGH BB 2006, 1071. 
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festlegen. Aber der Franchisegeber erfüllt insoweit nur seine 
Hauptleistungspflicht gegenüber dem Franchisenehmer, er handelt somit 
nicht im fremden Interesse.  
Ein Anspruch nach §§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB scheitert daher 
bereits daran, dass der Franchisegeber im Bereich der 
Warenbezugsvorteile nicht im Fremdinteresse handelt.  
Maßstab für die Anwendung dieser Vorschrift ist darüber hinaus nicht der 
isoliert betrachtete Tatbestand, ob der Franchisegeber auch – und ggf. in 
welchem Ausmaß – die Interessen des Franchisenehmers bei seinen 
Verhandlungen mit den Lieferanten wahrzunehmen hat. Maßstab ist 
vielmehr die grundsätzliche Ausgestaltung der Zusammenarbeit. Wie 
bereits mehrfach hervorgehoben, ist im Rahmen der grundsätzlichen 
Zusammenarbeit bei warenabsatzbezogenen Franchisesystemen die 
Absatzmittlerstellung des Franchisenehmers von zentraler Bedeutung. Der 
Franchisenehmer ist Geschäftsbesorger für den Franchisegeber. Dem 
Franchisegeber obliegen Nebenpflichten in Bezug auf die Wahrung der 
Franchisenehmerinteressen. Diese Nebenpflichten können nicht umgekehrt 
werden zu einer Hauptpflicht im Rahmen eines angeblichen 
Geschäftsbesorgungsverhältnisses. Hierdurch würde der Charakter der 
Zusammenarbeit umgekehrt werden. Außerdem spricht gegen eine 
grundsätzliche Anwendbarkeit der geschäftsbesorgungsrechtlichen 
Vorschriften auf Franchisesysteme, dass das Geschäftsbesorgungsrecht 
dem Wesen nach auf konkrete Einzelgeschäfte ausgelegt ist245. Ein 
Franchisevertrag ist jedoch ein Dauerschuldverhältnis; dies deswegen, weil 
Franchisegeber und Franchisenehmer nicht nur zu einer Leistung 
verpflichtet sind, sondern ihre Leistungsverpflichtungen wechselseitig über 
die vertraglich vereinbarte Laufzeit des Franchisevertrages erbringen 
                                                
245 Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 51; 
Metzlaff/Rafsendjani; Franchising, § 6 Rdn. 14; Staudinger/Martinek, § 675 Rdn. A1 ff.  
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müssen. Insofern ist der Franchisevertrag auf Dauer und nicht auf ein 
Einzelgeschäft angelegt246. 
Im Rahmen zahlreicher schuldrechtlicher Sonderverbindungen hat ein 
Vertragspartner vertragliche Nebenpflichten - z. B. Rücksichtnahme-, 
Aufklärungs-, Interessenwahrungspflichten etc. - zugunsten des anderen 
Vertragspartners zu beachten. Dies gilt z. B. bei Lizenzverträgen, bei denen 
der Lizenzgeber zugunsten des Lizenznehmers diesen auch bei dem Bezug 
von Rohstoffen unterstützt. Dies kann in gleicher Weise bei Kaufverträgen 
über Anlagegüter gelten, in deren Rahmen der Verkäufer für den Käufer 
Wartungsgespräche mit Wartungsfirmen führt, um den dauerhaften Betrieb 
der verkauften Anlagen sicherzustellen. Diese Schuldverhältnisse würden 
ebenso wie das hier vorliegende Franchisevertragsverhältnis auf den Kopf 
gestellt, wenn die vertraglichen Neben- (Rücksichtnahme-) Pflichten zu 
eigenständigen Geschäftsbesorgungsverhältnissen umgedeutet würden. 
Auch diese Überlegungen sprechen dafür, dass im Bereich der 
Warenbezugsvorteile aufgrund der insoweit bestehenden 
Hauptleistungspflichten des Franchisegebers keine fremde 
Interessenwahrnehmung im Sinne der §§ 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB 
vorliegt247.  
 
(2) Dienstleistungsvorteile, ereignisbezogene Vorteile sowie sonstige 
Vorteile 
Diese Vorteile sind sämtlich nicht mit der Kernleistungspflicht des 
Franchisegebers verknüpft. Es handelt sich hier um die Erbringung von 
Leistungen zugunsten des Lieferanten oder um die Honorierung bestimmter 
Ereignisse oder Umstände durch den Lieferanten. Da diese Pflichten des 
Franchisegebers bzw. des Franchisenehmers bzw. die Lieferantenvorteile 
                                                
246 Umfassend zu den Dauerschuldverhältnissen: Gitter in: Gernhuber, Das 
Schuldverhältnis, S. 377 ff. mit umfassenden Nachweisen.  
247 Im Ergebnis ähnlich Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des 
Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 53. Es wird von einer Unanwendbarkeit des § 667 BGB 
ausgegangen, weil der Franchisegeber auf eigene Rechnung arbeitet. 
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nicht zwingend mit der Hauptleistungspflicht des Franchisegebers im 
Rahmen seines Franchisesystems in Verbindung stehen, bedarf es einer 
gesonderten Prüfung, ob der Franchisegeber bei der entsprechenden 
Vereinbarung im fremden Interesse handelt. Dies soll an den 
nachfolgenden Beispielen deutlich gemacht werden: 
 
-Beispiel 1: 
Der Franchisegeber handelt mit dem jeweiligen Lieferanten eine finanzielle 
Unterstützung dafür aus, dass der Franchisegeber im Wochenblatt 
Anzeigen schaltet, in deren Rahmen die Produkte des Lieferanten in 
besonderer Weise hervorgehoben werden.  
-Beispiel 2: 
Der Franchisegeber handelt mit dem Lieferanten eine Vergütung dafür aus, 
dass in den Franchisenehmer-Geschäften die Waren des Lieferanten 
unmittelbar im Kassenbereich präsentiert werden. Der Franchisegeber 
selbst verfügt nicht über eigene Einzelhandelsgeschäfte. Der 
Franchisenehmer hatte sich zu dieser Leistung nicht im Franchisevertrag 
verpflichtet. 
-Beispiel 3: 
Der Franchisegeber handelt mit dem Lieferanten einen verlorenen 
Zuschuss für die Jubiläumsfeier des Franchisegebers aus, die in 
entsprechenden Zeitungsanzeigen beworben werden soll. 
-Beispiel 4: 
Der Franchisegeber handelt mit dem Lieferanten einen 
Werbekostenzuschuss für jeden Franchisenehmer aus, dessen Geschäft 
eine zehnjährige Jubiläumsfeier veranstaltet und der dafür besondere 
Kundenaktionen mit den Produkten des Lieferanten durchführt.  
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 In den Beispielen 1 und 3 sind allein die Interessen des Franchisegebers 
berührt. Eine Partizipation des Franchisenehmers ist weder wirtschaftlich 
angezeigt noch rechtlich herleitbar. Der Franchisegeber führt die 
betreffenden Verhandlungen allein im eigenen Interesse. Er hat die 
Dienstleistungen bzw. das Jubiläumsereignis allein in seinem Bereich zu 
gestalten und durchzuführen. Ein diesbezüglicher Anspruch der 
Franchisenehmer auf Teilhabe an den Leistungen des Lieferanten kommt 
nicht in Betracht.  
Anders sieht die Situation in den Beispielen 2 und 4 aus. Hier geht es um 
Leistungen, welche die Franchisenehmer in ihren Geschäften zugunsten 
des Lieferanten vorzunehmen haben (Beispiel 2) bzw. um Ereignisse im 
Bereich des jeweiligen Franchisenehmers, welche der Lieferant bereit ist zu 
unterstützen (Beispiel 4).   
Der Franchisegeber wird zwar auch in den Beispielen 2 und 4 die 
Interessen des Gesamt-Franchisesystems im Auge haben; gleichwohl kann 
nicht außer Acht gelassen werden, dass hierbei die Interessen, Handlungen 
und Ereignisse im Bereich der Franchisenehmer zentral betroffen sind. Dies 
führt dazu, dass insoweit das Handeln des Franchisegebers im fremden 
Interesse zu bejahen ist. 
 
(3) Leistungsverpflichtung des Franchisenehmers 
Wenn sich der Franchisenehmer im Franchisevertrag zu den erbrachten 
Leistungen verpflichtet hatte, scheidet ein Handeln des Franchisegebers im 
fremden Interesse aus. Die Leistung des Franchisenehmers wird im 
Rahmen der gegenseitigen Leistungspflichten zwischen Franchisegeber 
und Franchisenehmer abgegolten. Wenn der Franchisegeber hierfür 
Gegenleistungen des Lieferanten aushandelt, betrifft das allein seine 
Rechtssphäre und somit sein eigenes Interesse. 
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      3. Übernahme einer Aufgabe, die ursprünglich dem 
Franchisenehmer oblag 
Nach dem BGH soll es für einen Anspruch gemäß § 667 BGB, zusätzlich zu 
den oben genannten Voraussetzungen, notwendig sein, dass es sich bei 
der selbständigen Tätigkeit wirtschaftlicher Art um eine Aufgabe handelt, für 
die ursprünglich der Geschäftsherr selbst zu sorgen hatte, die ihm aber 
durch einen anderen (den Geschäftsführer) abgenommen wird. Der 
Geschäftsbesorger müsste daher - nach der Auffassung des BGH - eine 
bereits bestehende selbstständige Tätigkeit wirtschaftlicher Art des 
Geschäftsherrn wahrzunehmen haben. Dagegen fehlt es an dem Merkmal 
der Geschäftsbesorgung für einen anderen, wenn der Aufgabenkreis des 
Geschäftsherrn mit Hilfe des Vertragspartners überhaupt erst geschaffen 
werden soll248. 
 
        a) Kritik an der Einschränkung durch den BGH 
Fraglich ist, ob dieses vom BGH aufgestellte Kriterium grundsätzlich 
anzuwenden ist und ob es insbesondere in den hier untersuchten 
Franchisevertrags-Konstellationen Anwendung finden sollte. Das Kriterium 
kann nach Meinungen in der Literatur einer Überprüfung nicht 
standhalten249. Es reiche auch aus, wenn die Aufgabe neu ist, also erst 
durch den Geschäftsbesorgungsvertrag (als Teil des Franchisevertrages) 
geschaffen worden ist250. 
Bei Geschäftsbesorgungsverträgen sei es vielfach geradezu idealtypisch251, 
dass die Aufgaben der Geschäftsbesorgung erst durch die Übernahme des 
Geschäftes durch den Beauftragten entstehen. Dies ist beispielsweise bei 
                                                
248 BGHZ 45, 223, 229. 
249 Staudinger/Martinek, § 675 Rdn. A 34; MüKo/Heermann, § 675 Rdn. 8. 
250 Staudinger/Martinek § 675 Rdn. A 34; MüKo/Heermann § 675 Rdn. 8; 
Soergel/Häuser/Welter, § 675 Rdn. 5. 
251 MüKo/Heermann § 675 Rdn. 8, der davon spricht, dass es für 
Geschäftsbesorgungsverträge „charakteristisch“ ist, dass die Aufgabe erst durch den 
Geschäftsbesorgungsvertrag neu geschaffen wird. In diesem Sinne auch 
Staudinger/Martinek § 675 Rdn. A 34; Soergel/Häuser/Welter, § 675 Rdn. 5. 
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der Vermögensverwaltung, wie dem Erwerb eines Mietshauses mit Mitteln 
des Geschäftsherrn, der Fall252. Auch bei anderen typischen 
Erscheinungsformen von Geschäftsbesorgungsverträgen ist es üblich, dass 
die vom Beauftragten getätigten Bereiche erst durch die Beauftragung 
selbst entstehen. Das gilt für eine Reihe von Bankgeschäften. 
Beispielsweise wird ein Depotvertrag253 als Geschäftsbesorgungsvertrag 
eingeordnet254, und auch bei diesem entsteht die Aufgabe des Beauftragten 
(die Depotverwaltung durch die Bank) erst mit dem Abschluss des 
Depotvertrags. Gleiches gilt auch für den Abschluss eines Girovertrages mit 
einer Bank. Auch der Girovertrag ist Geschäftsbesorgungsvertrag255, und 
dennoch entstehen die Aufgaben des Beauftragten erst durch den 
Girovertragsschluss. Hier besteht sogar die Besonderheit, dass dem 
Vertragspartner der Bank die Ausführung der Tätigkeiten, welche die 
beauftragte Bank für ihn übernimmt, überhaupt nicht möglich gewesen 
wäre. Der Inhalt eines Girovertrags besteht in der Durchführung von 
bargeldlosem Zahlungsverkehr und dem Abrechnungsverkehr. Hierzu ist 
lediglich eine Bank oder ein sonstiger Zahlungsdienstleister nach § 1 Abs. 
1 ZAG (Gesetz über die Beaufsichtigung von Zahlungsdiensten) rechtlich 
imstande256. 
 
                                                
252 Staudinger/Martinek § 675, Rdn. A 34. 
253 Hier ist die Rede von offenen Depotverträgen. Geschlossene Depotverträge werden 
als reine Verwahrungsverträge angesehen, MüKo/Heermann, § 675 Rdn. 82. 
254 OLG Hamm BB 1999, 1676; MüKo/Heermann, § 675 Rdn. 82; Palandt/Sprau, § 675 
Rdn. 11; wobei bei den einzelnen Pflichten der Bank auch das Depotgesetz zu 
beachten ist.  
255 MüKo/Heermann § 675 Rdn. 87. Das gilt insbesondere, da der Girovertrag im BGB als 
Unterpunkt des Geschäftsbesorgungsvertrags eingeordnet wird. 
256 Bei der Entscheidung des BGH wurde bei der Ablehnung eines 
Geschäftsbesorgungsvertrags insbesondere auf diesen Punkt abgestellt. Der BGH 
argumentierte, dass ein Architekt in diesem speziellen Fall kein Geschäftsbesorger sei, 
da die Aufgabe, die er übernahm, vom Auftraggeber gar nicht hätte durchgeführt 
werden können. Auch das zeigt, dass die Einschränkung des BGH nicht zu überzeugen 
vermag. 
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b) Anwendung der Einschränkung auf Franchisesysteme 
Auch wenn man dieser (zumindest zweifelhaften257) Einschränkung bzw. 
Auffassung über das Wesen des Geschäftsbesorgungsvertrags folgt, hat 
dies nicht per se zu Folge, dass die Tätigkeit des Beauftragten nicht mehr 
als fremdnützig angesehen werden kann. Es kommt vielmehr darauf an, ob 
der Franchisegeber dem Franchisenehmer die Verhandlungen mit den 
Lieferanten „abgenommen hat“, nachdem der Franchisenehmer sie 
ursprünglich selbst wahrzunehmen hatte. 
 
        aa) Eintritt eines bereits gewerbetreibenden  
                      Franchisenehmers 
Der Franchisenehmer kann bereits vor Abschluss des Franchisevertrages 
verpflichtet gewesen sein, Verhandlungen mit den Lieferanten selbst zu 
führen. Dies ist dann der Fall, wenn ein Franchisenehmer z. B. ein Zoo-
Fachgeschäft führt, welches auf Tierfutter- und Tierzubehör spezialisiert 
ist. Als selbstständiger Einzelhandelskaufmann wird der betreffende 
Gewerbetreibende mit seinen Lieferanten Einkaufsverhandlungen führen. 
Er muss mit den Lieferanten sämtliche Einkaufskonditionen aushandeln. 
Tritt dieser nun einem Franchisesystem bei, so wird ihm die Einkaufsarbeit 
und insbesondere die Festlegung der Einkaufs-Konditionen durch den 
Franchisegeber abgenommen. Der Franchisenehmer muss nicht länger 
die Verträge und Einkaufskonditionen mit den jeweiligen Lieferanten 
aushandeln. Unter solchen Voraussetzungen würde also der 
Franchisegeber eine bereits bestehende Aufgabe des Franchisenehmers 
wahrnehmen258.  
 
                                                
257 So Staudinger/Martinek, § 675, Rdn. A 34; Rdn. C 48 ff. 
258 So im Ergebnis Böhner, NJW 1998, 109, 111. 
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          bb) Eintritt eines Existenzgründers/Existenzgründungs-
Franchisenehmers 
Fraglich ist, ob ein Franchisenehmer, der noch kein Gewerbe betrieben hat, 
die Aufgabe der Verhandlungen erst durch den Franchisevertrag erhält und 
somit nach der Rspr. des BGH für eine Anwendung des § 675 BGB kein 
Raum bleibt, oder ob auch in diesem Fall die Aufgabe bereits bestand und 
durch den Franchisevertrag nur von dem Franchisegeber übernommen 
wird. Dafür, die Aufgabe des Verhandelns als erst durch den Abschluss des 
Franchisevertrags entstanden zu betrachten, spricht, dass der 
Franchisenehmer ohne den Franchisevertrag keine Verhandlungen mit den 
Lieferanten o. ä. zu führen hatte, mit denen der Franchisegeber dann 
verhandelt. Andererseits war die Aufgabe des „Preisaushandelns“ bereits 
bei Aufnahme des Gewerbes in diesem „angelegt“ und entstand nicht erst 
durch das Hinzutreten des Franchisegebers.  
Somit kommt es für die Einordnung, ob der Franchisegeber durch die 
(Belieferungs-) Verhandlungen eine bestehende Aufgabe des 
Franchisenehmers wahrgenommen hat oder nicht, auf die Frage an, ob 
Voraussetzung ist, dass die Aufgabe durch den Beauftragten neu 
geschaffen wird oder ob es bereits reicht, dass die Aufgabe „nur“ neu 
(zeitlich mit dem Franchisevertrag zusammen fallend) ist.  
Im vom BGH entschiedenen Fall entstanden die Aufgaben, die der 
„Beauftragte“ übernahm, erst durch das Hinzutreten des Beauftragten 
selbst. Der „Auftraggeber“ hätte die in Frage stehenden Aufgaben ohne 
Zuhilfenahme des Beauftragten nicht gehabt. In diesem Fall war einem 
Architekten das Erstellen von Entwürfen, Bauzeichnungen und baulichen 
Berechnungen überlassen worden. Diese Aufgabe wäre nie eine des 
„Auftraggebers“ geworden259. Es handelte sich um eine Aufgabe, zu 
welcher  der „Auftraggeber“ tatsächlich (und in dem vom BGH 
entschiedenen Fall auch rechtlich) gar nicht in der Lage war.  
                                                
259 BGHZ 45, 223, 229. 
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Anders liegt es jedoch im Fall der Preisverhandlungen durch den 
Franchisegeber. Die Aufgabe der Verhandlungen mit den Lieferanten wäre 
dem Franchisenehmer auch entstanden, wenn er dem Franchisesystem 
nicht beigetreten wäre. In diesem Fall hätte er sämtliche Lieferkonditionen 
selbst mit den Lieferanten auszuhandeln gehabt. Dies wäre dem 
Franchisenehmer tatsächlich (und rechtlich) möglich. 
Aus dieser Überlegung heraus bejaht Böhner das Vorliegen einer Aufgabe, 
welche ursprünglich dem Geschäftsherren oblag, ohne weiteres260. Im 
Innenverhältnis zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer entstünden 
die Aufgaben des Franchisegebers (Eingliederung und Förderung des 
Betriebes des Franchisenehmers) zwar erst mit Abschluss des 
Franchisevertrages, dies gelte jedoch nicht für die Pflichten des 
Franchisegebers im Außenverhältnis, denn die Aufgabe der Beschaffung 
von Waren war bereits vor Aufnahme des Gewerbes durch den 
Franchisenehmer und nicht erst mit Beitritt zu dem Franchisesystem 
gegeben. Nach Böhner261 dient die Beschaffungstätigkeit der Unterstützung 
und Kostenentlastung der Franchisenehmer. Daher nimmt der 
Franchisegeber eine Aufgabe wahr, welche ursprünglich dem 
Franchisenehmer oblag. Die Aufgabe besteht seit der ersten gewerblichen 
Tätigkeit und nicht erst durch den Beitritt zu dem Franchisesystem. 
Der Sache nach ist Böhner der Auffassung, dass der Franchisenehmer die 
Aufgabe hatte, sämtliche ihn betreffenden Tätigkeiten und Handlungen, die 
sein Verhältnis zu den Lieferanten betreffen, selbst in die Hand zu nehmen 
und zu bewerkstelligen. Ob der Franchisenehmer diese Aufgaben (d. h. in 
den obigen Beispielen 2 und 4 die Erlangung von Gegenleistungen für die 
Teilnahme an bestimmten Werbeaktionen bzw. das Einfordern von 
Jubiläumsvergütungen) selbst jemals wahrgenommen hätte, bleibt bei 
Böhner ohne Bedeutung. Entscheidend sei allein, dass es sich um Bereiche 
handele, die das Verhältnis Franchisenehmer/Lieferant betreffen. 
                                                
260 Böhner, NJW 1998, 109, 111. 
261 Böhner, NJW 1998, 109, 111. 
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Dem ist letztlich zuzustimmen. Es muss jedenfalls genügen, dass die 
betreffende Aufgabe der Sache nach bei dem Geschäftsherrn angelegt war. 
Dies wird man bei sämtlichen Aufgabenstellungen im Bereich 
Lieferant/Franchisenehmer bejahen müssen. Es kann keinen Unterschied 
machen, ob ein Franchisenehmer bereits zuvor in dem betreffenden 
Segment, z. B. im Einzelhandel, tätig war, oder ob er ein Geschäft neu 
begründete. Zahlreiche Franchisenehmer führen zuvor im gleichen Bereich 
z. B. Einzelhandelsgeschäfte und gliedern sich dann einer Franchisekette 
an. Diese kämen dann ohne weiteres in den Genuss der betreffenden 
Lieferantenvorteile. Hingegen würden diejenigen Franchisenehmer ohne 
Anspruch dastehen, die ein Geschäft mit Hilfe des Franchisegebers neu 
eröffnen. Eine derartige Differenzierung wäre willkürlich. Es ist daher 
ausreichend, dass der Franchisenehmer aufgrund seiner Beziehung zum 
Lieferanten in dieses Rechts- und Geschäftsverhältnis eingebunden war. 
Demgemäß handelt es sich auch dann, wenn der Franchisegeber die in den 
obigen Beispielen 2 und 4 dargestellten Verhandlungen führt und 
Ergebnisse erzielt, um Aufgaben, die grundsätzlich dem Franchisenehmer 
im Rahmen seines Verhältnisses zum jeweiligen Lieferanten oblagen. In 
dem entschiedenen Fall262 ging es im Übrigen um Tätigkeiten, welche der 
Geschäftsherr ohnehin nicht allein selbstständig erledigen konnte, und zwar 
sowohl aus tatsächlichen als auch aus rechtlichen Gründen. Diese Aufgabe 
wäre nie eine solche des Geschäftsherrn geworden, weil er sie nie hätte 
erbringen können263. Diese Sachlage unterscheidet sich also grundsätzlich 
von den hier zu untersuchenden Konstellationen264.  
 
                                                
262 BGHZ 45, 223. 
263 Vgl. BGHZ 45, 223, 229. 
264 Es ist davon auszugehen, dass auch der BGH die von ihm postulierte Voraussetzung 
als gegeben ansieht, wenn sie von dem Geschäftsherrn dem Grunde nach zu erledigen 
war und der Geschäftsherr auch grundsätzlich in der Lage war, diese Leistung zu 
erbringen. 
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      4. Entgeltlichkeit 
Weiterhin muss die vom Geschäftsbesorger übernommene Tätigkeit (in 
Abgrenzung zu einem unentgeltlichen Auftrag gemäß § 662 BGB) 
entgeltlich sein. Diese Voraussetzung ist bereits nach dem oben 
Gesagten265 gegeben. 
Aufgrund des Franchisevertrages ist der Franchisenehmer zur Entrichtung 
der Franchisegebühr an den Franchisegeber verpflichtet. Die Entrichtung 
dieser Gebühr dient zur Entlohnung aller Leistungen des Franchisegebers, 
zu denen er sich nach dem Franchisevertrag verpflichtet hat. Das umfasst 
insbesondere auch das Aushandeln der Lieferkonditionen mit den 
Lieferanten. Ein entgeltliches Handeln des Franchisegebers bezüglich der 
Verhandlungstätigkeit ist somit gegeben.  
 
      5. Ergebnis 
        a) Vorbemerkung  
Demgemäß sind die Voraussetzungen für einen Anspruch gemäß §§ 675, 
667 Variante 2 BGB gegeben. Der Franchisenehmer kann in den Beispielen 
2 und 4 sowie in entsprechenden analogen Fällen einen Anspruch auf die 
Lieferantenvorteile geltend machen. Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass 
dieser Anspruch dann nicht gegeben ist, wenn er vertraglich 
ausgeschlossen wurde. Es handelt sich bei dem hier geprüften Anspruch 
um einen Anspruch, welcher auf dispositivem Gesetzesrecht beruht und der 
durch vertragliche Regelungen ausgeschlossen werden kann. 
 
        b) Fallgruppen 
Es bleibt somit festzuhalten, dass ein Anspruch des Franchisenehmers 
nach § 675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB in den folgenden Fällen besteht: 
                                                
265 Siehe oben, 5. Teil, B, I, 2. 
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1. Es muss sich bei den in Frage stehenden Lieferantenvorteilen um 
Dienstleistungsvorteile handeln, welche an eine Leistung des 
Franchisenehmers anknüpfen, zu welcher der Franchisenehmer sich nicht 
gegenüber dem Franchisegeber verpflichtet hat. 
2. Der Franchisegeber darf nicht über eine überwiegende Anzahl von 
eigenen Filialbetrieben verfügen. 
3. Der Franchisegeber darf (nach seinem wirtschaftlichen Risiko) nicht in 
einer Großhändlerfunktion auftreten. 
 
   III. Angemaßte Eigengeschäftsführung, §§ 687 Abs. 2, 667 Variante 
2 BGB 
Ein Anspruch aus „angemaßter“ Eigengeschäftsführung setzt voraus, dass 
der Geschäftsführende (der Franchisegeber) ein objektiv fremdes Geschäft 
als eigenes behandelt. Dem Anspruch steht von daher entgegen, dass 
Franchisegeber und Franchisenehmer in dem  Franchisevertrag 
vereinbaren, dass der Franchisegeber die Verhandlungstätigkeit mit den 
Lieferanten führt. Die Verhandlungstätigkeit (mitsamt dem Aushandeln 
sämtlicher Lieferantenvorteile, also auch der Dienstleistungsvorteile) ist 
daher objektiv ein Geschäft des Franchisegebers266. Ein Anspruch gemäß 
§§ 687 Abs. 2, 667 Variante 2 BGB scheidet somit aus.  
Außerdem spricht gegen einen Anspruch nach §§ 687 Abs. 2, 667 Variante 
2 BGB, dass hier die gleichen Argumente wie bei der entgeltlichen 
Geschäftsbesorgung zum Tragen kommen. Der Franchisegeber handelt bei 
den Gesprächen mit den Lieferanten im eigenen Interesse. Somit ist das 
Geschäft, auch unabhängig von der vertraglichen Vereinbarung zwischen 
                                                
266 Auch wenn man das Verhandeln bezogen auf die Dienstleistungsvorteile, welche 
aufgrund einer Leistung des Franchisenehmers gewährt werden, als ein auch-fremdes 
Geschäft ansieht, reicht das nicht, um ein fremdes Geschäft im Sinne des § 687 Abs. 2 
BGB anzunehmen. Ein auch-fremdes Geschäft reicht für eine angemaßte 
Eigengeschäftsführung (im Gegensatz zum Geschäftsbesorgungsrecht) insoweit nicht 
aus (BGH NJW 2000, 72). 
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Franchisegeber und Franchisenehmer, dass der Franchisegeber die 
Verhandlungen führt, nicht objektiv fremd für den Franchisegeber, denn er 
hat bei den Verhandlungen seine eigenen Interessen im Sinn. 
Im Übrigen wäre ein derartiger Anspruch auch dann nicht gegeben, wenn 
man die Verhandlungstätigkeit bezogen auf die Dienstleistungsvorteile als 
ein objektiv fremdes Geschäft ansähe. Denn gemäß § 687 Abs. 1 BGB ist 
ein Anspruch nach § 667 Variante 2 BGB ausgeschlossen, wenn der 
Franchisegeber davon ausgeht, dass die Geschäftsführung, also die 
Verhandlungstätigkeit, sein eigenes Geschäft darstellt. Hiervon wird der 
Franchisegeber (auch bezüglich der Dienstleistungsvorteile) jedoch in 
jedem Fall ausgehen. Ein Anspruch gemäß §§ 687 Abs. 2, 667 Variante 2 
BGB ist somit unter keinem Gesichtspunkt gegeben. 
 
   IV. Kartellrechtliche Ansprüche  
Ein Anspruch auf die Weiterleitung von Einkaufsvorteilen könnte als 
Rechtsfolge eines Schadensersatzanspruches gemäß § 33 Abs. 3 GWB 
bzw. eines Abwehr- und Unterlassungsanspruchs gem. § 33 Abs. 1 GWB in 
Betracht kommen. Dies setzt auf der Tatbestandsseite voraus, dass die 
Nichtweiterleitung der Einkaufsvorteile eine Verletzung der deutschen oder 
europäischen Wettbewerbsregeln darstellt.  
 
 
      1. Verletzung von § 19 Abs. 1 i.V.m. Abs 2 GWB 
Zunächst könnte es sich bei der Nichtweitergabe von Einkaufsvorteilen um 
den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung nach § 19 GWB 
handeln. In Betracht käme hier insbesondere ein Verstoß gegen Abs. 2 Nrn. 
1, 3 und 5. 
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        a) Marktbeherrschende Stellung 
          aa) Grundsätzliches 
Dies setzt zunächst voraus, dass es sich bei dem Franchisegeber um ein 
marktbeherrschendes Unternehmen im Sinne des § 19 Abs. 1 GWB 
handelt, sodass er überhaupt Adressat der Vorschrift ist. Dieser Frage wird 
nach allgemeiner Meinung in einem zweistufigen Verfahren nachgegangen. 
Zunächst wird der sachlich (sowie räumlich und ggf. zeitlich) relevante 
Markt bestimmt. Sodann werden die Wettbewerbsbedingungen auf diesem 
Markt untersucht.267 
Der sachlich relevante Markt ist grundsätzlich aus der Perspektive der 
Marktgegenseite zu bestimmen.268 Bei der hier untersuchten Frage der 
Weitergabe von Einkaufsvorteilen geht es allerdings nicht um den Markt, in 
dem das Franchisesystem durch die Franchisenehmer (bzw. Regiebetriebe) 
Waren oder Dienstleistungen an dessen Kunden vertreibt, also die 
Marktmacht des Franchise-Systems im Außenverhältnis zu den Kunden. 
Abzustellen ist hier vielmehr auf den Markt, in dem der Franchisenehmer 
seine Waren vom Franchisegeber erwirbt, also den Markt, in dem sich 
Franchisegeber und Franchisenehmer gegenüberstehen.  
Fraglich ist zunächst, ob es sich hierbei überhaupt um einen Markt im 
kartellrechtlichen Sinne handelt. Ein Markt im Sinne des Kartellrechts ist 
grundsätzlich charakterisiert durch das Zusammentreffen von Angebot und 
Nachfrage und wird begrenzt durch die Auswahlmöglichkeiten des 
Abnehmers.269 Insoweit ist nach der Funktion des Franchisegebers im 
Zusammenhang mit dem Warenbezug der Franchisenehmer zu 
unterscheiden.  
 
          bb) Kein Auftreten des Franchisegebers als Großhändler 
Übernimmt der Franchisegeber keine Großhändlerfunktion, dh. tritt er 
nicht selbst als (Weiter-)Veräußerer der Waren auf eigenes Risiko an die 
Franchisenehmer auf, so kann insoweit nicht von einem Markt im 
                                                
267 Bechtold, § 19 Rdn. 3; Möschel, in: Immenga/Mestmäcker, § 19 GWB Rdn. 18. 
268 BGH WuW/E DE-R 357ff, 358 - Feuerwehrgeräte. 
269 Vgl. Möschel, in: Immenga/Mestmäcker, § 19  GWB Rdn. 22. 
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kartellrechtlichen Sinne gesprochen werden. Ein solcher setzt nämlich 
voraus, dass sich Anbieter und Nachfrager von entgeltlichen Leistungen 
gegenüberstehen.270  
Veräußert aber der Franchisegeber die Waren nicht an die 
Franchisegeber, sondern vermittelt und bündelt er nur deren Eigenerwerb 
im Rahmen des Franchiseverhältnisses, so fehlt es an dem erforderlichen 
entgeltlichen Austausch von Leistungen. Es handelt sich dann vielmehr 
lediglich um eine Dienstleistung, die der Franchisegeber im Rahmen des 
Franchiseverhältnisses für die Franchisenehmer erbringt und die als 
Teilaspekt des vom Franchisegebers zu erbringenden Leistungsspektrums 
durch die vom Franchisenehmer zu entrichtenden Gebühren abgegolten 
wird.  
 
          cc)  Franchisegeber als Großhändler  
(a) Soweit der Franchisegeber hingegen selbst als Großhändler auftritt und 
die Waren auf eigenes Risiko an die Franchisenehmer veräußert, es also 
um den Erwerb von Waren  durch den Franchisenehmer vom 
Franchisegeber geht, liegt ein derartiges Zusammentreffen von Angebot 
und Nachfrage vor. Hieran ändert auch die wirtschaftliche Verbindung von 
Franchisenehmer und Franchisegeber nichts, da es sich jedenfalls um 
eigenständige und mit Blick auf die Lieferung in einem Verhältnis der 
Reziprozität stehende Marktteilnehmer handelt.  
Unter Berücksichtigung des vom BGH in langer Tradition vertretenen 
Teilmarktkonzepts271 kann das Vorliegen eines eigenständigen Marktes in 
diesem Fall nicht mit der Begründung abgelehnt werden, dass es sich bei 
der Frage der Weitergabe von Einkaufsvorteilen nur um einen Teilaspekt im 
vorgelagerten Wettbewerb des Franchisegebers um die Gewinnung von 
Franchisenehmern handele. Zunächst stellt sich insoweit schon die Frage, 
ob ein derartiger Wettbewerb um Abschlüsse von Franchiseverträgen 
überhaupt einen Markt im kartellrechtlichen Sinne darstellt. Jedenfalls aber 
entscheidet der BGH in insoweit analog gelagerten Fällen seit jeher, dass 
                                                
270 Vgl. Bulst, in: Langen/Bunte, Kartellrecht, Art. 102 AEUV Rdn. 32ff. 
271 BGHZ 81, 56, 62; 160, 321, 322; 174, 12, 19; 175, 333, 3357. 
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der Vertrieb von Ersatzteilen272 oder die Erbringung von spezialisierten 
(entgeltlichen) Serviceleistungen273 für ein spezielles Hauptprodukt auch 
dann einen eigenständigen Markt darstellt, wenn der Hersteller der einzige 
Anbieter dieser Ersatzteile oder Serviceleistungen ist. Dies ist die logische 
und zustimmungswürdige konsequente Anwendung des 
Bedarfsmarktkonzepts274. Ebenso wie etwa der Eigentümer einer 
Frankiermaschine (aus tatsächlichen Gründen) die speziellen Ersatzteile für 
diese Frankiermaschine braucht und nicht durch andere substituieren kann, 
so muss der Franchisenehmer ggf. (aus rechtlichen Gründen) die Waren 
des Franchisegebers erwerben und kann diese nicht durch die Produkte 
anderer Anbieter substituieren. Insofern ergibt sich in der rechtlichen 
Bewertung deswegen kein Unterschied, weil bei einem Franchise-System 
die Produkte auf das jeweilige Franchise-System zugeschnitten sind und 
der Franchisegeber die Produkte auswählt, die von der Qualität und 
Beschaffenheit her geeignet sind, im Rahmen des Franchise-Outlets durch 
Franchisenehmer abgesetzt zu werden, ohne dass das Ansehen des 
Franchise-Systems Schaden erleidet. Von daher erklärt sich auch, dass ggf. 
der Franchisegeber auf eigene Vorlieferanten zurückgreifen darf, wenn die 
von diesem Vorlieferanten gelieferten Produkte den Qualitätsansprüchen 
genügen, die der Franchisegeber an die Produkte seines Franchise-
Systems stellt.  
Dies gilt im Übrigen nach der ständigen Rechtsprechung des BGH 
ungeachtet der Frage, inwiefern die Nichtweitergabe von Einkaufsvorteilen 
durch den Franchisegeber im Einzelfall durch die potentiellen 
Franchisenehmer bereits bei der Entscheidung, ob sie dem System 
beitreten, als Wettbewerbsfaktor berücksichtigt wird.275 
Um zu bestimmen, ob der Franchisegeber in diesem Markt über eine 
beherrschende Stellung verfügt, ist der relevante Markt zunächst in 
sachlicher Hinsicht abzugrenzen. Für diese sachliche Begrenzung des 
                                                
272 BGH vom 22.10.1973 WuW/E BGH 1288, 1291. 
273 BGH vom 21.2.19898 WuW/E BGH 2589. 
274 BGH vom 16.12.1976 WuW/E BGH 1445, 1447; BGH vom 3.7.1976 WuW/E BGH 
1435, 1440; BGH vom 24.10.1995 WuW/E 3026, 3028. 
275 Näher hierzu Möschel,  in: Immenga/Mestmäcker, § 19 GWB Rdn. 21 m.w.N. 
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Marktes ist von den Auswahlmöglichkeiten des Franchisenehmers 
auszugehen. Maßgeblich ist hier die Frage, ob und in welchem Maße der 
Franchisenehmer die Produkte des Franchisegebers durch solche anderer 
Anbieter substituieren kann. Zu berücksichtigen ist hier jede Form von 
Substitutionsbegrenzung, der der Franchisenehmer ausgesetzt ist, sei sie 
rechtlicher oder tatsächlicher Natur.276  
 
(b) Ist der Franchisenehmer rechtlich verpflichtet, seine Waren 
ausschließlich (oder mit Blick auf bestimmte Produkte) vom Franchisegeber 
oder von vom Franchisegeber zugelassenen Anbietern zu erwerben, so 
besteht für ihn schon rechtlich die Möglichkeit einer Substitution nur, wenn 
er das Franchisesystem gänzlich verlässt. Eine derart begrenzte 
Möglichkeit der Substitution steht allerdings hinsichtlich der 
kartellrechtlichen Marktabgrenzung einer gänzlich fehlenden 
Substitutionsmöglichkeit gleich. Dies ergibt sich aus dem vom BGH in 
ständiger Rechtsprechung angewendeten Bedarfsmarktkonzept.277 
Hiernach fallen nur solche Produkte in einen gemeinsamen sachlichen 
Markt, „die sich nach ihren Eigenschaften, ihrem wirtschaftlichen 
Verwendungszweck und ihrer Preislage so nahe stehen, dass der 
verständige Verbraucher sie als für die Deckung eines bestimmten Bedarfs 
geeignet in berechtigter Weise abwägend miteinander vergleicht und als 
gegeneinander austauschbar ansieht“278. Eine derartige Austauschbarkeit 
bezogen auf Verwendungszweck und Preislage ist nicht gegeben. Denn für 
die Preislage sind sämtliche Kostenbestandteile zu berücksichtigen. Dies 
schließt auch solche Kosten mit ein, die sich daraus ergeben, dass der 
Franchisenehmer, um das Produkt eines Wettbewerbers beziehen zu 
können, das Franchisesystem verlassen muss; also insbesondere 
neuerliche Investitionen und der Verlust der vorherigen auf das Franchise-
System bezogenen „versunkenen“ Investitionen.  
                                                
276 Bechtold/Busch/Brinker, EU-Kartellrecht, Art. 102 Rdn. 8. 
277 Siehe etwa BGH vom 16.12.1976 WuW/E BGH 1445, 1447; BGH vom 3.7.1976 
WuW/E BGH 1435, 1440; BGH vom 24.10.1995 WuW/E 3026, 3028. 
278 BGH vom 24.10.1995 WuW/E 3026, 3028. 
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Auch im Hinblick auf den Verwendungszweck ist ein „Gleichen“ im Sinne 
der obigen Formel des BGH allenfalls dann anzunehmen, wenn die 
wirtschaftliche Tätigkeit des Franchisenehmers durch den Austritt aus dem 
Franchise-System nicht signifikant verändert. Gerade dies dürfte aber bei 
vielen Franchise-Systemen der Fall sein, insbesondere wenn sie auf dem 
Endverbrauchermarkt agieren, das System über eine starke Marke verfügt 
und der Franchisenehmer in beträchtlichem Umfang Leistungen für den 
Franchisenehmer erbringt. Dort kann ein Verlassen des Systems durch den 
Franchisenehmer mit einschneidenden Änderungen in dessen 
Wirtschaftstätigkeit einher gehen, wenn er durch den Verlust der Marke 
einen zentralen Wettbewerbsvorteil verliert und wirtschaftliche Funktionen 
wie Abrechnungen, Marketing etc. nunmehr selbstständig durchführen 
muss.  
Der sachlich relevante Markt ist dann folglich auf die Waren des 
Franchisegebers beschränkt. In diesem Fall verfügt dieser also ohne 
weiteres über eine beherrschende Stellung, da er insoweit ohne 
Wettbewerber im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 1 GWB ist. 
 
(c) Besteht keine vertragliche Pflicht des Franchisenehmers, die Waren vom 
Franchisegeber zu beziehen, so kann dennoch der sachliche Markt in 
ähnlicher Weise auf die Produkte des Franchisegebers bzw. der 
zugelassenen Anbieter beschränkt sein. Dies ist etwa dann der Fall, wenn 
zwar nicht unmittelbar vertraglich festgelegt ist, von wem der 
Franchisenehmer die Produkte zu beziehen hat, er jedoch anderen 
Beschränkungen unterworfen ist, die es ihm praktisch unmöglich oder 
unzumutbar machen, die Produkte von anderen Lieferanten zu beziehen. 
Hierunter können beispielsweise Anforderungen im Hinblick auf das Design 
oder sonstige Merkmale der Produkte fallen, soweit andere Anbieter nicht in 
der Lage oder willens sind, diese zu wettbewerbsgerechten Preisen zu 
erfüllen. Hier kommt es für die Frage der sachlichen Marktabgrenzung auf 
die Besonderheiten des Einzelfalls an, welche Ausweichmöglichkeiten des 
Franchisegebers bestehen. 
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Der Warenbezug durch die Franchisenehmer über den Franchisegeber 
stellt also stets dann einen eigenständigen Markt im Sinne des Kartellrechts 
dar, der von dem Franchisegeber im Sinne des § 18 GWB beherrscht wird, 
wenn der Franchisegeber als Großhändler auftritt und der Franchisenehmer 
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gehindert ist, seine Waren von 
einem anderen als dem Franchisegeber (bzw. von ihm benannten 
Lieferanten) zu beziehen, ohne das Franchise-System gänzlich zu 
verlassen.  
 
        b)  Marktmachtmissbrauch 
             aa) Missbrauch im Sinne von § 19 Abs. 1, iVm Abs. 2 Nr 1 GWB 
Gemäß § 19 Abs. 1 iVm Abs. 2 Nr. 1 liegt ein Missbrauch insbesondere 
dann vor, wenn der Franchisegeber den Franchisenehmer durch die 
Nichtweitergabe unbillig behindert oder ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund diskriminiert. 
Eine Diskriminierung durch die Nichtweitergabe liegt insbesondere dann 
vor, wenn der Franchisegeber auch eigene Regiebetriebe führt und diese 
an den Einkaufsvorteilen partizipieren lässt. Diese Diskriminierung ist 
allerdings nicht tatbestandsmäßig, denn Voraussetzung einer Anwendung 
des § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB ist, dass es sich bei den bevorzugten 
Unternehmen um gleichartige Unternehmen verglichen mit den 
diskriminierten Unternehmen handelt.279 Regiebetriebe des 
Franchisegebers sind jedoch gegenüber den Franchisenehmern keine 
„gleichartige Unternehmen“ im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB, denn sie 
sind mit dem Franchisegeber verbunden; sie sind Teil des 
Franchisegeberunternehmens selbst280.  
Darüber hinaus erfordert eine Tatbestandsmäßigkeit nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 
GWB, dass die Diskriminierung eines sachlich gerechtfertigten Grundes 
entbehrt. Für die Beurteilung, ob ein derartiger sachlicher Grund vorliegt, ist 
                                                
279 Westermann in MünchnerKommentar zum Deutschen und Europäischen Kartellrecht, 
§ 19 GWB Rdn. 44f. 
280 Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Loewenheim, § 20 GWB Rdn. 88. 
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eine umfassende Abwägung der Interessen des diskriminierenden 
Unternehmens mit denen des diskriminierten Unternehmens 
vorzunehmen281. Hier kommt es darauf an, ob der Franchisegeber eigene 
Interessen in rechtlich zu missbilligender Weise auf Kosten des betroffenen 
Unternehmens zu verwirklichen sucht282. Dies ist allerdings nicht der Fall, 
denn grundsätzlich ist niemand - auch nicht der Franchisegeber gegenüber 
seinen Franchisenehmern - verpflichtet, fremden Wettbewerb zu fördern283.  
Eine tatbestandsmäßige Diskriminierung kommt daher nur dann in Betracht, 
wenn der Franchisegeber seine Franchisenehmer mit Blick auf die 
Weitergabe der Einkaufsvorteile ungleich behandelt. Allerdings dürfte auch 
in diesem Fall ein Verstoß gegen § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB in aller Regel nicht 
vorliegen, da ein sachlich gerechtfertigter Grund vorliegt. Bei der hierzu 
durchzuführenden Interessenabwägung ist nämlich – mit Blick auf den 
Zweck des Missbrauchsverbots, den Wettbewerb zu schützen und Märkte 
offen zu halten – maßgeblich zu berücksichtigen, inwieweit die 
Ungleichbehandlung die Wettbewerbsstellung der betroffenen 
Unternehmen  beeinträchtigt. 284 Die insoweit erforderliche Bagatellschwelle 
wird jedenfalls dann nicht überschritten, wenn der Wettbewerb zwischen 
den Franchisenehmern etwa durch Gebietsschutz oder sonstige Gründe 
von vornherein fehlt oder gering ist.  
Auch wenn aber ein erheblicher „Binnenwettbewerb“ existiert, so werden 
die Einkaufsvorteile in aller Regel nur einen geringen Anteil der 
Gesamtkosten des Franchisenehmers ausmachen, sodass sich durch eine 
diskriminierende Nichtweiterleitung keine nennenswerten Auswirkungen auf 
die Wettbewerbsstellung ergeben können.  
Der Begriff der Behinderung im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB ist weit zu 
verstehen und umfasst sämtliche Verhaltensweisen, durch welche die 
Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Marktteilnehmer, das heißt 
                                                
281 BGH GRUR 2009, 424 f.; BGHZ 38, 90, 102; Böhner, WRP 2006, 1089, 1094; 
Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Loewenheim, § 20 GWB Rdn. 89; 
Immenga/Mestmäcker/Markert, § 20 GWB Rdn. 129 ff. 
282 BGH WuW/E 2195, 2199; Flohr BB 2009 259, 261. 
283 Vgl. BGH GRUR 2009, 424, 426; OLG Düsseldorf BB 2007, 733, 741. 
284 Westermann in MünchnerKommentar zum Deutschen und Europäischen Kartellrecht, 
§ 19 GWB Rdn. 49 
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insbesondere deren Chancen auf Geschäftsabschlüsse mit Dritten, 
beeinträchtigt werden285. Wenn der Franchisegeber den Franchisenehmern 
die Einkaufsvorteile nicht weiterreicht, kann darin aufgrund der 
entsprechend schlechteren Einkaufskonditionen der Franchisenehmer eine 
solche Beeinträchtigung und damit eine Behinderung gemäß § 19 Abs. 2 
Nr. 1 GWB liegen.  
Diese Behinderung kann allerdings nicht als unbillig angesehen werden. 
Die Frage nach der Billigkeit ist nämlich wiederum auf der Grundlage einer 
umfassenden Abwägung der Interessen des Franchisegebers mit denen 
des Franchisenehmers zu ermitteln286. Zwar ist insoweit zu bedenken, dass 
die Franchisenehmer dazu beitragen, das Einkaufsvolumen zu erreichen, 
auf welchem die Verhandlungsmacht des Franchisegebers gegenüber den 
Lieferanten beruht, welche es ihm ermöglicht, die Einkaufsvorteile zu 
verwirklichen (insbesondere, wenn der Franchisegeber über wenige 
Regiebetriebe verfügt). Insoweit erscheint es als naheliegend, sie auch an 
diesen Vorteilen teilhaben zu lassen. Wenn der Franchisegeber eine 
Großhändlerfunktion übernimmt, scheitert eine Unangemessenheit der 
Vorenthaltung der Vorteile allerdings schon deshalb, weil sich der 
Franchisegeber dann darauf berufen kann, dass die einbehaltenen 
Einkaufsvorteile die Vergütung der Großhändlertätigkeit (Verhandlung, 
Buchführung, Lager, Insolvenzrisiko der Franchisenehmer usw.) 
darstellen287. 
Aber auch wenn der Franchisegeber nicht Großhändler ist, überschreitet die 
Nichtweiterleitung der Einkaufsvorteile nicht die Schwelle zur 
Unangemessenheit. Denn die Einkaufsvorteile haben im Verhältnis zu den 
Warenkosten ein vergleichsweise geringes Volumen. Entscheidend ist 
darüber hinaus, dass die Vorteile durch die Lieferanten regelmäßig nur 
aufgrund des großen Einkaufsvolumens des gesamten Franchise-Systems 
gewährt werden, sodass das Einbehalten der Vorteile durch den 
                                                
285 BGH WuW/E DE-R 1951, 1952; Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Loewenheim, § 
20 GWB Rdn. 67. 
286Loewenheim/Meessen/Riesenkampff/Loewenheim, § 20 GWB Rdn. 69; 
Immenga/Mestmäcker/Markert, § 20 GWB Rdn. 129 ff. 
287 BGH GRUR 2009, 424, 426. 
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Franchisegeber letztlich nur bedeutet, dass die dem Franchisenehmer 
aufgrund der Systemzugehörigkeit erwachsenden Vorteile reduziert 
werden, ihm jedoch nicht darüber hinaus ein Nachteil durch den 
Franchisegeber zugefügt wird. Im Ergebnis ist damit nicht davon 
auszugehen, dass in der Einbehaltung der Einkaufsvorteile eine unbillige 
Behinderung der Franchisenehmer liegt. 
 
          bb) Missbrauch im Sinne von § 19 Abs. 1, iVm Abs. 2 Nr. 2 GWB 
Ein Missbrauch durch den Franchisegeber wegen Forderns von Entgelten 
oder sonstigen Geschäftsbedingungen, die von denjenigen abweichen, die 
sich bei wirksamem Wettbewerb ergeben würden, ist ebenfalls abzulehnen. 
Denn es ist nicht davon auszugehen, dass in einem hypothetischen 
Vergleichsmarkt mit wirksamem Wettbewerb, in dem der Franchisenehmer 
seine Waren von anderen Anbietern beziehen könnte 
(Vergleichsmarktkonzept)288, der Franchisenehmer die Einkaufsvorteile 
ausgekehrt bekäme. Es ist nämlich in derartigen Großhandelsmärkten 
unüblich, dass die Einkaufsvorteile, welche der Anbieter als Großhändler 
erzielt, an die Abnehmer weitergegeben werden. Es ist vielmehr Kern des 
Geschäftsmodells eines Großhändlers, dass er von den mit der Bündelung 
seiner Nachfrage verbundenen Vorteilen selbst profitiert und insofern 
gerade wegen seiner höheren Nachfrage selbst zu günstigeren Konditionen 
kaufen kann, als er verkauft. 
 
          cc) Missbrauch im Sinne von § 19 Abs. 1, iVm Abs. 2 Nr. 3 GWB 
Ein Missbrauch im Sinne dieser Norm wäre möglich, wenn der 
Franchisegeber sachlich ungerechtfertigt nur selektiv die Weitergabe seiner 
Einkaufsvorteile an einen Teil seiner Franchisenehmer verweigert. Liegt 
keine derartige Ungleichbehandlung gleichartiger Franchisenehmer vor, so 
scheidet ein Verstoß von vornherein aus289.  
                                                
288 Wolf in: MünchnerKommentar, Europäischen und Deutsches Kartellrecht, § 19 GWB 
Rdn. 84. 
289 Siehe zum Grundsatz der Gleichbehandlung aller Franchise-Nehmer (allerdings im 
Zusammenhang mit einer fristlosen Kündigung): OLG München ZVertriebsR 2015, 110 
– Burger King.  
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dd) Missbrauch im Sinne von § 19 Abs. 1, iVm Abs. 2 Nr. 5 GWB 
Ein Missbrauch im Sinne dieser Vorschrift setzt voraus, dass der 
Franchisegeber durch die Nichtweitergabe der Einkaufsvorteile seine 
Marktstellung ausnutzt, indem er die Franchisenehmer dazu veranlasst, ihm 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund Vorteile zu gewähren.  
Insoweit ist bereits fraglich, ob die Nichtweitergabe eine „Ausnutzung“ der 
Marktstellung des Franchisegebers darstellt. Zwar setzt dies nicht zwingend 
eine Kausalität im Sinne einer conditio sine qua non voraus. Es würde aber 
jedenfalls voraussetzen, dass der Franchisegeber diese Praxis 
wahrscheinlich nicht ohne weiteres in gleicher Weise fortsetzen könnte, 
wenn er einem wirksamen Wettbewerb ausgesetzt wäre.290 Wenn jedoch 
der Franchisenehmer die Waren auch von anderen Großhändlern erwerben 
könnte, die nicht in das Franchise-System eingebunden sind, so wäre es – 
wie oben ausgeführt291 – unüblich, dass diese ihre Einkaufsvorteile an den 
Abnehmer weiterreichen. Auch der Franchisegeber würde also in diesem 
Fall nicht vom Wettbewerb zur Weitergabe gedrängt werden. Es wäre daher 
nicht davon auszugehen, dass der Franchisegeber bei Vorliegen eines 
wirksamen Wettbewerbs Einkaufsvorteile weitergeben würde, sodass die 
Nichtweitergabe schon nicht als „Ausnutzung“ seiner Marktstellung 
angesehen werden sollte. 
Darüber hinaus bestehen Zweifel, ob die Nichtweitergabe der 
Einkaufsvorteile durch den Franchisenehmer gleichzusetzen ist mit der 
Gewährung eines Vorteils durch den Franchisenehmer. Hier ist zu 
unterscheiden: 
Grundsätzlich werden die Einkaufsvorteile gerade nicht von den 
Franchisenehmern, sondern von den Lieferanten des Franchisegebers 
gewährt, sodass die Vorschrift schon kraft ihres Wortlautes keine 
Anwendung finden kann. Eine andere Bewertung ist allerdings dann 
angebracht, wenn es sich um solche Einkaufsvorteile handelt, auf die der 
                                                
290 Wanderwitz, WRP 2015, 162, 165; strittig, a.M. (Kausalität erforderlich) Westermann 
in: MünchnerKommentar, Europäisches und Deutsches Kartellrecht, § 19 GWB Rdn. 
187. 
291 Siehe oben, 5. Teil B. IV. 1. b). 
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Franchisenehmer einen Anspruch hat. Zwar werden auch diese von den 
Lieferanten des Franchisegebers gewährt und von diesem lediglich nicht an 
die Franchisenehmer weitergeleitet. Allerdings besteht die Gewährung 
eines Vorteils durch die Franchisenehmer in diesen Fällen darin, dass sie 
auf die Herausgabe dieser ihnen zustehenden Vorteile verzichten.  
Schließlich müsste die Gewährung ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
erfolgen. Die Anforderungen hieran sind umstritten. Das Bundeskartellamt 
stellt hier auf vier Voraussetzungen ab, die kumulativ vorliegen müssen292:  
Erstens müsse der Forderung tatsächlich ein sachlich damit verbundener 
Grund oder eine sachlich damit verbundene Gegenleistung 
gegenüberstehen. Zweitens müsse die Begründung und Berechnung der 
Forderung für den Lieferanten nachvollziehbar sein. Drittens müsse die 
Begründung und Berechnung des Grundes bzw. der Gegenleistung für den 
Lieferanten nachvollziehbar sein. Und schließlich müsse die Höhe der 
Forderung im Verhältnis zum Grund bzw. zur Gegenleistung angemessen 
sein. 
Wie Wanderwitz zutreffend feststellt, sind diese Kriterien mit Blick auf den 
Zweck und die Operabilität  des Missbrauchsverbots fragwürdig. 
Insbesondere die zweite und dritte Voraussetzung stehen in keinem 
Zusammenhang mit dem wettbewerbsschützenden Zweck der Regelung, 
denn die Frage, ob der Vorteil den Wettbewerb beeinträchtigt, hängt 
insbesondere nicht davon ab, ob der Franchisegeber dem 
Franchisenehmer die Berechnungsgrundlage des Vorteils so erläutert hat, 
dass dieser sie verstehen konnte.293  
Alternativ schlägt Wanderwitz eine negative Vorgehensweise vor, indem er 
eine Reihe von Rechtfertigungsausschlussgründen vorschlägt, bei deren 
Vorliegen eine sachliche Rechtfertigung ausscheiden soll: bei 
rückwirkenden Anpassungen, bei Absicherungsmaßnahmen zulasten 
konkurrierender Nachfrager, bei Gesetzesverstößen, und bei einem Verkauf 
unter Kosten. Auch dieser Ansatz kann indes nicht überzeugen, da diese 
                                                
292 Die folgenden Kriterien nennt das BKartA im Beschl. vom 3.7.2014 – B2 – 58/09 Rdn. 
266. 
293 Wanderwitz, WRP 2015, 162, 165f. 
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fallgruppenartige Auflistung nicht nur eines dogmatischen Fundaments 
entbehrt, sondern auch als Negativtatbestand erkennbar unvollständig ist. 
Denn vom Nichtvorliegen dieser speziellen Fallgruppen allein darf jedenfalls 
noch nicht zwingend auf das Vorliegen eines sachlich gerechtfertigten 
Grundes geschlossen werden.  
Letztlich kann es für das Vorliegen eines sachlich gerechtfertigten Grundes 
im Sinne des § 19 Abs. 2 Nr. 5 GWB ebenso wie an anderen Stellen im 
GWB, wo auf das Vorliegen eines sachlichen Grundes abgestellt wird, nur 
um eine Abwägung der Interessen des Franchisegerbers mit denen des 
Franchisenehmers gehen.294 Es kommt also darauf an, ob der 
Franchisegeber eigene Interessen in rechtlich zu missbilligender Weise auf 
Kosten des betroffenen Unternehmens zu verwirklichen sucht295. Dies ist 
jedenfalls dann zu verneinen, wenn der Franchisenehmer keinen Anspruch 
auf den jeweiligen Lieferantenvorteil hat. Wenn der Lieferantenvorteil nicht 
auf einer Leistung des Franchisenehmers beruht und dieser von den 
gesetzlichen Wertungen her keinen Anspruch auf dessen Auskehrung 
geltend machen kann, dann kann es von vornherein nicht sachlich 
ungerechtfertigt sein, wenn der Franchisegeber den Vorteil einbehält. Wenn 
der Franchisenehmer bereits keinen Anspruch auf eine Auskehr hat, dann 
stellt ein Verzicht darauf keine Gewährung – erst recht keine 
ungerechtfertigte Gewährung eines Vorteils dar.  
Hat der Franchisenehmer einen Anspruch auf Auskehr, bedeutet dies im 
Umkehrschluss allerdings nicht, dass eine sachliche Rechtfertigung 
ausscheidet. Vielmehr wird auch in diesem Fall in aller Regel eine sachliche 
Rechtfertigung vorliegen. Denn der Zweck des Missbrauchsverbots, vor 
dessen Hintergrund die Interessenabwägung vorzunehmen ist, wird durch 
die Nichtweiterleitung der Einkaufsvorteile nicht berührt. Auch hier gelten im 
Wesentlichen die oben zu § 19 Abs.2 Nr.1 GWB gemachten 
Ausführungen296. Die Wettbewerbsstellung der betroffenen 
                                                
294 So auch Westermann in MünchnerKommentar, Europäisches und Deutsches 
Kartellrecht, § 19 Rdn. 189. 
295 BGH WuW/E 2195, 2199; Flohr BB 2009 259, 261. 
296 Siehe oben, 5. Teil B. IV. 1. b). 
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Franchisenehmer wird durch die Vorenthaltung nicht in nennenswerter 
Weise beeinträchtigt.   
 
      2. Unbillige Behinderung/Diskriminierung des Franchisenehmers? 
Die Nichtweiterleitung könnte jedoch eine Verletzung von § 20 Abs. 1 GWB  
darstellen. Dies wird anzunehmen sein, wenn Franchisegeber als 
Normadressaten der Vorschrift anzusehen sind und in der 
Nichtweiterleitung eine unbillige Behinderung oder Diskriminierung der 
Franchisenehmer zu sehen wäre.  
 
        a)  Franchisegeber als Unternehmen i. S. d. § 20 Abs. 2, 1 GWB 
Franchisegeber sind Normadressaten der Vorschrift, wenn es sich bei ihnen 
um Unternehmen handelt, von denen kleine oder mittlere Unternehmen als 
Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen in der Weise abhängig sind, dass ausreichende 
und zumutbare Möglichkeiten, auf andere Unternehmen auszuweichen, 
nicht bestehen. Typischerweise handelt es sich bei Franchisenehmern um 
kleine oder mittlere Unternehmen, die sich in die (wirtschaftliche) 
Abhängigkeit eines wesentlich größeren Unternehmens - dem 
Franchisegeber -  begeben.297 Soweit der Franchisegeber mit dem 
Franchisenehmer Bezugsbindungen für den Warenbezug vereinbart, 
besteht für den Franchisenehmer (rechtlich) keine Möglichkeit, auf andere 
Lieferanten zu wechseln, ohne das Franchisesystem gänzlich zu verlassen. 
Dies jedoch ist in der Praxis aufgrund der hohen auf das jeweilige 
Franchise-System ausgerichteten Anfangsinvestitionen, die der 
Franchisenehmer machen muss, um dem System beizutreten 
(Einrichtungsgegenstände, Gerätschaften usw.), nicht zumutbar. Auch 
wenn keine ausdrückliche Bezugsbindung vereinbart sein sollte, kann es 
dem Franchisenehmer aufgrund von spezifischen Anforderungen des 
                                                
297 Vgl. Westermann in MünchnerKommentar, Europäisches und Deutsches Kartellrecht, 
§ 20 GWB Rdn. 17 
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Franchise-Systems an die Ausstattung oder das Sortiment (Stichwort: 
Corporate Design) praktisch nicht möglich sein, den Lieferanten zu 
wechseln. Der Franchisegeber ist damit als Normadressat des § 20 Abs. 2 
GWB anzusehen298. 
 
        b) Kein Missbrauch/Diskriminierung i.S.v. § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB  
Wie oben bereits unter 1.b)aa) ausgeführt, liegt in der Nichtweiterleitung 
von Einkaufsvorteilen allerdings kein Missbrauch i. S. d. § 19 Abs. 2 Nr. 1 
GWB, da eine Diskriminierung von Franchisebetrieben gegenüber 
Regiebetrieben des Franchisegebers nicht tatbestandsmäßig im Sinne des 
§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB ist. Bei den eigenen Regiebetrieben des 
Franchisegebers handelt es sich um einen Teil des 
Franchisegeberunternehmens und nicht um „gleichartige Unternehmen“ im 
Sinne von § 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB. Auch eine unbillige Behinderung liegt 
nicht vor. Der Franchisegeber darf die Einkaufsvorteile aufgrund seiner 
Großhändlerfunktion einbehalten. Im Ergebnis ist ein Verstoß gegen § 20 
Abs. 1 GWB also ausgeschlossen.  
 
      3. Verletzung von § 1 GWB bzw. Art. 101 AEUV 
Eine Verletzung des Kartellverbots kann jedenfalls nicht in der 
Nichtweiterleitung der Einkaufsvorteile selbst liegen, da dadurch nicht der 
Wettbewerb beschränkt wird. Zwar ist die genaue Bedeutung des Begriffs 
der Wettbewerbsbeschränkung extrem schwierig zu  bestimmen, da er an 
sich laufend ändernde und weiterentwickelnde wettbewerbspolitische 
Leitbilder anknüpft299. Gerade in den vergangenen Jahren ist die Diskussion 
um die Definition von Wettbewerb und Wettbewerbsbeschränkung 
angesichts einer stärkeren Hinwendung zu den Erkenntnissen der 
Wirtschaftswissenschaften wieder in stärkere Bewegung geraden300. 
                                                
298 So auch Böhner, WRP 2006, 1089, 1093. 
299 Immenga/Mestmäcker/Emmerich Art. 81 EGV Rdn. 130 ff. 
300 Hierzu Basedow, WuW 2007, 712 ff.; Böge, WuW 2004, 726 ff.; Mestmäcker, WuW 
2008, 6 ff; Weizsäcker, WuW 2007, 1078. 
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Allerdings besteht ausgehend vom sog. Selbstständigkeitspostulat des 
EuGH301 nach wie vor wohl allgemeiner Konsens, dass eine 
Wettbewerbsbeschränkung zumindest auch eine Beeinträchtigung der 
wettbewerblichen Handlungsfreiheit bzw. Selbstständigkeit der an der 
Abrede Beteiligten oder Dritter darstellen muss302. Durch eine 
franchisevertragliche Regelung, welche vorsieht, dass der Franchisegeber 
nicht verpflichtet ist, Einkaufsvorteile an seine Franchisenehmer 
weiterzureichen, kommt es jedoch nicht zu einer derartigen 
Beeinträchtigung der Handlungsfreiheit der Beteiligten oder Dritter.   
Eine Wettbewerbsbeschränkung kann allenfalls in einer übermäßigen 
Bezugsbindung liegen. In der Regel wird allerdings auch hierin kein Verstoß 
liegen, da Bezugsbindungen im Rahmen von Franchise-Systemen durch 
die Vertikal-GVO303 (ggf. i. V. m. § 2 GWB) in weitem Umfang freigestellt 
werden. So ergibt sich aus den Art. 1d), 5a) Vertikal-GVO, dass 
Bezugsbindungen grundsätzlich zulässig sind, sofern sie nicht über 80 
Prozent des Gesamtbezugs des Franchisenehmers umfassen und eine 
längere Laufzeit als fünf Jahre haben. Darüber hinaus hat der EuGH 
festgestellt, dass selbst eine hundertprozentige Bezugsbindung nicht als 
Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Art. 101 Abs. 1 AEUV anzusehen 
ist, wenn sie zum Schutz der Identität oder des Know-hows des 
Franchisesystems notwendig ist304.  Selbst wenn allerdings im Einzelfall 
eine übermäßige Bezugsbindung das Kartellverbot verletzen sollte, so 
begründet dies auf der Rechtsfolgenseite keinen Anspruch auf Auskehr der 
Einkaufsvorteile des Franchisegebers. Der Franchisenehmer ist vielmehr 
nur so zu stellen, als habe die Bezugsbindung nicht bestanden, §§ 33 Abs. 
3 GWB, 249 Abs. 1 BGB; welche Einkaufskonditionen der Franchisegeber 
mit den Lieferanten ausgehandelt hat, ist hierfür grundsätzlich ohne 
Belang305. 
 
                                                
301 Siehe etwa  EuGH Slg. 1998, I-3111 Rdn. 86 - John Deere Ltd/Kommission m.w.N.  
302 Hierzu Immenga/Mestmäcker/Emmerich Art. 81 EGV Rdn. 129 ff., insb. 133 ff. 
303 VO (EU) 330/2010 Abl. EU Nr. L 102 vom 23.4.2010, S. 1. 
304 EuGH Slg. 1986, 353, Rdn. 16 ff. – Pronuptia. 
305 OLG Düsseldorf BB 2007, 733, 741. 
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4. Ergebnis 
Durch die Nichtweiterleitung von Einkaufsvorteilen verletzt der 
Franchisegeber in aller Regel weder das Missbrauchs- noch das 
Kartellverbot. Ein Anspruch auf Auskehr von Einkaufsvorteilen nach § 33 
Abs. 1 bzw 3 GWB kommt also nicht in Betracht. 
 
 
   V. Anspruch analog § 86a HGB 
Die Vorschrift des § 86a HGB statuiert die Pflicht des Unternehmens, 
seinen Handelsvertretern die zur Ausführung ihrer Tätigkeiten erforderlichen 
Unterlagen (Abs. 1) und Informationen (Abs. 2) zur Verfügung zu stellen. 
Zwar unterscheiden sich Handelsvertreter und Franchisenehmer dadurch, 
dass der Franchisenehmer dem Franchisegeber nicht bloß, wie der 
Handelsvertreter, Geschäfte vermittelt, sondern auf eigene Rechnung 
handelt. Allerdings gleichen sich beide Kooperationsformen dadurch, dass 
sowohl der Franchisenehmer als auch der Handelsvertreter als 
Absatzmittler des Franchisegebers bzw. des Unternehmens auftreten. 
Außerdem sind beide eng in die Vertriebsorganisation des Franchisegebers 
bzw. Unternehmens eingebunden. Aus diesem Grund ist anerkannt, dass 
die den Handelsvertreter betreffenden Vorschriften analog auch auf 
Franchiseverträge Anwendung finden, soweit sie sich nicht auf das Handeln 
in fremdem Namen und auf fremde Rechnung beziehen306. 
Mangels spezieller anderweitiger gesetzlicher Regelungen ist daher § 86a 
Abs. 1, Abs. 2 S. 1 HGB grundsätzlich analog auf Franchiseverträge 
anwendbar307. Ausdrücklich regelt die Vorschrift jedoch nur die Herausgabe 
von Informationen (Abs. 2) und Unterlagen, welche zur Ausübung der 
                                                
306 Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 55; 
Metzlaff/Rauser, Franchising, § 16 Rdn. 65. Giesler/Nauschütt/Kroll, Franchiserecht, S. 
549 ff., insb. 570 f., lehnt zwar eine analoge Anwendung mancher Vorschriften für 
Handelsvertreter für Franchisesysteme ab, jedoch leitet er die entsprechenden 
Pflichten aus § 242 BGB her, sodass im Ergebnis auch nach Kroll die gleichen 
Pflichten bestehen. 
307 Martinek/Semler/Habermeier/Flohr, Handbuch des Vertriebsrechts, § 27 Rdn. 55; 
Metzlaff/Rauser, Franchising, § 16 Rdn. 65. 
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Tätigkeit des Handelsvertreters (in analoger Anwendung also des 
Franchisenehmers) notwendig sind (Abs. 1). Das sind nach dem Katalog 
des Abs. 1 etwa Muster, Zeichnungen, Preislisten und ähnliches. Diese 
Regelung soll sicherstellen, dass der Handelsvertreter bei seiner Arbeit 
nicht vertragswidrig beeinträchtigt oder seine Arbeit ganz vereitelt wird308. 
Diese Aufzählung ist zwar nur beispielhaft, und neben den in dieser 
Vorschrift ausdrücklich geregelten Informationspflichten wird aus § 86a Abs. 
1 und Abs. 2 HGB auch eine Unterstützungs- und Treuepflicht zugunsten 
des Handelsvertreters – oder eben, bei analoger Anwendung, zugunsten 
des Franchisenehmers hergeleitet309.  
Allerdings ist auch die analoge bzw. die doppelt analoge Anwendung 
bezogen auf den Franchisenehmer  des § 86a Abs.1 und Abs. 2 HGB nicht 
auf eine Herausgabe von Geld gerichtet. Dieser Unterstützungs- und 
Treuepflicht kommt eine konkretisierende Funktion im Rahmen der 
Auslegung vertraglicher Regelungen zu310. Dementsprechend geht diese 
Pflicht nicht so weit, als dass aus ihr ein Anspruch auf Weiterleitung der 
Lieferantenvorteile hergeleitet werden könnte. Zudem ist sie auf die 
grundlegenden Bedürfnisse und Interessen des Franchisenehmers zu 
beschränken, die Voraussetzung seiner wirtschaftlichen Existenz sind. 
Hierzu zählen beispielsweise Wettbewerbsverbote311, nicht jedoch die 
Frage der Weiterleitung von Lieferantenvorteilen. Aus einer analogen 
Anwendung des § 86a HGB folgt somit jedenfalls kein Anspruch auf 
Weiterleitung der Lieferantenvorteile. 
 
                                                
308 BT-Drucks. 1/3856 S. 19; MüKo/von Hoyningen-Huene, § 86a HGB Rdn. 2. 
309 Baumbach/Hopt, § 86a HGB, Rdn. 15; Metzlaff/Rauser, Franchising, § 16 Rdn. 79; 
MüKo/von Hoyningen-Huene, § 86a HGB Rdn. 46. 
310 Metzlaff/Rauser, Franchising, § 16 Rdn. 79. 
311 Metzlaff/Rauser, Franchising, § 16 Rdn. 80. 
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   VI. Bereicherungsrechtliche Ansprüche, §§ 812 ff. BGB 
      1. Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 1 BGB  
Voraussetzung für einen bereicherungsrechtlichen Anspruch ist, dass der 
Franchisegeber etwas durch Leistung des Franchisenehmers ohne 
Rechtsgrund erlangt hat.  
 
        a) Etwas erlangt 
Zunächst muss der Franchisegeber etwas erlangt haben. Etwas im Sinne 
des § 812 BGB ist jeder Vermögensvorteil, das bedeutet jede Verbesserung 
der Vermögenslage des Schuldners312. Die Lieferantenvorteile, welche 
beim Franchisegeber verbleiben, sind entweder Sach- oder 
Geldleistungen313. In jedem Fall stellen die Lieferantenvorteile einen 
vermögenswerten Vorteil für den Franchisegeber dar. Er erlangt somit 
„etwas“ im Sinne des § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 1 BGB. 
 
        b) Durch Leistung des Franchisenehmers 
Um Anspruchsgläubiger nach § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 1 BGB zu sein, 
muss das vermögenswerte „Etwas“ durch eine Leistung des 
Anspruchstellers in das Vermögen des Anspruchschuldners gelangt sein. 
                                                
312 RGZ 151, 123, 127; BGHZ 55, 128, 131; Jauernig/Stadler § 812 Rdn. 8; Hk-
BGB/Schulze § 812 Rdn. 3. Ebenso MüKo/Schwab § 812 BGB Rdn. 1 ff.; 
Staudinger/Lorenz, § 812 Rdn. 65; jedoch unter Hinweis, dass das erlangte „Etwas“ 
des Bereicherungsschuldners für ihn keinen Vermögenswert haben muss. So ist etwa 
auch ein kranker Hund, der lediglich Gegenstände zerbeißt, nach § 812 BGB 
herauszugeben, auch wenn der Hund aus der Sicht des Bereicherungsschuldners 
keinen Vermögensvorteil darstellt. 
313 Vgl. oben, 2. Teil, B. 
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Eine „Leistung“ in diesem Sinn ist jede bewusste und zweckgerichtete 
Mehrung fremden Vermögens314. Hier ist zu unterscheiden: 
 
          aa) Franchisegeber mit Großhändlerfunktion 
Tritt der Franchisegeber als Großhändler auf und schließt somit selber die 
(Liefer-) Kaufverträge mit dem Franchisenehmer ab, so kommt als Leistung, 
die der Franchisenehmer erbringt, ein Teil der Kaufpreiszahlung in Betracht, 
den er dem Franchisegeber als Großhändler zahlt. Das betrifft den Teil des 
Preises, welcher den Preis übersteigt, den der Franchisegeber an seinen 
Lieferanten zu zahlen verpflichtet ist. Dieser Anteil des Kaufpreises 
entspricht dem Wert der Lieferantenvorteile, welche der Franchisegeber 
erlangt, ohne sie an den Franchisenehmer weiterzureichen.  
Beispiel: Franchisegeber A kauft von Lieferant L Waren im Wert von 100. Er 
erhält für diese Waren von L Lieferantenvorteile im Wert von 10. 
Wirtschaftlich betrachtet hat er für die Waren also nur 90 gezahlt. Er 
verkauft diese Waren an seinen Franchisenehmer für 100 weiter. In diesem 
Fall ist als Leistung des Franchisenehmers die Differenzsumme anzusehen 
(10). 
Diesen Vermögensvorteil hat der Franchisegeber durch Leistung des 
Franchisenehmers erlangt, der Franchisenehmer wollte hiermit seine 
Verpflichtung aus dem Kaufvertrag erfüllen. Er handelte bewusst und 
zweckgerichtet zur Mehrung fremden Vermögens. 
 
                                                
314 BGHZ 40, 272, 277; 50, 227, 231; 72, 246, 248 f.; BGH WM 1983, 792, 793; ZIP 1994, 
1098, 1099; Jauernig/Stadler, § 812 Rdn. 3; Hk-BGB/Schulze, § 812 Rdn. 5. Nach 
Schwab (MüKo/Schwab § 812 BGB Rdn. 41) kann auf die Merkmale „bewusst“ und 
„Mehrung fremden Vermögens“ verzichtet werden. Unbewusste Zuwendungen seien 
nicht denkbar und die Mehrung des Vermögens sei bereits von der Voraussetzung 
„etwas erlangt“ erfasst. Im Ergebnis spielt diese Unterscheidung für die vorliegende 
Untersuchung jedoch keine Rolle. 
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bb) Franchisegeber ohne Großhändlerfunktion 
Tritt der Franchisegeber gegenüber dem Franchisenehmer nicht als 
Großhändler auf, so bezieht der Franchisenehmer die Waren unmittelbar 
von dem Lieferanten. Er schließt mit diesem den Kaufvertrag ab und leistet 
an ihn den Kaufpreis. In diesem Fall kommt als Vermögensvorteil, den der 
Franchisegeber durch Leistung des Franchisenehmers erlangt hat, 
jedenfalls nicht unmittelbar der Kaufpreis oder ein Anteil hiervon in Betracht.  
Eine Leistung bezüglich der Lieferantenvorteile selbst scheidet auch aus, da 
der Franchisegeber diese zwar gegebenenfalls (insbesondere bei 
dienstleistungsbezogenen Lieferantenvorteilen, die an eine Leistung des 
Franchisenehmers anknüpfen) mittelbar „aufgrund“ einer Dienstleistung des 
Franchisenehmers erlangt. Jedoch ist die Leistung des einzelnen 
Franchisenehmers (als Anspruchsteller) hierfür nicht ausreichend. Vielmehr 
gewährt der Lieferant die Lieferantenvorteile (Dienstleistungsvorteile) nur 
aufgrund sämtlicher Leistungen der Franchisenehmer, sodass die Leistung 
des einzelnen Franchisenehmers nicht ausreicht, bzw. nicht zu der 
Gewährung der Lieferantenvorteile (Dienstleistungsvorteile) führt. 
Außerdem erlangt der Franchisegeber die Lieferantenvorteile unmittelbar 
durch eine Leistung des Lieferanten aus dem Vermögen des Lieferanten.  
Der Franchisenehmer setzt durch sein Verhalten nur zusammen mit einer 
Vielzahl weiterer Franchisenehmer eine Ursache. Die Lieferantenvorteile 
erlangt der Franchisegeber daher nicht durch Leistung des 
Franchisenehmers, sondern vielmehr durch eine Leistung des Lieferanten. 
Dementsprechend ist ein Anspruch gemäß § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 1 
BGB ausgeschlossen, soweit der Franchisegeber keine 
Großhändlerfunktion ausübt. 
 
        c) Ohne Rechtsgrund 
Die Leistung des Franchisenehmers an den Franchisegeber (der eine 
Großhändlerfunktion ausübt) muss ohne rechtlichen Grund geschehen sein. 
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Das bedeutet, es darf keine gesetzliche oder vertragliche schuldrechtliche 
Beziehung zwischen dem Franchisegeber und dem Franchisenehmer 
bestehen315, welche als Grundlage für die Leistung des Franchisegebers 
anzusehen ist. Die Leistung des Franchisenehmers stellt der Kaufpreis 
dar316. Hieraus folgt bereits unmittelbar, dass und warum die Leistung nicht 
rechtsgrundlos erfolgt ist. Der Franchisenehmer zahlt, um seine 
Verpflichtung aus dem Kaufvertrag mit dem Franchisegeber zu begleichen. 
Es liegt daher ein Rechtsgrund für die Leistung vor. Soweit nicht im 
Einzelfall der Kaufvertrag zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer 
aus einem anderen Rechtsgrund unwirksam ist, bildet der Kaufvertrag 
zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer den Rechtsgrund für die 
Zuwendung des Franchisenehmers.  
In Betracht kommt, dass etwas anderes gilt, wenn zwischen 
Franchisegeber und Franchisenehmer nicht ein bestimmter Kaufpreis 
vereinbart ist, sondern (angesichts des Dauerschuldcharakters des 
Franchisevertrags) nur, dass ein „angemessener“ oder „marktüblicher“ 
Kaufpreis für die vom Franchisegeber gelieferte Ware geschuldet ist317. In 
diesem Fall stellt sich die Frage, ob der angemessene oder marktübliche 
Kaufpreis auch die Lieferantenvorteile umfasst, die der Franchisegeber vom 
Lieferanten erhält. Genauer: Ob er zwingend dem Kaufpreis entsprechen 
muss, den der Franchisegeber seinem Lieferanten schuldet. In diesem Fall 
hätte die Leistung des hierüber hinausgehenden Anteils des vermeintlichen 
Kaufpreises in Wahrheit in dem Kaufvertrag keine Grundlage und wäre 
insoweit ohne Rechtsgrund erfolgt. 
Diese Frage ist allerdings zu verneinen. Die Marktüblichkeit ergibt sich aus 
den Bedingungen auf dem jeweiligen (Beschaffungs-)Markt des 
Franchisenehmers. Es kommt hierfür darauf an, ob der Preis den 
Franchisenehmer in die Lage versetzt, zu seinen Wettbewerbern in 
preislicher Hinsicht in Konkurrenz zu treten. Ein Grundsatz, dass die vom 
                                                
315 BGH NJW 1989, 453; Jauernig/Stadler, § 812 Rdn. 12. 
316 Siehe oben 5. Teil, VI, 1, b). 
317 So etwa im Praktiker-Fall, vgl. OLG Düsseldorf BB 2007, 733 ff. 
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Franchisenehmer an den Franchisegeber zu zahlenden (Einkaufs-)Preise 
nur dann marktgerecht sind, wenn sie den Preisen entsprechen, die der 
Franchisegeber seinerseits für den Kauf der Ware an den Lieferanten 
zahlen muss, existiert nicht318. Dies folgt schon daraus, dass der 
Franchisegeber in Ermangelung entgegenstehender vertraglicher 
Regelungen davon ausgehen darf, dass ihm seine mit der 
Großhändlerfunktion verbundenen Aufwendungen319 vergütet werden. 
Im Falle, dass der Franchisegeber gegenüber dem Franchisenehmer eine 
Großhändlerfunktion übernimmt, scheidet ein Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 
1 Var. 1 BGB also aus. 
 
        d) Ergebnis 
Dem Franchisenehmer steht somit kein Anspruch gemäß § 812 Abs. 1 S. 1 
Variante 1 BGB auf Herausgabe der Lieferantenvorteile zu. Übt der 
Franchisegeber keine Großhändlerfunktion aus, ist es nicht der 
Franchisenehmer, der die Leistung erbringt. Hat der Franchisegeber eine 
Großhändlerfunktion, leistet der Franchisenehmer mit Rechtsgrund (dem 
Kaufvertrag). Außerdem kann sich der Franchisegeber seine 
Großhändlerleistungen vom Franchisenehmer in Form der Einbehaltung der 
Lieferantenvorteile vergüten lassen. 
 
      2. Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 2 BGB 
        a) Grundsätzliches 
Da festgestellt wurde320, dass nicht der Franchisenehmer die Leistung an 
den Franchisegeber erbringt, wenn der Franchisegeber keine 
Großhändlerfunktion hat, könnte dem Franchisenehmer ein Anspruch 
                                                
318 OLG Düsseldorf BB 2007, 733, 740. 
319 Das umfasst grundsätzlich die Lagerung der Kaufsachen, zumindest jedoch das 
Zahlungsrisiko. 
320 Siehe oben, 5. Teil, B, VI, 1,. b). 
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wegen der Bereicherung des Franchisegebers in sonstiger Weise zustehen. 
In Betracht kommt, dass für bestimmte Arten von Lieferantenvorteilen eine 
Eingriffskondiktion seitens des Franchisenehmers möglich ist. Grundlage 
dieser Betrachtung ist, dass der Franchisegeber sich Vorteile aneignet, 
welche eigentlich dem Franchisenehmer zustehen könnten (weil er 
beispielsweise eine Leistung erbracht hat, welche Grundlage der 
Gewährung der Lieferantenvorteile war), sodass nicht ausgeschlossen ist, 
dass der Franchisegeber in ein fremdes Recht eingreift.321 
 
        b) Etwas erlangt 
Auch bei Variante 2 des Anspruchs aus § 812 Abs. 1 S. 1 BGB muss der 
Anspruchsgegner etwas erlangt haben. „Etwas“ i. d. S. ist jeder 
Vermögensvorteil. Bei den Lieferantenvorteilen, die der Franchisegeber 
vom Lieferanten erhält, handelt es sich um einen Vermögensvorteil. Die 
Kaufpreiszahlung, welche der Franchisegeber vom Franchisenehmer erhält, 
ist in diesem Zusammenhang nicht zu betrachten. Sie wird eindeutig mit 
Rechtsgrund - die vertragliche Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung aus dem 
Franchisevertrag oder separaten Kaufverträgen - geleistet, sodass eine 
Kondiktion ausscheidet. 
 
        c) In sonstiger Weise durch Eingriff 
Der Franchisegeber muss die Lieferantenvorteile durch Eingriff erhalten 
haben. 
Allerdings könnte einem Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 2 BGB 
entgegenstehen, dass der Franchisegeber die Lieferantenvorteile nicht aktiv 
„ergreift“. Der Franchisegeber verschafft sich die Vorteile nicht durch 
eigenes Handeln, sondern er erhält sie aufgrund einer Leistung des 
Lieferanten. Er erhält die Vorteile also von einer dritten Person - dem 
                                                
321 Siehe dazu allgemein: Pallandt/Sprau, § 812, Rdn. 39 m.w.N. 
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Lieferanten. Dieses Leistungsverhältnis könnte einen 
bereicherungsrechtlichen Anspruch im Verhältnis von Franchisenehmer zu 
Franchisegeber sperren322. Die Vertreter der Sperrwirkung stellen hierbei 
auf die Sicht des Leistungsempfängers ab. Wenn aus dessen Sicht (hier 
aus der Sicht des Franchisegebers) an ihn geleistet wurde, muss er 
lediglich eine Kondiktion des Leistenden befürchten, aber von keiner dritten 
Person323. Für diese Betrachtungsweise spricht auch der Gesetzeswortlaut 
in § 812 Abs. 1 S. 1 BGB, der zwischen der Leistungskondiktion und der 
Kondiktion wegen Bereicherung in sonstiger Weise unterscheidet. Dieser 
sogenannte „Subsidiaritätsgrundsatz“ oder der „Vorrang der 
Leistungskondiktion“ soll jedoch nach Meinungen in der Literatur nicht 
uneingeschränkt gelten324. Insbesondere in Konstellationen wie der 
vorliegenden, bei der drei Personen beteiligt sind, der Franchisegeber als 
Leistungsempfänger, der Lieferant als Leistender und der 
Franchisenehmer, der ebenfalls eine Leistung in diesem Zusammenhang 
erbringt325 und dadurch zumindest mittelbar den Franchisegeber bereichert, 
sollen Ausnahmen in Betracht kommen326. Zwar gilt auch bei 
Mehrpersonenbeziehungen grundsätzlich der Vorrang der 
Leistungsbeziehung327. Leistungsbeziehungen bestehen hier zwischen 
Lieferant und Franchisegeber und zwischen Franchisenehmer und 
Lieferant, jedoch seien auch und insbesondere in Drei-Personen-
Verhältnissen Ausnahmen vom Subsidiaritätsgrundsatz denkbar. Eine 
                                                
322 Sog. Subsidiarität der Nichtleistungskondiktion, vgl. BGHZ 40, 278; 56, 240; 
Erman/Westermann/Buck-Heeb, § 812 Rdn. 83 ff.; Lorenz, LMK 2004, 217 f.; 
Palandt/Sprau, § 812 Rdn. 7. 
323 BGHZ 40, 278; 56, 240; Erman/Westermann/Buck-Heeb, § 812 Rdn. 83 ff.; 
Palandt/Sprau, § 812 Rdn. 7. 
324 JurisPK/Martinek, § 812 Rdn. 78; MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 235; 
PWW/Leupertz, § 812 BGB, Rdn. 59, Schnauder, JuS 1994, 537 ff.; Thielmann, AcP 
187, 23 ff. Für eine uneingeschränkte Anwendung jedoch BGH NJW 2005, 60: Ein 
Anspruch nach § 812 Abs. 1 S.1 Variante 2 kann nur entstehen, wenn der 
Bereicherungsgegenstand von niemandem geleistet wurde. In diesem Sinne auch 
BGHZ 56, 228; Kötter, AcP 153, 210; RGRK/Heimann-Trosien, § 812 Rdn. 41. 
325 Je nach Art des Lieferantenvorteils ist an eine andere Leistung des Franchisenehmers 
anzuknüpfen, vgl. hierzu oben, 5. Teil, B, VI, 1, b. 
326 Bei Drei-Personen-Verhältnissen ist vielfach davon die Rede, dass sich „jede 
schematische Lösung verbietet und sämtliche Umstände des Einzelfalls für die 
bereicherungsrechtliche Rückabwicklung zu berücksichtigen sind“, BGHZ 105, 365, 
369; BGH NJW 1999, 1393, 1394; Medicus, Schuldrecht II, Rdn. 723. 
327 BGH NJW 2005, 60. 
142 
 
Durchbrechung des Vorrangs der Leistungskondiktion könnte hier vor dem 
Hintergrund erfolgen, dass der Franchisegeber als Leistungsempfänger und 
potentieller Kondiktionsgegner weiß, dass er die Leistungen des Lieferanten 
zumindest mittelbar auch aufgrund (Leistungen) des Franchisenehmers 
erhält. Für ihn wäre es nicht unvorhersehbar oder überraschend, wenn sich 
trotz seiner Leistungsbeziehung zu dem Lieferanten eine dritte Person 
einschaltet. Er kann gerade nicht darauf vertrauen, sich nur mit der 
leistenden Person - dem Lieferanten - auseinandersetzen zu müssen.  
Dementsprechend kommt der Hauptgrund für den Grundsatz des Vorrangs 
der Leistungsbeziehung - den Schutz des Vertrauens, sich nur mit der 
leistenden Person auseinandersetzen zu müssen - in den vorliegenden 
Konstellationen nicht zum Tragen; der Franchisegeber ist insoweit nicht 
schutzbedürftig. Daher ist eine Eingriffskondiktion nicht ausgeschlossen. 
Ein Anspruch nach § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 2 BGB setzt jedoch daneben 
voraus, dass die Bereicherung auf Kosten des Franchisenehmers 
geschehen ist. 
 
        d) Auf Kosten des Franchisenehmers 
          aa) Grundsätzliches 
Das setzt voraus, dass in den Zuweisungsgehalt eines fremden, subjektiven 
Rechts eingegriffen wird, bzw. in Befugnisse, die sich aus diesem Recht 
ergeben, und dass sich der Anspruchsgegner diese zu nutzen macht328. 
Ein derartiges fremdes Recht liegt zumindest dann vor, wenn der 
Anspruchsteller (der Franchisenehmer) als Rechtsgutinhaber einen 
                                                
328 Bamberger/Roth/Wendehorst, § 812 Rdn. 122; Erman/Westermann/Buck-Heeb, § 812 
Rdn. 65 f.; Esser/Weyers, BT/2 § 50 I 1; Hüffer, JuS 1981, 263; Jauernig/Stadler, § 812 
Rdn. 51; jurisPK/Martinek, § 812 Rdn. 85; Löwenheim/Winckler, JuS 1984, 116, 118 f.; 
Medicus BR Rdn. 709 ff.; MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 244; PWW/Leupertz, § 812 
Rdn. 61 f.; RGRK/Heimann-Trosien, § 812 Rdn. 42. Diese Anforderung ist Ausdruck 
der herrschenden „Zuweisungstheorie“, welche auf Wilburg und v. Caemmerer 
zurückgeht und heute nicht mehr ernsthaft bestritten wird. 
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Unterlassungsanspruch gegen den Zugriff in dieses Recht gehabt hätte329. 
Ein Unterlassungsanspruch bezüglich der Zahlung von Lieferantenvorteilen 
hätte dem Franchisenehmer gegenüber dem Lieferanten jedoch nicht 
zugestanden. Der Lieferant ist im Verhältnis zum Franchisenehmer 
selbstständiger Gewerbetreibender und unterliegt keinerlei 
Weisungsrechten des Franchisenehmers. Weiterhin wird in den 
Zuweisungsgehalt eines fremden Rechts eingegriffen, wenn der 
Anspruchsteller eine Nutzungsfunktion bezüglich der in Frage stehenden 
Rechtsposition hat. Das bedeutet, die Rechtsposition muss für den 
Anspruchsteller - den Franchisenehmer - einen Vermögenswert besessen 
haben330. Nur dann ist es überhaupt möglich, dass der Anspruchsgegner - 
der Franchisegeber - etwas auf Kosten des Anspruchstellers erlangt hat. 
Notwendig für einen Anspruch des Franchisenehmers aus § 812 Abs. 1 S. 
1 Variante 2 BGB ist also, dass der Franchisegeber eine 
Nutzungsmöglichkeit des Franchisenehmers besetzt, für die der 
Franchisenehmer eine Zahlung hätte verlangen können331. In dieser 
Voraussetzung kommt auch die Einheitlichkeit des 
Bereicherungsvorgangs zum Tragen. Das bedeutet, der 
bereicherungsrechtliche Gewinn auf der Seite des Anspruchsgegners 
muss direkt mit dem Verlust des Anspruchstellers korrelieren und darf 
nicht erst über den Umweg des Vermögens eines Dritten mit diesem 
verbunden sein332. Insbesondere ist es nicht ausreichend, wenn der 
Anspruchsgegner lediglich Chancen auf eine gleichrangige 
Nutzungsmöglichkeit vereitelt. Es müssen bereits vorhandene 
                                                
329 Kleinheyer, JZ 1970, 471, 475; MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 246; hiergegen wird 
eingewandt, dass dieser Ansatz im Ergebnis zu nahe an der überkommenden 
Rechtswidrigkeitstheorie (begründet von Schulz AcP 105 (1909), 1 ff.; dazu Kleinheyer, 
JZ 1970, 471 ff.) stehen würde und somit abzulehnen sei. Jedoch ist das Merkmal des 
Unterlassungsanspruchs nur eines von mehreren, was helfen soll, den Inhalt des 
„Zuweisungsgehalts eines fremden Rechts“ zu bestimmen, sodass ein entscheidender 
Unterschied zur Rechtswidrigkeitstheorie gegeben ist. 
330 MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 248. 
331 In diesem Sinne BGHZ 107, 117, 120 f.; OLG Karlsruhe NJW-RR 2000, 1005, 1006; 
MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 250. A.A., jedoch ohne nähere Begründung 
Jauernig/Stadler, § 812 BGB Rdn. 54. Bereicherungsansprüche gegen unberechtigt 
Nutzende stehen auch demjenigen zu, der sein Recht selbst nicht verwerten kann. 
332 BGH BauR 2002, 775, 779; Larenz/Canaris, Schuldrecht II/2 § 67 II 2 b; 
Palandt/Sprau, § 812 Rdn. 43. 
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Vermögensgüter betroffen sein, und es reicht nicht aus, wenn der Zugriff im 
freien Wettbewerb noch jedermann offen steht333. Teilweise wird sogar 
verlangt, dass zusätzlich zu dieser „Entgeltfähigkeit334“ das Rechtsgut auch 
noch Deliktsschutz genießen muss335. Diese Meinung ist jedoch 
abzulehnen, da ansonsten nur absolute Rechte durch § 812 Abs. 1 S. 1 
Variante BGB kondizierbar wären. Das widerspräche jedoch dem System 
der §§ 812 ff. BGB. Insbesondere § 816 Abs. 2 BGB macht klar, dass 
insbesondere auch Forderungen von den Vorschriften der 
ungerechtfertigten Bereicherung erfasst sind336.  
Für die Beurteilung, ob diese Voraussetzung vorliegt, ist nach den 
unterschiedlichen Arten von Lieferantenvorteilen zu unterscheiden, obgleich 
die Begründungen, warum die Bereicherung nicht auf Kosten des 
Franchisenehmers erfolgt, weitgehend deckungsgleich sind. 
 
bb) Warenbezugsvorteile 
Warenbezugsvorteile werden in erster Linie aufgrund des Umsatzes des 
gesamten Franchisesystems gewährt. Das bedeutet, der Lieferant gewährt 
die Vorteile, weil das gesamte Franchisesystem aufgrund seines Umsatzes 
eine stärkere Position bei den Preisverhandlungen innehat. Es werden 
desto mehr Warenbezugsvorteile an den Franchisegeber ausgeschüttet, je 
mehr Umsatz das gesamte Franchisesystem generiert. Ein einzelner 
Franchisenehmer sorgt im Verhältnis zu dem Gesamtsystem für einen nur 
geringen Umsatz. Er hätte die Warenbezugsvorteile nie realisieren können, 
da sein eigener Umsatz allein ihn gegenüber dem Lieferanten nicht in eine 
                                                
333 MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 250; Reuter/Martinek, S. 254 f.; Rümker, S. 66 ff.; 
jedoch für einen Verstoß des Anspruchsgegners gegen Vorschriften des UWG.  
334 So die Formulierung der genannten Voraussetzung von Canaris (Larenz/Canaris, 
Schuldrecht II/2, S. 171). 
335 Larenz/Canaris, Schuldrecht II/2, S. 170 f.; Lutz/Schapiro, ZIP 2008, 1212, 1216. 
336 Im Ergebnis ebenfalls für eine Einbeziehung von relativen Rechten 
Bamberger/Roth/Wendehorst, § 812 Rdn. 128; Jauernig/Stadler, § 812 Rdn. 51. 
Ähnlich MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 251; der vermittelnd in Frage stellt, ob 
Canaris auch eine Forderung als sonstiges Recht im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB 
auffasst und somit auch eine Forderung nach § 812 Abs. 1 S. 1 Variante 2 BGB für 
kondizierbar hält. Gegen eine Einbeziehung relativer Rechte: Ellger, S. 858 ff. 
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ähnliche „Machtposition“ bringt, wie den Franchisegeber aufgrund des 
Umsatzes des gesamten Systems. Somit sind die Warenbezugsvorteile, die 
an den Umfang des Bezugs anknüpfen, nie auf Kosten des 
Franchisenehmers erlangt. 
Daneben werden Warenbezugsvorteile wegen des Einkaufs bestimmter 
Waren gezahlt. Auch hier hat der Franchisenehmer keinen Einfluss auf die 
Entscheidung, welche Waren bezogen werden. Des Weiteren hätte auch 
bezüglich dieser Vorteile der einzelne Franchisenehmer, selbst wenn die 
Entscheidung, die bestimmten Waren einzuführen, von ihm gekommen 
wäre, hieraus keine Vergütungen (Warenbezugsvorteile) von den 
Lieferanten erhalten. Auch die auf bestimmte Waren bezogenen 
Warenbezugsvorteile werden wegen der Nachfragemacht des gesamten 
Franchisesystems gewährt und nicht aufgrund eines einzelnen 
Franchisenehmers. 
 
          cc) Dienstleistungsvorteile 
Bei Dienstleistungsvorteilen ist wiederum zu unterscheiden: 
Dienstleistungsvorteile, die aufgrund einer Leistung des Franchisegebers 
gewährt werden oder aufgrund einer Leistung, die zwar der 
Franchisenehmer erbringt, zu der er sich aber gegenüber dem 
Franchisegeber verpflichtet hat, kommt kein Anspruch in Betracht. Erbringt 
der Franchisenehmer nicht selbst die Leistung, hat er auch keinen 
Anspruch, für diese dann fremde Leistung entlohnt zu werden. Erbringt er 
eine Leistung, zu der er sich verpflichtet hat, liegt die Entlohnung hierfür in 
den vertraglichen Gegenleistungen des Franchisegebers. Auch in diesem 
Fall kann der Franchisegeber durch das Erhalten und Einbehalten der 
betreffenden Dienstleistungsvorteile nicht in ein Recht, welches der 
Franchisenehmer hätte verwerten können, eingreifen. 
Bei den Dienstleistungsvorteilen, die aufgrund einer Leistung des 
Franchisenehmers gewährt werden, zu der er sich nicht gegenüber dem 
146 
 
Franchisegeber verpflichtet hat, liegt die Annahme, dass der 
Franchisenehmer auch selbst hätte Zahlung verlangen können, näher. Hier 
erbringt der Franchisenehmer eine Leistung, ohne eine direkte 
Gegenleistung zu erhalten. Seine Leistung kommt dem Lieferanten zugute, 
der diese Leistung in der Regel für seine Marketingzwecke nutzen kann. 
Für diesen Vorteil entlohnt er den Franchisegeber in Form von 
Dienstleistungsvorteilen. Die entscheidende Frage ist allerdings auch hier, 
ob es dem Franchisenehmer möglich gewesen wäre, seine Leistung selbst 
zu verwerten. Also ob er in der Lage gewesen wäre, eine entsprechende 
Zahlung vom Lieferanten an sich selbst zu verlangen. Diese Frage ist auch 
für diese Art der Lieferantenvorteile zu verneinen. Auch hier gewährt der 
Lieferant die Vorteile nur aufgrund der Vielzahl von Franchisenehmern, die 
die betreffenden Leistungen erbringen. Der Franchisegeber kann die 
Vorteile nur aushandeln, weil er die Gesamtheit der Franchisenehmer 
gegenüber dem Lieferanten repräsentiert. Einem einzelnen 
Franchisenehmer wäre es nicht möglich, die betreffenden Vorteile vom 
Lieferanten gewährt zu bekommen. Daher greift auch hier der 
Franchisegeber in kein Recht ein, welches der Franchisenehmer selber 
hätte verwerten können. 
Auch in anderen, ähnlichen Konstellationen wird ein Anspruch aus § 812 
Abs. 1 S. 1 Variante 2 BGB abgelehnt: Nutzt etwa eine Person 
wissenschaftliche Unterlagen eines anderen, um die Zulassung eines 
Pflanzenschutzmittels zu erreichen, so ist kein Anspruch unter dem 
Gesichtspunkt der Eingriffskondiktion gegeben337. Auch in diesem Fall setzt 
der Nutznießer Leistungen einer anderen Person für seine Zwecke ein, 
ohne jedoch in den Zuweisungsgehalt einer fremden Rechtsposition 
einzugreifen. Gleiches gilt für den Fall, dass ein Produzent die Arbeit (Liste 
geeigneter Schauspieler, Drehpläne etc.) eines anderen Produzenten nutzt, 
um ein Filmprojekt zu realisieren. Auch in diesem Fall ist kein Anspruch 
                                                
337 BGHZ 107, 117, 120 ff.; Larenz/Canaris, Schuldrecht, S. 176; Jauernig/Stadler, § 812 
Rdn. 56; MüKo/Schwab, BGB, § 812 Rdn. 268. 
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gegeben338, weil in keine dem vorigen Produzenten zugewiesene 
Rechtsposition eingegriffen wird. Der erste Produzent hat zwar eine 
Leistung vollbracht, konnte sie jedoch selbst nicht zu einem geldwerten 
Vorteil ausnutzen. 
Auch diese beiden Fälle zeigen, dass es bezüglich eines Anspruchs gemäß 
§ 812 Abs. 1 S. 1 Variante 2 BGB nicht (nur) darauf ankommt, ob der 
Anspruchsteller eine Leistung erbracht hat und diese Grundlage der 
Vergütung des Anspruchsgegners ist, sondern dass der Leistende - der 
Franchisenehmer - in der Lage gewesen sein musste, diese Leistung selbst 
zu nutzen und „zu Geld zu machen“. Diese Voraussetzung liegt bezüglich 
Leistungen des Franchisenehmers nicht vor. Er hätte seine Leistungen nicht 
in Lieferantenvorteile umwandeln können. Die Möglichkeit hat gerade nur 
der Franchisegeber. 
          dd) Ereignisbezogene Vorteile und sonstige Vorteile 
Ein Anspruch bezüglich der ereignisbezogenen Vorteile wäre denkbar, 
wenn das die Vorteile auslösende Ereignis in die Sphäre des 
Franchisenehmers fällt. Allerdings gilt auch hier das vorstehend339 Gesagte. 
Auch ereignisbezogene oder sonstige Vorteile hätte der Franchisenehmer 
ohne den Franchisegeber nicht selbst erhalten können. Diese Vorteile 
werden vom Lieferanten ebenfalls aufgrund des gesamten 
Franchisesystems gewährt. Ein Bereicherungsanspruch scheidet mithin 
auch bezüglich dieser Vorteile aus. 
 
       d) Ergebnis 
Dem Franchisenehmer steht somit auch kein Anspruch gemäß § 812 Abs. 1 
S. 1 Variante 2 BGB zu. Durch die unterbliebene Auskehrung der 
Lieferantenvorteile wird in kein Recht des Franchisenehmers eingegriffen, 
welches er selbst hätte nutzen können.  
                                                
338 OLG Karlsruhe NJW-RR 2000, 1005, 1006. 
339 Siehe oben, 5. Teil, VI, 2, c), aa) und bb). 
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VII. Deliktische Ansprüche 
      1. § 823 Abs. 1 BGB 
Ein Anspruch gemäß § 823 Abs. 1 BGB scheitert jedenfalls schon daran, 
dass bei der Nichtweiterleitung von Lieferantenvorteilen durch den 
Franchisegeber lediglich Vermögensinteressen des Franchisenehmers 
betroffen sind und diese nicht durch § 823 Abs. 1 BGB geschützt sind340.  
In Betracht kommt nur ein Eingriff in den eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb, welcher durch § 823 Abs. 1 BGB geschützt ist341. Dieser 
Eingriff müsste jedoch auch betriebsbezogen sein. Er muss unmittelbar in 
den betrieblichen Tätigkeitskreis eingreifen und sich spezifisch gegen den 
betrieblichen Organismus oder die unternehmerische Entscheidungsfreiheit 
richten342. Das ist insbesondere der Fall, wenn es zu einer Bedrohung der 
Grundlagen kommt, nicht jedoch, wenn es sich um eine bloße Belästigung 
handelt343. Zwar ist der günstige Einkauf ein wichtiger Baustein für den 
Erfolg des Franchisenehmerbetriebs, jedoch sind allein die 
Lieferantenvorteile kein so entscheidender Punkt, dass es zu einer 
Bedrohung der Grundlagen käme oder hierdurch die unternehmerische 
Entscheidungsfreiheit in erheblicher Weise eingeschränkt wäre. 
Hinzu kommt, dass der Eingriff in das Recht am eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb die „Betriebsbezogenheit“ des Eingriffs 
verlangt, d.h. es muss sich um einen unmittelbaren Eingriff in den 
betrieblichen Tätigkeitskreis handeln344. Wenn überhaupt, so kann allenfalls 
von einer mittelbaren Beeinträchtigung des Franchisenehmers 
ausgegangen werden, wenn an diesen die Einkaufsvorteile nicht 
ausgekehrt werden. Eine mittelbare Beeinträchtigung in den 
                                                
340 BGHZ 41, 127; Erman/Schiemann, § 823 Rdn. 36; Hk-BGB/Staudinger, § 823 Rdn. 1; 
Jauernig/Teichmann, § 823 Rdn. 17; MüKo/Wagner, § 823 Rdn. 160; Palandt/Sprau, § 
823 Rdn. 11. 
341 Statt vieler: BGH NJW 2003, 1041; NJW 2006, 830, 840. 
342 Vgl. BGH NJW 2003, 1040; 2004, 356. 
343 Vgl. BGH NJW 1985, 1620. 
344 Statt vieler: BGH WM 2014, 1532; umfassend aus dem Schrifttum: Palandt/Sprau, § 
823 Rdn. 133. 
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Gewerbebetrieb reicht aber für einen Schadensersatzanspruch nach § 823 
Abs.1 BGB nicht aus.345 
 
      2. § 826 BGB 
Ein Anspruch kommt daher allenfalls gemäß § 826 BGB in Betracht. Die 
Hürden einer vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung nach § 826 BGB sind 
jedoch sehr hoch. Zu Annahme einer sittenwidrigen Schädigung genügt es 
insbesondere nicht, dass die Schädigung gegen vertragliche oder 
gesetzliche Pflichten verstößt346. Die Verfolgung eigener wirtschaftlicher 
Interessen ist nicht allein dadurch sittenwidrig, dass sie zu einem Schaden 
bei einem anderen führt347. Auch bei einem vollständigen Ausschluss der 
Weiterleitung kommt ein Anspruch auf Auskehr der Lieferantenvorteile nach 
§ 826 BGB selbst dann nicht in Betracht, wenn der Franchisegeber den 
Franchisenehmer bewusst falsch über die Lieferantenvorteile aufgeklärt, ihn 
mithin über die Lieferantenvorteile getäuscht hat. Ein derartiges Verhalten 
verstößt zwar gegen gesetzliche348  und vertragliche349  Pflichten, reicht 
jedoch nicht aus, um ein sittenwidriges Verhalten bei dem Franchisegeber 
anzunehmen. Sittenwidrig handelt, wer gegen das Anstandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden verstößt350. Der Franchisegeber verfolgt 
lediglich eigene wirtschaftliche Interessen; sein Verhalten kann daher nicht 
„als gegen das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ 
verstoßend angesehen werden.  
Außerdem liegt auch kein Schädigungsvorsatz bei dem Franchisegeber vor, 
er will durch die Einbehaltung der Lieferantenvorteile nicht den 
                                                
345 Siehe auch insoweit: Palandt/Sprau, § 823 Rdn. 135.  
346 Palandt/Sprau, § 826 Rdn. 4. In diesem Sinne auch Erman/Schiemann § 826 Rdn. 28, 
der selbst die vorsätzliche Nichterfüllung von Vertragspflichten nicht für einen Anspruch 
aus § 826 BGB ausreichen lassen will. Ein Rückgriff auf § 826 BGB sei auch nicht 
notwendig, da das Leistungsstörungsrecht Anwendung findet. So auch MüKo/Wagner § 
826 Rdn. 12, der zur Begründung darauf hinweist, dass durch das Deliktsrecht nicht die 
Risikozuweisungen des Vertragsrechts geändert werden dürfen. 
347 BGH DB 1988, 226. 
348 Vgl. oben, 4. Teil, B, I. 
349 Vgl. oben, 5. Teil, B, II (Aufklärungspflicht). 
350 BGHZ 10, 232; NJW 2004, 2668, 2670. 
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Franchisenehmer schädigen, sondern lediglich seine eigene Position 
stärken. Der Franchisegeber ist letztlich auf den wirtschaftlichen Erfolg der 
Franchisenehmer angewiesen; auch wenn er durch die Einbehaltung der 
Lieferantenvorteile einen eigenen Vorteil erreichen will, wäre es 
wirklichkeitsfern anzunehmen, dass er hierdurch auch den („eigenen“) 
Franchisenehmer schädigen will. 
 
      3. § 823 Abs. 2 BGB 
Ebenso scheitert in der Regel ein Anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 
263 StGB351. Die einfache Nichtgewährung der Lieferantenvorteile oder 
eine Täuschung über die Erlangung von Lieferantenvorteilen durch den 
Franchisegeber sind nicht ausreichend, um einen Betrug des 
Franchisegebers zu Lasten des Franchisenehmers anzunehmen.  
Dies gilt allerdings dann nicht, wenn der Franchisenehmer ausdrücklich 
nach der Gewährung von Einkaufsvorteilen durch die Systemlieferanten im 
Rahmen der Vertragsverhandlungen beim Franchisegeber fragt und von 
diesem die Erlangung solcher Einkaufsvorteile verneint wird, obwohl 
tatsächlich solche Einkaufsvorteile von Systemlieferanten auf der 
Grundlage der von den Franchisenehmern generierten Umsätze zufließen; 
insofern liegt ein „geheimes Abrechnungsmodell“ vor. In solchen Fällen liegt 
in dem Abschluss des Franchisevertrages zugleich auch ein 
Eingehungsbetrug i.S.v. § 263 StGB, wie das OLG München zu Recht in 
seinem Urteil vom 27.07.2006352 festgestellt hat. In diesen Fällen ist 
nämlich die Auskunft des Franchisegebers im Rahmen der 
Vertragsverhandlungen auf eine vorsätzliche Täuschung des 
Franchisenehmers ausgerichtet, die bei diesem zu einer 
Vermögensverfügung, nämlich dem Abschluss des Franchisevertrages 
geführt hat. In solchen Fällen kann daher kein Zweifel darin bestehen, dass 
                                                
351 Für einen Anspruch des Franchisegebers bei Falschaufklärung: Emde EWiR 2007, 
395, 396; ders. BB-Special 3/2007, 11. 
352 BB 2007, 14 – BayWa. 
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ein deliktisches Handeln vorliegt, das den Franchisegeber zur Leistung von 
Schadensersatz gem. § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 StGB verpflichtet.  
 
VIII. Ansprüche aus anhaltender Übung 
In Betracht kommt eine analoge Anwendung der Grundsätze zur 
betrieblichen Übung im Arbeitsrecht. Wenn der Franchisegeber regelmäßig 
Lieferantenvorteile ausschüttet, beispielsweise wegen Sonderrabatten, die 
er für bestimmte Verkaufsförderungsaktionen der Franchisenehmer erhält, 
oder Messezuschüsse der Lieferanten, könnte sich ein 
Weiterleitungsanspruch aus dieser tatsächlichen Übung ergeben.  
 
      1. Regelungslücke 
Für die Annahme einer Analogie zu den Grundsätzen der betrieblichen 
Übung im Arbeitsrecht353 muss zunächst eine Regelungslücke im 
Franchiserecht vorliegen. Von einer solchen Regelungslücke wird dann 
gesprochen, wenn zwei Normen vollständig sind, nicht aber der 
Regelungsverband des Systems, das von den vorhandenen Normen 
vorausgesetzt wird.354 Eine solche Regelungslücke könnte aber nur dann 
angenommen werden, wenn unter Anwendung der Grundsätze von Treu 
und Glauben i.S.v. §§ 133, 242 BGB355 davon auszugehen ist, dass die 
Grundsätze, unter denen eine betriebliche Übung im Arbeitsrecht 
angenommen wird, auch im Franchise-Recht wegen einer vergleichbaren 
Interessenlage gegeben sind.  
 
  
                                                
353 Grundsätzlich zur betrieblichen Übung im Arbeitsrecht: Schaub, 
Arbeitsrechthandbuch, § 110 mit umfassenden Nachweisen.  
354 Umfassend zu Regelungslücken im Recht: Fikentscher, Methoden des Rechts, S. 720 
ff. mit umfassenden Nachweisen.  
355 Siehe auch insoweit: Fikentscher, a.a.O., S. 720. 
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     2. Vergleichbare Interessenlage 
Die Annahme eines Anspruchs aufgrund betrieblicher Übung wird im 
Arbeitsrecht auf verschiedene Arten hergeleitet. Einerseits darüber, dass 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer durch die anhaltende Gewährung 
bestimmter Leistungen (in der Regel Weihnachtsgeld) ein Angebot macht 
und der Arbeitnehmer dieses Angebot konkludent durch die Annahme der 
Leistung annimmt356. Andererseits wird der Anspruch über eine aus dem 
Gebot von Treu und Glauben gemäß § 242 BGB stammende 
Vertrauenshaftung hergeleitet357. Das bedeutet, ein Arbeitgeber darf sich 
bei anhaltender Gewährung bestimmter Leistungen darauf einrichten, diese 
Leistungen auch in Zukunft zu erhalten. Wenn der Arbeitgeber diese 
Leistungen einstellt, stelle dies ein widersprüchliches Verhalten dar358.  
Beide Herleitungen der betrieblichen Übung setzen jedoch das typische 
vom Weisungsrecht geprägte Über- und Unterordnungsverhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer voraus. Diese Situation und Interessenlage 
ist mit dem Verhältnis von Franchisegeber und Franchisenehmer nicht 
vergleichbar. Der Arbeitnehmer steht in einem (sozialen) 
Abhängigkeitsverhältnis zum Arbeitgeber. Franchisegeber und 
Franchisenehmer sind beide selbstständige gewerbebetreibende 
Unternehmer. Der Franchisenehmer unterliegt insbesondere auch keinem 
Weisungsrecht des Franchisegebers. Desweiteren spricht gegen eine 
Vergleichbarkeit, dass ein Arbeitnehmer eine Privatperson ist, während der 
Franchisenehmer Unternehmer ist359. 
Dementsprechend ist das Verhältnis von Franchisegeber und 
Franchisenehmer nicht mit dem eines Arbeitgebers und Arbeitnehmers 
vergleichbar, sodass keine vergleichbare Interessenlage vorliegt. 
Dementsprechend sind die Voraussetzungen für die Annahme einer 
Analogie nicht gegeben, und die Grundsätze der betrieblichen Übung sind 
                                                
356 Sog. Vertragstheorie, vgl. BAG NZA 2007, 1016; 2008, 179; Schaub/Link, 
Arbeitsrechtshandbuch, § 78 Rdn. 26. 
357 MüKo/Müller-Glöge, § 611 Rdn. 426 m. w. N. 
358 MüKo/Müller-Glöge, § 611 Rdn. 426 m. w. N. 
359 Siehe oben, 3. Teil, B, I, 1. 
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auf das Verhältnis von Franchisegeber und Franchisenehmer nicht 
übertragbar. Es steht dem Franchisenehmer kein Anspruch auf 
Weiterleitung von Lieferantenvorteilen zu, auch wenn der Franchisegeber, 
ohne hierzu verpflichtet gewesen zu sein, dem Franchisenehmer 
regelmäßig Lieferantenvorteile weitergeleitet hat. 
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6. Teil: Weitergabe von Lieferantenvorteilen aufgrund einer 
Netzwerkhaftung des Franchisegebers 
A. Vorbemerkung 
In der Literatur wird ein Anspruch auf Weiterleitung der Einkaufsvorteile 
aufgrund eines sog. „Netzwerkrechts“ diskutiert360. Hiernach sollen die 
verflochtenen, vielschichtigen Beziehungen zwischen dem Franchisegeber 
und dem Franchisenehmer dazu führen, dass neben der starren 
vertraglichen Regelung und den daraus resultierenden Ansprüchen noch 
Ansprüche denkbar sind, die aus der (Netzwerk-) Beziehung zwischen den 
Franchisenehmern einerseits und dem Franchisegeber andererseits 
entwickelt werden. Es wird eine Art gesellschaftsrechtliche Treuepflicht 
angenommen, weil die Beziehungen des Franchisegeber mit dem 
Franchisenehmer so tief und fest sind, dass eine Gesamtbetrachtung der 
Beziehungen näher liege als eine isolierte Betrachtung der einzelnen 
Ansprüche nur anhand der Vertragsbeziehungen. Ob und wieweit diese 
Aussagen zutreffen, wird in dem folgenden Teil zu untersuchen sein.  
Die Vertreter dieser Auffassung begründen den Anspruch der 
Franchisenehmer auf Beteiligung an Lieferantenvorteilen mit 
unterschiedlichen Ansätzen. Zu den Anspruchsherleitungen wird 
nachfolgend Stellung genommen. 
 
B. Beteiligungsanspruch analog der BGB-Innengesellschaft 
Insbesondere Teubner argumentiert in seinem Grundlagenwerk „Netzwerk 
als Vertragsverbund“361, dass eine Weiterleitungspflicht der Einkaufsvorteile 
nicht lediglich aus austauschvertragsrechtlichen Gesichtspunkten 
herzuleiten sei. Vielmehr sei Grundlage dieses Anspruchs die „allgemeine 
                                                
360 Siehe dazu insbes.: Böhner KritV 2006, 227 unter dem Aspekt der Behandlung von 
Einkaufsvorteilen als „Asset-Sharing“. 
361 Teubner, Netzwerk als Vertragsverbund; sowie Teubner ZHR 168 (2004), S. 1 ff., 
ähnlich Böhner, BB 2004, 119 ff; grundsätzlich auch: Lange, Das Recht der Netzwerke, 
insb. Rdn. 172 f.  
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objektive Struktur des sog. Franchisenetzes“362. Hier zieht der Autor einen 
Vergleich zu einer (BGB-) Innengesellschaft, z. B. im Fall einer 
Sammelbestellung. Dort, wo der gesellschaftsrechtliche Zusammenschluss 
wie im Fall der Sammelbestellung noch loser ist, sei eine 
Weiterleitungspflicht von Lieferantenvorteilen allgemein anerkannt; dies 
müsse dann erst Recht für ein Vertriebssystem mit voller vertikaler 
Integration gelten363. Die einzelnen Franchisenehmer hätten dann wie die 
Gesellschafter einer BGB- Innengesellschaft nach ihren 
Gesellschaftsanteilen einen Anspruch auf Auszahlung der 
Lieferantenvorteile364. Ein Einbehalt der Vorteile durch den Franchisegeber 
würde in diesen Fällen mit der gesellschaftsrechtlichen Treuepflicht nicht zu 
vereinbaren sein. 
Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass es sich bei der BGB-
Innengesellschaft um kein eigenständiges, nach außen auftretendes 
Wirtschafts- und Rechtssubjekt - analog dem Franchisegeber - handelt, das 
Zuordnungssubjekt der Lieferantenvorteile sein kann.  Das zeigt sich auch 
an Teubners Beispiel einer Sammelbestellung. Hier können die 
Lieferantenvorteile nur den Bestellern als Gesellschafter zufallen. Ein 
anderes Rechtssubjekt ist  nicht vorhanden. Bei einer Sammelbestellung 
handelt es sich nach dem LG Konstanz365 zwar um eine BGB-
Innengesellschaft. Die BGB-Innengesellschaft ist jedoch durch eine 
vollständig horizontale Struktur ihrer Mitglieder gekennzeichnet. Die 
Sammelbesteller wollen z. B. den Rabatt des Lieferanten gemeinsam 
realisieren. Es gibt kein eigenständiges zwischengeschaltetes 
Rechtssubjekt - wie den Franchisegeber -, der mit dem jeweiligen 
Lieferanten in Vertragsbeziehung steht. Der Franchisegeber ist nicht nur ein 
eigenständiges Rechtsubjekt; er steht darüber hinaus in einer vertikalen 
Struktur zum Franchisenehmer. Der einzelne Franchisenehmer und der 
Franchisegeber sind durch den Franchisevertrag vertikal miteinander 
                                                
362 Teubner,  a.a.O., S. 152. 
363 Teubner,  a.a.O., S. 152 f. 
364 Teubner, a.a.O., S. 154 f. 
365 LG Konstanz NJW 1987, 2521. 
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verbunden. Der Franchisenehmer schließt sich dem Franchisegeber an, 
dem eine Leitungs- und Führungsfunktion im Rahmen des 
Franchisesystems zukommt. Damit scheidet jede Parallele zu der 
Sammelbestellung und damit auch zur BGB-Innengesellschaft aus, die 
sämtlich im Verhältnis der Partner zueinander horizontal ausgerichtet sind.  
Schließlich ist auch der von Teubner gezogene Erst-Recht-Schluss nicht 
zutreffend. Sein Argument lautet, wenn schon bei einer „losen“ 
Sammelbestellung eine Weiterleitungspflicht von Lieferantenvorteilen 
allgemein anerkannt ist, so müsse dies erst recht für das differenzierte 
(weniger lose) Franchisesystem gelten. In Wirklichkeit sind die Partner einer 
Sammelbestellung nicht lose miteinander verknüpft. Die von der 
herrschenden Meinung zurecht angenommene BGB-gesellschaftsrechtliche 
Struktur drückt vielmehr eine sehr enge Verbindung der einzelnen 
Mitglieder aus. Die gesetzlichen Regelungen der BGB-Gesellschaft 
offenbaren, dass die Mitglieder zueinander in einer klar strukturierten 
horizontalen Verbindung stehen (gemeinsame Geschäftsführung und 
Vertretung)366. Eine solche Struktur der Franchisenehmer zueinander ist 
nicht gegeben. Die Franchisenehmer stehen darüber hinaus bei vielen 
Systemen – wenn auch an unterschiedlichen Standorten – im 
Wettbewerbsverhältnis. Dieses drückt sich auch in der kartellrechtlich 
begründeten Preisfreiheit jedes einzelnen Franchisenehmers aus367. Die 
horizontale Gleichschaltung der Partner wie bei den Mitgliedern einer BGB-
Gesellschaft ist daher nicht gegeben. Dementsprechend steht einer 
analogen Anwendung der Regelungen zur BGB-Gesellschaft die davon 
verschiedene Struktur und Grundsatzausrichtung eines Franchisesystems 
entgegen und ist aus diesem Grund abzulehnen.  
Allenfalls als eine BGB-Innengesellschaft einzuordnen wäre die von 
Martinek368 als Koalitions-Franchising bezeichnete Art des „horizontalen 
                                                
366 § 709 BGB. 
367 Umfassend zur Preishoheit und zur Kartellnichtigkeit einer Preisbindung des 
Franchise-nehmers: Flohr, Franchisevertrag, S. 193 ff. mit umfassenden Nachweisen.  
368 Martinek, Franchising, S. 395 ff. 
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Franchising“369. Hierbei soll es sich  um Franchisesysteme handeln, bei 
denen die Teilnehmer sich zur Förderung eines gemeinsamen Zweckes - 
nämlich der Optimierung des Einkaufs und Absatzes der Waren des 
Systems - auf horizontaler Ebene zusammenschließen370. Die 
Hauptpflichten von Franchisegeber und Franchisenehmer wären in diesem 
Fall die Optimierung des Absatzes. Die von den bereits aktiven 
kooperationswilligen Händlern (Franchisenehmern) gegründete 
Kooperationszentrale (Franchisegeber) diene daher als Geschäftsbesorger 
unmittelbar den Interessen der Kooperationspartner (Franchisenehmer). 
Die Kooperationszentrale (der Franchisegeber) verfolge insoweit keine 
eigenen wirtschaftlichen Interessen; sie wäre der Geschäftsbesorger und 
Interessenwahrer der Kooperationspartner, also der Franchisenehmer.  
Nur bei diesen Konstellationen ist eine Vergleichbarkeit mit einer BGB-
Innengesellschaft und eine damit einhergehende 
Weiterleitungsverpflichtung bezüglich der Lieferantenvorteile angebracht. 
Die („normalen“) vertikal ausgerichteten Franchisesysteme haben als 
Kernpunkt der vertraglichen Beziehungen nicht „nur“ die Absatzförderung 
(und somit den günstigen Einkauf) ihrer Mitglieder zum Gegenstand. 
Vielmehr verfolgt der Franchisegeber eigene wirtschaftliche Ziele und 
gründet von sich heraus das Verbundsystem. Die Franchisenehmer und 
Kooperationspartner werden also auf Veranlassung des Franchisegebers in 
das System integriert. Bei den vertikal ausgerichteten „klassischen“ 
Franchisesystemen sind die Leistungen des Franchisegebers an die 
Kooperationspartner vielgestaltig und beziehen  sich gerade nicht  nur auf 
den gebündelten Einkauf von Produkten371. Dementsprechend ist bei den in 
dieser Arbeit  behandelten Franchisesystemen keine analoge Anwendung 
                                                
369 Diese „horizontalen Vertriebssysteme“ sind nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung. 
Sie werden zwar von Martinek als Franchisesysteme bezeichnet, fallen aber nicht unter 
den Begriff des Franchising in dieser Ausarbeitung (siehe oben, 1.Teil, A. 2.). Sie sind 
eher als „andere Vertriebsysteme“ im Sinne dieser Ausarbeitung (siehe oben, 1. Teil, A. 
3.) anzusehen.  
370 Martinek, Franchising. S. 403. 
371 Zu nennen sind hier insbesondere die know-how-Überlassung und das Erstellen und 
die Durchführung eines Marketingkonzepts. Diese Leistungen kommen neben den 
sonstigen Leistungen des Franchisegebers bei (siehe oben, 1. Teil) nahezu allen 
Franchisesystemen vor. 
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der Regelungen der BGB-Innengesellschaft angebracht und daher auch 
kein Anspruch hieraus gegeben. Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass 
selbst bei dem von Martinek als horizontales Franchising bezeichneten 
Kooperationsmodellen regelmäßig ein Rückgriff auf das sogenannte 
Netzwerkrecht unter Zugrundelegung der Regeln der BGB-
Innengesellschaft nicht Platz greifen wird. Derartige Kooperationssysteme 
auf horizontaler Ebene werden regelmäßig in ihrer Struktur die gleichen 
Rechte der Mitglieder festlegen, die dann von dem handelnden 
Dienstleister, der Kooperationszentrale, zu gestalten und durchzuführen 
sind. Der Sinn und Zweck einer derartigen horizontalen Kooperation wird es 
regelmäßig erforderlich machen, dass die Struktur der Kooperation die 
Rechte der einzelnen Mitglieder definiert, da anderenfalls im Falle des 
Beitritts beziehungsweise des Ausscheidens Ungewissheit über die 
entstehenden Rechtsbeziehungen gegeben wäre. In der Praxis dürfte daher 
kaum eine Regelungslücke anzunehmen sein, die einen Rückgriff auf das 
Netzwerkrecht in Form der BGB-Innengesellschaft notwendig macht. 
 
C. Gesellschaftsrechtliche Treuepflicht und Beteiligungsanspruch 
   I. Grundsätzliches 
Das Franchising wird teilweise als eine Art Zwischenstruktur zwischen 
Austauschvertrag und BGB-Gesellschaft eingeordnet372. Teubner führt in 
diesem Zusammenhang aus, es sei als Reaktion auf die „externen 
Paradoxien“ eine „Enttotalisierung“ vorzunehmen, d.h. man dürfe nicht das 
Spannungsverhältnis zwischen Systembindung und Autonomie nur starr 
nach den „rigiden“ vertrags- und gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
lösen373. Wegen dieses (falschen) Versuchs seien auch die OLG-Urteile374 
zu Apollo zustande gekommen. Diese seien zu unterschiedlichen 
Ergebnissen gelangt, weil hier nur isoliert einzelne Teile des gesamten 
                                                
372 Teubner,  Netzwerk als Vertragsverbund, S. 153. 
373 Teubner,  a.a.O., S. 154. 
374 OLG Bremen WRP 2002, 224 ff.; OLG Düsseldorf WRP 2002, 235 ff.; OLG München 
GRUR-RR 2001, 92 ff. 
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Verhältnisses zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer beleuchtet 
worden seien. Es seien fälschlicherweise die vertraglichen und 
gesellschaftsrechtlichen Anspruchsgrundlagen unabhängig voneinander 
begutachtet worden. Das sei aufgrund der Komplexität des 
„Gesamtkonstrukts“ eines Franchisesystems nicht ausreichend und 
interessengerecht.  
Beispielsweise folge bei einem reinen Austauschvertrag aus § 242 BGB 
kein Anspruch auf Weitergabe, bei einem Gesellschaftsvertrag unterstellt 
insbesondere Teubner eine solche Verpflichtung. Der Grund für diese 
unterschiedlichen Ergebnisse sieht Teubner darin, dass bei dem 
Austauschvertrag auf den Vertragszweck und bei dem Gesellschaftsvertrag 
auf den Gesellschaftszweck rekurriert wird. Bei Verbundsystemen müsse 
nun der Verbundzweck in den Mittelpunkt gestellt werden. Dieser hätte im 
Vergleich zu dem Vertrags- bzw. Gesellschaftszweck eine eigene 
Bedeutung.  
Von dem Gesellschaftszweck unterscheide sich der Verbundszweck darin, 
dass er auf einer „Doppelorientierung“ am Verbund und an dem Vertrag 
beruhe375. Je nachdem welcher Handlungsbereich des Franchiseverbundes 
berührt ist, soll das Vertrags- oder das Verbund- (Gesellschafts-)recht 
dominieren. Allerdings soll jederzeit die Ausrichtung auch die jeweils andere 
Ebene mitberücksichtigen; also soll nicht nur die rechtliche Wertung 
entweder des einen oder des Anderen möglich sein, sondern es soll 
grundsätzlich beides berücksichtigt werden. Der „Verbundzweck“ sei dabei 
der Maßstab, an dem die Gewichtung auszurichten ist. Diese Einordnung 
sichere den Netzwerkzweck und soll zu der Möglichkeit richterlicher 
Korrekturen führen. Insbesondere entstehen durch den Verbund gesteigerte 
Treuepflichten im Vergleich zu lediglich gegenseitigen Verträgen. 
Der Versuch, neben dem Vertrags- und Gesellschaftsrecht eine dritte 
Ebene, nämlich das Verbundrecht, einzuführen, muss schon aus 
dogmatischer Sicht kritisch gewürdigt werden. Die deutsche 
                                                
375 Teubner,  Netzwerk als Vertragsverbund, S. 157 f. 
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Zivilrechtsordnung kennt unter Geltung des BGB bestimmte grundlegende 
Strukturen der Zusammenarbeit unterschiedlicher Rechtssubjekte. Eine 
gänzlich neue Struktur einzuführen, würde voraussetzen, dass die 
bestehenden Problemstellungen nicht mit den Mitteln der zivilrechtlichen 
Vorschriften einerseits und der zugrunde liegenden Zivilrechtsdogmatik 
andererseits zu lösen sind. Wie im Rahmen dieser Untersuchung gezeigt 
wurde376, stellt das geltende Zivilrecht im Bereich des Schuldrechts auf der 
Basis der heute herrschenden Rechtsprechung und Literatur eine Vielzahl 
von Lösungsmöglichkeiten der auch im Bereich des Franchisings 
entstehenden Konfliktfälle bereit. Darüber hinaus verstößt ein Verbundrecht 
gegen das kodifizierte Recht und kann auch nicht im Wege der richterlichen 
Rechtsfortbildung entwickelt werden. Hierfür wären vielmehr 
gesetzgeberische Initiativen erforderlich.  
Die Verbundrechtstheorie soll das Bestehen von sogenannten 
Verbundpflichten begründen. Bei diesen Verbundpflichten handelt es sich 
um Loyalitätspflichten, Informationspflichten, Geheimhaltungspflichten, 
Gleichbehandlungspflichten, Aufklärungspflichten sowie schließlich um die 
hier interessierenden Pflichten zur Partizipation der Verbundmitglieder an 
den Vorteilen des Systemverbundes. Diese Pflichten, die zur Begründung 
der Notwendigkeit eines Verbundrechts herangezogen werden, können 
jedoch aus dem gesetzlichen und vertraglichen Schuldrecht hergeleitet 
werden. Im Vertragsrecht ist seit langem anerkannt, dass neben den 
ausdrücklich vertraglich niedergelegten Pflichten Nebenpflichten bestehen 
können. Diese müssen im jeweiligen Vertrag nicht ausdrücklich 
niedergelegt sein. Sie ergeben sich vielmehr aufgrund der Interessenlage, 
der Schutzwürdigkeit und der Vertragsgerechtigkeit und bilden in erster 
Linie einen Ausfluss entweder normierter oder vertraglicher Pflichten oder 
aber allgemein von Treu und Glauben (§ 242 BGB). Im Einzelnen: 
 
                                                
376 Siehe oben, 3. – 5. Teil, insb. 5. Teil, B, VI. 
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   II. Loyalitätspflichten 
Aus dem Netzwerk sollen sich Loyalitätspflichten der Netzwerkmitglieder 
untereinander ergeben. Abgesehen davon, dass der Umfang dieser 
Loyalitätspflichten im Dunkeln bleibt, sieht bereits das tradierte Schuldrecht 
vertragliche Rücksichtnahmepflichten vor. Diese werden insbesondere aus 
Treu- und Glauben gemäß § 242 BGB hergeleitet. Danach ist es jedem 
Vertragspartner untersagt, gegen den Vertragszweck gerichtete 
Maßnahmen zu ergreifen. Vielmehr ist er verpflichtet, unter Wahrung seiner 
eigenen Interessen auch die Interessen des anderen Vertragspartners zu 
achten377. 
Aus der allgemeinen Loyalitätspflicht einen Anspruch auf „Gewinntransfer“ 
herzuleiten, ist einerseits zu unbestimmt und andererseits aufgrund der 
damit verknüpften Tragweite des Eingriffs in die Zusammenarbeit der 
Vertragspartner seinerseits ein Verstoß gegen Treu und Glauben. 
Allgemeine Loyalitätspflichten können auch unter dem Oberbegriff eines 
Verbundrechts nicht dazu führen, dass Pflichten ohne normative oder 
vertragliche Anknüpfungspunkte begründet werden. Eine solche 
Begründung von neuen Verbundpflichten würde insoweit auch die sich aus 
der allgemeinen Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG abgeleitete 
grundgesetzlich verankerte Vertragsfreiheit unzulässig einschränken. Die 
allgemeine Handlungsfreiheit steht gemäß Art. 2 Abs. 1, 2. Hs GG unter 
dem Gesetzesvorbehalt. Insoweit ist die Einschränkung der 
verfassungsrechtlich garantierten Handlungsfreiheit und der daraus 
folgenden Vertrags- und Gestaltungsfreiheit durch die Annahme von 
Verbundpflichten, die sich lediglich als eine Auslegung der vertraglichen 
Beziehungen innerhalb eines Franchise-Systems darstellen, nicht möglich. 
Würde man solche Verbundpflichten bejahen, so würde dies für jeden 
Franchisenehmer ein übersehbares Risiko darstellen. Man könnte sich zu 
keinem Zeitpunkt darauf verlassen, dass die vertraglichen Beziehungen 
zum Franchisegeber lediglich durch die wechselseitig übernommenen und 
                                                
377 Siehe oben, 4. Teil, A. 
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übertragenen Pflichten des Franchisevertrages geprägt werden, sondern 
durch weitergehende Verpflichtungen, die sich im Laufe der Zugehörigkeit 
zum Franchise-System aus dem Gesamtverbund entwickeln. Dann stünde 
auch jegliche vor Abschluss eines Franchisevertrages vorgenommene 
Liquiditätsplanung unter dem Vorbehalt der Abänderbarkeit durch 
Verbundpflichten, die zu diesem Zeitpunkt überhaupt nicht vorhersehbar 
sind. Der Abschluss eines Franchisevertrages würde sich damit als ein 
„unüberschaubares Risiko“ erweisen. Als einziges Regulativ blieben 
nämlich die Grundsätze von Treu und Glauben und die daraus für ein 
Franchise-System abgeleiteten besonderen Fürsorge- und Treuepflichten. 
Gleichzeitig wären solche Verbundpflichten einer AGB-rechtlichen Kontrolle 
entzogen, da diese sich dem Grunde nach durch die Übung innerhalb eines 
Franchise-Systems ergeben.  
Zwar obliegen dem Franchisegeber und dem Franchisenehmer 
Loyalitätspflichten gegenüber dem Franchise-System und damit auch den 
Interessen aller Franchisenehmer378, doch kann aus diesen allgemeinen 
Loyalitätspflichten kein Anspruch auf „Gewinntransfer“ oder sonstige 
entgeltliche Partizipation von Vorteilen, die dem Franchisegeber zufließen, 
hergeleitet werden.  
 
   III. Informationspflichten 
Die Vertreter des Netzwerkgedankens379 erkennen selbst an, dass auch im 
herkömmlichen Zivilrecht Informationspflichten im Zusammenhang mit 
Vertragsverhältnissen als Nebenpflichten allgemein anerkannt sind. Dabei 
besteht Übereinstimmung darin, dass z. B. bei Dauerschuldverhältnissen 
eine Vielzahl auch von vertraglichen und nachvertraglichen 
Informationspflichten zur Anwendung kommen kann. Die Frage, welche 
                                                
378 Allgemein zu den Loyalitätspflichten innerhalb eines Franchise-Systems: Schmidt, 
Handelsrecht, 6. Auflage, Köln 2014, § 28 Rdn. 37; siehe aus der neueren 
Rechtsprechung: OLG München ZVertriebsR 2015, 110. 
379 Insbesondere Teubner,  Netzwerk als Vertragsverbund, S. 1 ff. und Böhner, BB 2004, 
119 ff. 
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Informationspflichten aus dem Verbundrecht in intensivierter Form 
herzuleiten sind, wird weder präzise noch ausreichend beantwortet380.  
Die von der Rechtsprechung381 bereits seit langem geforderte und 
durchgesetzte vorvertragliche Aufklärung des Franchisenehmers durch den 
Franchisegeber ist ein konkretes Beispiel für das Bestehen entsprechender 
weitreichender Informationspflichten. Ein Bedürfnis, diese von der 
Rechtsprechung inzwischen schon seit  ca. zwei Jahrzehnten ausgeprägten 
und angewandten Informationspflichten weiter zu verändern, ist nicht 
anzuerkennen.  
Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass bereits gegenwärtig die 
Informationspflichten der Vertragspartner zueinander umso intensiver sind, 
je enger die Zusammenarbeit verfolgt wird und das Schutzbedürfnis eines 
Vertragspartners ausgeprägt ist.  Eben aus diesem Gesichtspunkt verlangt 
die Rechtsprechung von dem Franchisegeber die umfassende 
vorvertragliche Aufklärung des Franchisenehmers. Hier handelt es sich um 
weitreichende und umfassende Informationspflichten. Maßgeblich ist dabei 
insbesondere die sog. „Informationsasymmetrie“382. Mit anderen Worten, 
derjenige Vertragspartner, der über weitreichende Informationen verfügt, 
muss diese im Sinne der Vertragsgerechtigkeit (§ 242 BGB Treu und 
Glauben) auch dem anderen verfügbar machen383. Dieses 
Informationspflichtensystem hat die Rechtsprechung seit Jahren 
ausdifferenziert, sodass heute Franchisegeber und Franchisenehmer den 
Umfang dieser Informationspflichten im Sinne eines 
Informationspflichtenkatalogs der Rechtsprechung entnehmen können. Ein 
                                                
380 Das gleiche gilt für die Geheimhaltungs- und Gleichbehandlungspflichten, welchen der 
Franchisegeber nach Teubner (Teubner,  a.a.O. (Fn. 344), S. 161 f.) aufgrund des 
Verbundrechts in besonderer Form unterliegen soll. Auch derartige Pflichten ergeben 
sich aus dem Zivil-, Kartell- und Gesellschaftsrecht und es erschließt sich nicht, warum 
diese Pflichten bei Franchiseverhältnissen über die bestehenden Grundsätze 
hinausgehen sollten und so zur Grundlage der Verpflichtung zur Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen werden (s.u., IV). 
381 Vgl. hierzu insb. OLG Hamburg DB 2003, 1054; OLG München BB 1988, 865; 2001, 
1759; 2003, 443; NJW 1994, 667. 
382 Grundsätzlich dazu: Fleischer, Informationsasymmetrie im Vertragsrecht, insb. S. 416 
ff. mit umfassenden Nachweisen. 
383 Vgl. insoweit OLG Hamm NJW-RR 1994, 243f.; OLG München BB 2001, 1759 ff.; 
OLG Hamburg DB 2003, 1054 ff. 
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zusätzlicher Nutzen durch Verbund-Informationspflichten ist nicht 
erkennbar. Für eine derartige dogmatische Neuerung besteht daher kein 
Bedürfnis. 
 
   IV. Profit-Sharing-Pflicht 
Die hier in besonderer Weise interessierende Profit-Sharing-Pflicht bzw. die 
Pflicht zur Weiterleitung von Lieferantenvorteilen ist ein weiteres Anliegen 
der Vertreter des Netzwerkgedankens. Durch den Verbundzweck sei die 
Franchisezentrale verpflichtet, die Einzelinteressen der Franchisenehmer zu 
fördern, auch wenn diese nicht im Einklang mit den eigenen Interessen des 
Franchisegebers stehen sollten384. Böhner verdichtet diese Argumentation 
durch den Hinweis darauf, dass der Franchisegeber als Treuhänder für den 
Franchisenehmer die Lieferantenkonditionen aushandelt, er also als 
Geschäftsbesorger für den Franchisenehmer tätig werde385. Auch dies sei 
ein Ansatz dafür, dass Lieferantenvorteile zumindest auch auf den 
Franchisenehmer zu verteilen seien.  
Diese Betrachtungen verkennen jedoch, dass der insbesondere von 
Teubner aufstellte Grundsatz, dass die Verteilung der Kosten und Erträge 
auf die Netzwerkteilnehmer „gerecht sein müsse“, so wenig inhaltlich 
definiert ist, dass er für die Zuordnung konkreter Pflichten untauglich ist. 
Auch der Hinweis von Böhner geht fehl: Wie bereits oben dargelegt386, ist 
die Qualifizierung des Franchisegebers als Geschäftsbesorger des 
Franchisenehmers nicht zutreffend. Nebenpflichten einer Vertragspartei 
dürfen auch über das sogenannte Verbundrecht nicht zu einer wesentlichen 
Veränderung des grundlegenden Vertragsverhältnisses führen. Die 
Argumentation von Böhner beweist im Übrigen, dass es des sogenannten 
Verbundrechts nicht bedarf. Böhner weist selbst auf andere Rechtsinstitute, 
insbesondere dasjenige der Geschäftsbesorgung sowie auf dasjenige der 
                                                
384 Teubner,  Netzwerk als Vertragsverbund, S. 164. 
385 Böhner BB 2004, 119 ff. 
386 Siehe oben, 5. Teil B. II. 
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Treuhandschaft hin. Aus diesen Rechtsinstituten – wenn deren 
Voraussetzungen gegeben wären – folgen unmittelbar die 
Beteiligungsrechte der Franchisenehmer. Einer zusätzliche Verstärkung 
dieser Rechtsposition durch das unbestimmte Verbundrecht bedarf es 
daher nicht. 
Im Einzelnen: Der Franchisegeber verhandelt die Lieferantenvorteile zwar 
auch im Interesse der Franchisenehmer387. Das führt aber nicht zu der 
Annahme, dass das gesamte Tätigkeitsspektrum des Franchisegebers nur 
im Auftrag des Franchisenehmers durchgeführt würde. Eine isolierte 
Betrachtung einzelner Pflichten ist, wie bereits dargelegt388, ebenfalls nicht 
angebracht. Wesentliche Hauptpflicht des Franchisenehmers ist der Absatz 
von Waren  im eigenen Interesse sowie in Erfüllung der gegenüber dem 
Franchisegeber eingegangenen Pflichten. Kunden-Know-how sowie die 
Organisationskraft des Franchisenehmers vor Ort werden eingesetzt, um 
den Waren- oder Dienstleistungsabsatz des Franchisegebers zu fördern. 
Diese geschäftsbesorgungsrechtliche Komponente des Franchisenehmers 
zugunsten des Franchisegebers kann nicht in ihr Gegenteil verkehrt 
werden, indem auf Einzelaspekte abgestellt wird. Wenn der Franchisegeber 
die Vertragsbedingungen mit den Lieferanten regelt, so geschieht dies zu 
allererst in dessen eigenem Interesse zur Förderung des Gesamtsystems 
und insbesondere zur Unterstützung des Absatzes der Waren oder 
Dienstleistungen des Gesamtsystems. Der Franchisegeber ist aus 
wirtschaftlichen Gründen gezwungen, den Franchisenehmern ein 
attraktives Vertriebssortiment zur Verfügung zu stellen. Die 
Franchisenehmer werden sich nur dann für ein Franchisesystem 
entscheiden, wenn die zum Vertrieb beziehungsweise zur Vermarktung 
vorgesehenen Produkte und Dienstleistungen aus der Sicht der Endkunden 
attraktiv sind. Ein entscheidender Gesichtspunkt für die Attraktivität ist stets 
der vom Endkunden zu entrichtende Preis. Der Endkunde als Käufer und 
Abnehmer der Produkte und/oder Dienstleistungen entscheidet sich unter 
                                                
387 Siehe oben, 5. Teil, B, II. 
388 Siehe oben, 5. Teil, B, II. 
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Abwägung aller Umstände für ein bestimmtes Produkt oder eine bestimmte 
Dienstleistung. Aufgrund des harten Wettbewerbs in nahezu sämtlichen 
Sektoren kommt dabei dem Preis eine erhebliche Bedeutung zu. Da der 
Franchisenehmer zur Deckung seiner Kosten und seines 
Unternehmerlohns eine angemessene Spanne zwischen seinem 
Einkaufspreis und seinem Verkaufspreis benötigt, muss der Franchisegeber 
zur Sicherstellung seines Systems dem Franchisenehmer attraktive 
Einkaufspreise anbieten. Ohne attraktive Einkaufspreise wird das jeweilige 
Franchisesystem nicht überleben. Ein entscheidendes Argument für jedes 
Franchisesystem ist der gebündelte Einkauf und der durch den gebündelten 
Einkauf zu erzielende Preisvorteil. Die Verhandlungen des Franchisegebers 
mit den jeweiligen Lieferanten sind daher eine entscheidende Säule für 
jedes Franchisesystem. Die Verhandlungen des Franchisegebers mit den 
jeweiligen Lieferanten über die Preis- und sonstigen Vertragsbedingungen 
erfolgen daher zu allererst im Interesse des vom Franchisegeber 
vertretenen Franchisesystems.  
Insoweit gehen auch die Überlegungen von Böhner von der Fortentwicklung 
des Franchisevertragsrechts zu einem Franchisenetzwerk- bzw. 
Franchiseverbundrecht fehl. Dieser ist der Auffassung, dass die an die 
Umsätze der Franchisenehmer anknüpfenden Lieferantenvorteile den 
Franchisenehmern „gehören. Was Lieferanten für diese Leistungen (der 
Franchisenehmer) gewähren, gebührt den Franchisenehmern als 
leistungseigener Vorteil“389). Böhner verengt die gesamte Betrachtung 
darauf, dass ohne die Umsätze der Franchisenehmer der Lieferant keine 
Vorteile gewähren kann. Dies ist durchaus zutreffend. Umgekehrt muss 
jedoch auch gesehen werden, dass ohne die Begründung des 
Franchisesystems, ohne das Know-how des Franchisegebers und ohne die 
Bündelung der Nachfragemacht durch den Franchisegeber ebenfalls keine 
Lieferantenvorteile ausgeschüttet werden können. Die Verengung der 
Sichtweise von Böhner auf nur einen Aspekt des Franchisegeberhandelns 
führt in die Irre. Bei den Verhandlungen mit den Lieferanten des 
                                                
389 So ausdrücklich: Böhner BB 2004, 119, 123. 
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Franchisesystems hat der Franchisegeber die Interessen der 
Franchisenehmer zu wahren. Dies ist eine vertragliche Nebenpflicht aus 
dem Franchisevertragsverhältnis zwischen Franchisegeber und 
Franchisenehmer. Diese vertragliche Nebenpflicht kann jedoch nicht ohne 
Rechtsverstoß verabsolutiert werden in dem Sinne, dass das Handeln des 
Franchisegebers insoweit nur noch als ein Handeln für den 
Franchisenehmer interpretiert wird. Den Franchisegeber insoweit als 
Treuhänder für den Franchisenehmer anzusehen ist eine unzulässige 
Verabsolutierung von Nebenpflichten.  
Folgt man einer solchen Betrachtungsweise, so könnte zum Beispiel der 
Verkäufer eines Kaufgegenstandes als Treuhänder des Käufers angesehen 
werden, da der Verkäufer im Interesse des Käufers die Mangelfreiheit des 
Kaufgegenstandes sicherzustellen hat. Der Architekt wäre Treuhänder des 
Bauherrn, weil dieser die fehlerfreie Bauwerkserrichtung gewährleisten 
muss. Solche selektiven Betrachtungen verstoßen gegen die 
Zivilrechtsdogmatik. Diese differenziert zwischen Haupt- und 
Nebenpflichten, wobei letztere der ordnungsgemäßen Erbringung der 
Hauptpflichten dienen. Hauptpflicht des Franchisegebers ist aber die zur 
Verfügungstellung eines Franchisesystems und des damit verknüpften 
Know-Hows und dessen Weiterentwicklung - zwar zum Vorteil aller 
Franchisenehmer, aber auf der Grundlage des bilateral abgeschlossenen 
Franchisevertrages390. Dadurch soll und wird der Franchisenehmer in die 
Lage versetzt, am Franchisesystem und dessen wirtschaftlichen Erfolg zu 
partizipieren. Die Handlungen des Franchisegebers im Rahmen des 
Franchisesystems sind aus diesem Blickwinkel zu verstehen und rechtlich 
zu würdigen. Die mikroskopische Vereinzelung einzelner Pflichten und 
deren Qualifizierung als Geschäftsbesorgung beziehungsweise 
Treuhandtätigkeit ist unzulässig, da sie im Widerspruch zu den 
Hauptpflichten des Franchisegebers stehen. Mit anderen Worten, auch 
wenn der Franchisegeber bei der Vereinbarung von Vertragsbedingungen 
mit Lieferanten und bei dem Abschluss von Rahmenverträgen mit 
                                                
390 Statt vieler: Giesler/Nauschütt, Kap. 5, Rdn. 185 ff. 
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Lieferanten die Interessen der Franchisenehmer zu beachten hat, dient 
diese Tätigkeit doch der Aufrechterhaltung seines Franchisesystems. Die 
betreffenden Handlungen des Franchisegebers können nicht als 
eigenständige Verträge (nach Auffassung von Böhner391 
Geschäftsbesorgungsverträge) oder Treuhandtätigkeiten zu Gunsten der 
Franchisenehmer aufgefasst werden. Das Verbundrecht im Sinne eines 
Netzwerk-, Geschäftsbesorgungs- und Treuhandrechts ist daher im 
Zusammenhang mit der Zuordnung von Lieferantenvorteilen untauglich. 
Zwar hat der Franchisegeber im Rahmen seiner Tätigkeiten auch auf die 
Interessen der Franchisenehmer zu achten. Er kann aber allein aufgrund 
dieses Aspektes nicht als Treuhänder des Franchisenehmers angesehen 
werden.  
Dieser Gedanke wird auch in der Rechtsprechung entsprechend 
anerkannt392. Die auf allgemeinen Gerechtigkeitspostulaten und auf einer 
Vermischung der konkreten vertraglichen Beziehungen beruhende 
Herleitung des Anspruchs auf Partizipation an Einkaufsvorteilen auf der 
Basis eines Verbundrechts muss daher scheitern.  Im Übrigen haben weder 
die höchstrichterliche oder obergerichtliche Rechtsprechung noch der 
Gesetzgeber den Gedanken einer „Netzwerkhaftung auf der Basis eines 
Verbundrechts“ aufgenommen und zu geltendem Recht werden lassen393.   
Gegen das Verbundrecht im Zusammenhang mit Franchiseverträgen 
spricht darüber hinaus die Wettbewerbssituation zwischen den 
Franchisenehmern. Kartellrechtlich und auch ordnungspolitisch ist es 
erwünscht, dass die Franchisenehmer untereinander im Wettbewerb 
stehen. Die EU-Kommission will insbesondere auch mit den 
kartellrechtlichen Freistellungsverordnungen letztlich nur solche Bindungen 
der Franchisenehmer vom Kartellverbot freistellen, die für das Funktionieren 
eines Vertriebssystems zwingend erforderlich sind. Dies galt schon so für 
die ehemalige EU-Gruppenfreistellungsverordnung für Franchise-
                                                
391 BB 2004, 119, 121. 
392 BGH NJW 2009, 1753 ff; OLG Düsseldorf WuW/E DE-R 2235 ff. 
393 So vor allem: Flohr BB 2006, 1071, 1074; 2007, 6. 
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Vereinbarungen394 (VO-EU 4087/88) sowie für die geltende EU-
Gruppenfreistellungsverordnung für vertikale Vertriebsbindungen395 und 
beruht letztlich auf den Überlegungen der Entscheidung des EuGH vom 
28.01.1986396. An dieser Entscheidung hält der EuGH fest, dass nur solche 
Klauseln in einem Franchisevertrag kartellrechtlich zulässige 
Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, die unerlässlich sind, damit das 
vom Franchisegeber den Franchisenehmern vermittelte Know-how und die 
diesem gewährte Unterstützung nicht anderen Konkurrenten zugute 
kommt397. Es geschieht aus dem Gedanken, dass derartige 
Verbundsysteme kartellrechtlich geschützt werden müssen, da anderenfalls 
nur die einheitlich hierarchisch geführten Filialsysteme den Verbrauchern 
europaweit mit einer erheblichen Einkaufs- und Marketingmacht gegenüber 
treten würden. Gewünscht wird aber auch von der EU-Kommission ein 
Wettbewerb zwischen den Franchisenehmern. Dies drückt sich 
insbesondere in der sogenannten Preisfreiheit der Franchisenehmer aus. 
Diese müssen ihre vom Endverbraucher geforderten Preise selbst festlegen 
können. Diese Preisfestlegung geschieht einerseits unter Berücksichtigung 
des Kostengefüges eines jeden Franchisenehmers und andererseits auch 
aus seiner konkreten Wettbewerbssituation gegenüber Drittanbietern und 
auch gegenüber konkurrierenden Franchisenehmern. Das Verbundrecht 
kann diese kartellrechtlich und ordnungspolitisch gewünschte 
Wettbewerbssituation nicht einfangen. Es führt zu undifferenzierten 
Teilhaberechten und Loyalitätspflichten. Für diese ist aber außerhalb der 
bestehenden Rechtsinstitute kein Platz. Der von den Befürwortern398 des 
Verbundrechts angenommene „Vertragsverbund“ besteht eben nicht. 
Franchiseverträge sind vielmehr als unverbundene Parallelverträge 
anzusehen. Dies gilt im Übrigen in gleicher Weise für nahezu sämtliche 
Vertriebsverträge. Jeder Produzent oder Großhändler wird sein 
                                                
394 VO (EWG) 4087/88 Abl. EU Nr. L 359 vom 28.12.1988 S. 46 ff.  
395 VO (EU) 330/2010 Abl. EU Nr. L 102 vom 23.4.2010, S. 1. 
396 NJW 1986, 1415 – Pronuptia. 
397 Umfassend dazu: Flohr, in: Liebscher/Flohr/Petsche, Handbuch der EU-
Gruppenfreistellungsverordnungen, § 14 Rdn. 2 ff. m.w.N. zur EuGH-Rechtsprechung.  
398 Siehe insbesondere: Teubner,  Netzwerk als Vertragsverbund, S. 109 ff.; Böhner KritV 
2006, 227 ff. 
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Vertriebsgebiet in Einzelbereiche aufgliedern und parallele 
Vertriebsverträge abschließen. Diese Parallelität ist in zahlreichen 
Wirtschaftsbereichen vorzufinden. Auch die Endverbraucher finden sich in 
zahlreichen Bereichen (siehe zum Beispiel Internetnutzung Google; 
Mobilfunkanbieter etc.) in Parallelverträgen. Ebenso wie im Bereich des 
Vertriebs gibt es auch hier keinen Vertragsverbund. 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Regelungen des Zivil- und 
Kartellrechts sowie auch des AGB-Rechts genügende Instrumente zur 
Verfügung stellen, um einerseits Vertragsgerechtigkeit zu fördern und 
andererseits die Ausnutzung von Marktstellung und einseitiger 
Überlegenheit zu begrenzen (siehe z. B. die §§ 134, 138, 307 ff. BGB sowie 
z. B. § 20 GWB). Die Grundsätze des Verbundrechts und eines daraus 
folgenden „Asset-Sharing“399, verbunden mit einer Partizipation an den dem 
Franchisegeber zufließenden Einkaufsvorteilen, sind daher abzulehnen. 
  
                                                
399 So wortwörtlich Böhner KritV 2006, 227. 
171 
 
7.Teil: Strafrechtliche Konsequenzen  
A. Strafbarkeit gem. § 263 StGB  
   I. § 263 Abs. 1 StGB 
Weiß der Franchisegeber, dass die von ihm im Zusammenhang mit dem 
franchisegebenden Unternehmen bekannt gegebenen Umstände nicht 
vorliegen, so täuscht er seine Vertragspartner. Schließt dann der 
Franchisenehmer den Franchisevertrag aufgrund der Täuschungen des 
Franchisegebers, so liegt die erforderliche Kausalität zwischen der 
Täuschungshandlung einerseits und der Vermögensdisposition des 
Getäuschten andererseits vor. Damit liegt eine Vermögensverfügung im 
Sinne von § 263 Abs. 1 StGB vor. Eine Vermögensverfügung ist jedes 
Handeln, Verschulden oder Unterlassen, das unmittelbar zu einer 
Vermögensverminderung im wirtschaftlichen Sinn führt.400 Bereits der 
Abschluss eines Franchisevertrages kann zu einer Vermögensminderung 
dann führen, wenn der Franchisenehmer Zahlungspflichten eingeht, ohne 
dass aus dem franchiserechtlichen Verhältnis adäquate Gegenleistungen 
resultieren. Die Wahrscheinlichkeit des endgültigen Verlusts von 
Vermögensbestandteilen kann daher im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses bereits faktisch so groß sein, dass dies eine 
objektive Minderung des Gesamtvermögenswertes des Franchisenehmers 
zur Folge hat401. 
Der Vorsatz der für den Franchisegeber arbeitenden Personen muss 
darauf gerichtet sein, durch Täuschung einen Irrtum hervorzurufen402. 
Dieser Täuschungsvorsatz liegt regelmäßig vor, wenn objektiv nicht 
bestehende Umstände den Franchisenehmer mitgeteilt werden und der 
Mitteilende erkennen muss, dass er dadurch eine Täuschung bei seinem 
Vertragspartner bewirkt.  
                                                
400 BGH-Urteil vom 11.03.1960 – 4 StR 588/59 = BGH St14, 170. 
401 Vergleiche insoweit BGH-Beschluss vom 26.08.2003 – 5 StR 145/03 =  NStZ 2004, 
218; Urteil vom 15.12.2006 – 5 StR 181/06 = NStZ 2007, 151. 
402 OLG Frankfurt, Beschluss vom 08.04.1998 – 3 Ss 419/97 = NStZ – RR 1998, 333. 
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Weitere Voraussetzung ist, dass die Handlung subjektiv auf die Erlangung 
eines rechtswidrigen Vermögensvorteils für den Täuschenden oder eines 
Dritten gerichtet sein muss403. Dabei muss es dem Täter darauf 
ankommen, sich oder einem Dritten einen Vermögensvorteil zu 
verschaffen. Motiv oder letzter Zweck muss dies nicht sein, die 
Rechtswidrigkeit des angestrebten Vermögensvorteils muss jedoch vom 
Vorsatz umfasst sein404. 
Der Täter muss daher wissen, dass der Vertragsabschluss rechtswidrig, 
nämlich durch Täuschung mit der Möglichkeit der entsprechenden 
zivilrechtlichen Anfechtung405, erlangt wurde. Der Franchisegeber 
beziehungsweise die für ihn handelnden Personen müssen also wissen, 
dass sie mit lauteren Mitteln den Vertragsabschluss nicht herbeigeführt 
hätten.  
Erklärt der Franchisegeber im Rahmen der Vertragsverhandlungen auf 
eine entsprechende Frage des Franchisenehmers, dem Franchise-System 
würden keine Einkaufsvorteile zufließen, die es an die Franchisenehmer 
zu verteilen gebe, obwohl solche Einkaufsvorteile von den 
Systemlieferanten des Franchise-Systems auf der Grundlage der von den 
Franchisenehmern generierten Umsätze geleistet werden, so liegt nach 
der Entscheidung des OLG München vom 27.07.2006406 ein sog. 
„geheimes Abrechnungsmodell“ vor. Durch eine solche vorsätzliche 
falsche Aussage wird ein Franchisenehmer zu einer 
Vermögensverfügung, nämlich der Unterzeichnung des 
Franchisevertrages und den damit verbundenen Zahlungsverpflichtungen 
veranlasst, sodass ein Betrug i.S.v. § 263 Abs. 1 StGB vorliegen könnte. 
Aufgrund dieser Voraussetzungen des objektiven und subjektiven 
Tatbestandes des Betruges i.S.v. § 263 StGB ist nicht jeder „Lapsus“, der 
einem Franchisegeber im Rahmen der Vertragsverhandlungen mit 
                                                
403 Vergleiche zum Beispiel Fischer, StGB, § 263 Rdn.186. 
404 BGH – Beschluss vom 09.07.2003 – 5 StR 65/02 = NStZ 2003, 663. 
405 § 123 Abs. 1 BGB. 
406 BB 2007, 14 – BayWa. 
173 
 
Franchisenehmern unterläuft, als Betrugshandlung anzusehen. Wird z.B. 
eine unzutreffende Angabe über die „Floprate“ (Scheiterungsrate von 
Franchisenehmern innerhalb eines Franchise-Systems) gemacht, etwa 
weil dem den Franchisevertrag verhandelnden Mitarbeiter des 
Franchisegebers die aktuellen Zahlen nicht vorliegen und seine Aussage 
auf veralteten Zahlen beruht, so kann darin nicht schon eine betrügerische 
Handlung i.S.d. § 263 StGB gesehen werden. Anders sieht es aber dann 
aus, wenn eine Frage des Franchisenehmers wissentlich falsch 
beantwortet wird und damit für den Franchisenehmer und dessen 
Liquiditätsplanung eine Schädigung verbunden ist, etwa weil diesem 
entgegen der Übung innerhalb des Franchise-Systems erklärt wird, dass 
keine Einkaufsvorteile dem Franchise-System zufließen und insofern auch 
keine Einkaufsvorteile an die Franchisenehmer auszukehren seien. 
Voraussetzung für die Erfüllung des Betrugstatbestandes ist vielmehr 
immer, dass der Täter und damit der Franchisegeber darum weiß, dass 
die Umstände, über die er täuscht, für den Vertragspartner maßgeblich für 
den Vertragsabschluss waren. Der Täter muss also wissen, dass es dem 
Franchisenehmer gerade auf das Vorliegen derjenigen Umstände ankam, 
über welche der Franchisegeber täuschte.  
Es ist daher jeweils für jede unzutreffende Äußerung im Rahmen der 
Vertragsverhandlungen und eine möglicherweise darin liegende 
Täuschungshandlung zu untersuchen, welche diese für den Abschluss 
des Franchisevertrages haben. Hierbei kann allerdings nicht eine 
Monokausalität gefordert werden. Es genügt vielmehr, wenn die 
Umstände als eines von mehreren wesentlichen Motiven den 
Franchisenehmer veranlassten, den Vertrag abzuschließen.  
Etwa wäre zu prüfen, ob sich die unzutreffenden Angaben bei Abschluss 
eines Franchisevertrages nicht nur auf die Frage nach der Gewährung von 
Einkaufsvorteilen und deren Ausschüttung beziehen, sondern ob z. B. 
auch vorsätzlich unzutreffende Angaben zur Floprate - wie im Urteil des 
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OLG München vom 24.04.2001407 oder in der Entscheidung des OLG 
München vom 27.06.2006408 - sowie unzutreffende Angaben über den 
wirtschaftlichen Erfolg im Franchise-System insgesamt getätigt wurden409. 
Da sowohl der Umsatz als auch der Ertrag für den Erfolg eines Geschäfts 
von zentraler Bedeutung sind, kann hier regelmäßig sowohl die Kausalität 
als auch die Rechtswidrigkeit des Vorsatzes angenommen werden. 
Gleiches gilt für Täuschungshandlungen im Zusammenhang mit den 
Umständen von Vorgänger-Franchisenehmern. Vielfach werden neue 
franchisierte Gebiete vergeben, bei denen der Vorgänger-
Franchisenehmer aufgrund wirtschaftlicher Erfolglosigkeit seines 
Geschäfts aufgeben musste. Die Verträge können dann sowohl durch 
außerordentliche Kündigung als auch durch einen entsprechenden 
Aufhebungsvertrag beendet worden sein. Täuscht der Franchisegeber 
über solche Umstände zum Beispiel dadurch, dass er behauptet, der 
Franchisenehmer sei unfähig gewesen, so wird man im Ergebnis ebenfalls 
von einem Betrug ausgehen müssen. Maßgeblich ist hierbei, dass der 
Franchisegeber positive Kenntnis davon hatte, dass zum Beispiel 
aufgrund fehlender objektiver Nachfrage das Geschäft des Vorgänger-
Franchisenehmers gescheitert ist, obgleich dieser sich vertragstreu 
verhalten hat, also z. B. insb. die vom Franchisegeber angeregten 
Werbemaßnahmen durchgeführt hat. Damit wird zugleich deutlich, dass in 
der Praxis vielfach Grauzonen bestehen, die auch von der Bewertung des 
Franchisenehmerverhaltens im Bezug auf den Vorgänger-
Franchisenehmer abhängen. Dies impliziert zugleich, dass ein 
Franchisenehmer-Interessent gut beraten ist, wenn er genaue Fragen an 
den Franchisegeber richtet und die Umstände des Ausscheidens von 
früheren Franchisenehmern hinterfragt. 
 
                                                
407 BB 2001, 1759 – Aufina; dazu Böhner BB 2001, 1749. 
408 BB 2003, 443 – Personal Total; dazu Giesler/Nauschütt BB 2003, 435. 
409 Umfassend zu dieser Rechtsprechung des OLG München: Flohr, Franchisevertrag, S. 
37. 
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   II. § 263 Abs.1, 3, S.2, Nr.1 StGB 
Ein besonders schwerer Fall gem. § 263 Abs.3 S.2 Nr.1 StGB liegt 
grundsätzlich bei einer vorsätzlichen Falschauskunft über 
Lieferantenvorteile vor. Ein Franchisegeber handelt bei der Ausübung 
seines Geschäftsbetriebs und somit auch während der Verhandlungen vor 
Abschluss eines Franchisevertrages gewerbsmäßig, wenn er bei der 
Falschauskunft nicht lediglich einmalig handelt, sondern beabsichtigt, 
gleiche Falschauskünfte auch gegenüber anderen potentiellen 
Franchisenehmern zu wiederholen. Dies führt dann auch dazu, dass er die 
Falschauskünfte zu einem dauernden, zumindest aber wiederkehrenden 
Bestandteil seiner beruflichen Betätigung  macht410. 
Dementsprechend macht sich ein Franchisegeber gem. § 263 Abs.1, 3, S.2, 
Nr.1 StGB strafbar, wenn er die oben dargelegte Falschauskunft gegenüber 
Franchisenehmern nicht lediglich einmalig abgibt, sondern er sie gegenüber 
mehreren Franchisenehmern wiederholt oder dies vorhat. 
 
B. Strafbarkeit gem. § 266 StGB 
Um eine Strafbarkeit wegen Untreue gem. § 266 StGB anzunehmen, 
müsste sowohl bei Variante 1 (Missbrauchstatbestand) als auch bei 
Variante 2 (Treuebruchtatbestand) ein Vermögensbetreuungsverhältnis 
zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer bestehen.  
In der Regel finden sich solche Treuepflichten nur in fremdnützig 
typisierten Schuldverhältnissen411. Diese müssen dann dadurch 
charakterisiert sein, dass dem Täter die ihm übertragene Tätigkeit nicht 
durch ins Einzelne gehende Weisungen vorgezeichnet ist, sondern 
diesem, sei es im Rahmen vorgegebener Ziele und allgemeiner 
Richtlinien, auch Raum für eigenverantwortliche Entscheidungen gelassen 
                                                
410 RG 61, 52; 72, 315; Bay NStZ 81,29. 
411 So die Formulierung bei Lenckner/Perron, in: Schönke/Schröder, § 276 Rdn. 23a, mit 
umfassenden Rechtsprechungsnachweisen. 
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wird412. Dies wird nur dann anzunehmen sein, wenn man vom Charakter 
einer Geschäftsbesorgung i.S.v. § 675 BGB ausgeht413. Insofern müsste 
man annehmen, dass ein Franchisegeber im Rahmen der 
Vertragsverhandlungen bereits als Geschäftsbesorger im Hinblick auf die 
Vermögensinteressen des Franchisenehmers anzusehen ist. Dies ist in 
dieser allgemeinen Aussage viel zu weitgehend, selbst wenn man davon 
ausgeht, dass nach § 311 Abs. 2 Nr. 2 BGB auch derjenige auf 
Schadensersatz gegenüber dem Franchisenehmer haftet, der im Rahmen 
der Vertragsverhandlungen besonderes Vertrauen in Anspruch nimmt. Ein 
solches zivilrechtlich besonderes Vertrauen hat aber nicht bereits den 
Charakter der Vermögensbetreuungspflicht i.S.d. § 266 StGB. Der 
insoweit abzuschließende Franchisevertrag stellt sich nämlich nicht als 
fremdnützig typisiertes Schuldverhältnis dar.  
  
                                                
412 Siehe insoweit auch: Leckner/Perron, in: Schönke/Schröder, § 276 Rdn. 23a, mit 
umfassenden Rechtsprechungsnachweisen zu diesem Raum der 
eigenverantwortlichen Entscheidungen.  
413 Siehe auch insoweit die Rechtsprechungsnachweise bei Leckner/Perron, in: 
Schönke/Schröder, § 276 Rdn. 23a. 
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8. Teil: Zusammenfassung und Ausblick 
Es gibt eine Reihe unterschiedlicher Lieferantenvorteile. Sie sind in Vorteile, 
die an den Bezug der Waren anknüpfen - Warenbezugsvorteile -, in 
Vorteile, welche an eine Leistungen des Franchisegebers oder des 
Franchisenehmers anknüpfen - Dienstleistungsvorteile -, in Vorteile, welche 
an bestimmte Ereignisse anknüpfen -Ereignisbezogene Vorteile - und 
sonstige Lieferantenvorteile aufzugliedern. 
Ein Anspruch des Franchisenehmers auf Auskehrung sämtlicher 
Lieferantenvorteile ist nicht gegeben. Ein umfassender Anspruch kommt nur 
in Betracht, wenn der Franchisegeber sich vertraglich zu einer Weiterleitung 
verpflichtet. Das kann im Franchisevertrag sowohl ausdrücklich vereinbart 
werden als auch durch Auslegung einer qualifizierten Unterstützungsklausel 
geschehen. Verpflichtet sich der Franchisegeber, steht diese Verpflichtung 
unter dem Vorbehalt, dass der Lieferant eine Weiterleitung zulässt bzw. ein 
sog. Herstellervorbehalt vereinbart worden ist. 
Wenn keine vertragliche Absprache hinsichtlich der Lieferantenvorteile 
besteht, steht dem Franchisenehmer ein gesetzlicher Anspruch gemäß §§ 
675 Abs. 1, 667 Variante 2 BGB nur auf Dienstleistungsvorteile zu, welche 
an eine Handlung anknüpfen, welche der Franchisenehmer erbringt, ohne 
hierzu gegenüber dem Franchisegeber verpflichtet zu sein. 
Sonstige gesetzliche Ansprüche auf Auskehrung stehen dem 
Franchisenehmer nur in Ausnahmekonstellationen zu. Ein Anspruch nach 
einem Netzwerkrecht ist ebenso abzulehnen wie ein gewohnheitsrechtlicher 
Anspruch. 
Im strafrechtlicher Hinsicht macht sich der Franchisegeber gem. § 263 
Abs.1 (ggf. i. V. m. Abs.3, S.2, Nr.1) StGB strafbar, wenn er den 
Franchisenehmer hinsichtlich des Erhalts und der Weiterleitung von 
Lieferantenvorteilen vorsätzlich belügt. Eine Strafbarkeit gem. § 266 StGB 
liegt hingegen nicht vor, da es an der Vermögensbetreuungspflicht 
gegenüber dem Franchisenehmer fehlt. 
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Es dürfte nicht zu erwarten sein, dass nach der Rechtsprechung die 
Behandlung von Einkaufsvorteilen und deren etwaige Auskehr an 
Franchisenehmer als sog. Verbundpflicht angesehen wird. Bislang ist von 
der Rechtsprechung ein solcher Netzgedanke und das damit verbundene 
Asset-Sharing eines Franchisenehmers an den dem Franchise-System 
zufließenden Einkaufsvorteilen abgelehnt worden. Hier wird sich keine 
Änderung ergeben, da nach deutschem Zivilrecht bilaterale Verträge nur 
durch die Vertragspartner und nicht durch eine Übung innerhalb eines 
Franchise-Systems oder die Entscheidungen der Gesamtheit aller 
Franchisenehmer und eine darin zum Ausdruck kommende tatsächliche 
Übung innerhalb des Franchise-Systems abgeändert werden können.  
Es dürfte des weiteren nicht zu erwarten sein, dass es in Deutschland zu 
einer gesetzlichen Regelung des Franchising kommt und damit auch zu 
einer gesetzlichen Regelung, unter welchen Voraussetzungen 
Einkaufsvorteile an Franchisenehmer auszukehren sind. Wenn man sich in 
Deutschland bislang mit gesetzgeberischen Überlegungen im 
Franchiserecht befasst hat, dann nur mit der Frage, ob die vorvertragliche 
Aufklärung, d.h. die sog. Disclosure Requirements gesetzlich zu regeln 
sind, etwa entsprechend den Gesetzen zur vorvertraglichen Aufklärung, so 
wie diese in Belgien, Frankreich, Italien, Schweden und Spanien bestehen.  
Auch ist nicht zu erwarten, dass sich das Bundeskartellamt erneut mit 
Einkaufsvorteilen und deren Behandlung befassen wird. Hier hat die 
kartellrechtliche Rechtsprechung insgesamt das Ergebnis gebracht, dass 
eine Nichtgewährung von Einkaufsvorteilen eine kartellrechtswidrige 
Behinderung eines Franchisenehmers darstellt oder ein Marktmissbrauch 
des Franchisegebers vorliegt. Vielmehr ist insofern auch entscheidend, 
dass sich auf der Grundlage des abgeschlossenen Franchisevertrages ein 
solcher Anspruch auf Auskehr von Einkaufsvorteilen für den 
Franchisenehmer ergibt oder aber durch die Formulierung innerhalb des 
abgeschlossenen Franchisevertrages nach dem Grundsatz der 
„kundenfreundlichsten Auslegung“ zugunsten des Franchisenehmers 
ermitteln lässt. 
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